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Städte und Gemeinden stehen seit längerer 
Zeit im Fokus der gesellschaftlichen Diskussio-
nen um Klimaschutz und Nachhaltigkeit. 

Dies aus gutem Grund: Denn auch wenn na-
tional und international Vereinbarungen und 
Ziele zum Schutz des Klimas und der Umwelt 
beschlossen werden, so ist es doch die kom-
munale Ebene, auf der die meisten Maßnah-
men umgesetzt und in der Praxis verankert 
werden müssen. Dies betrifft die viel diskutier-
te Mobilitätswende ebenso wie die Einsparun-
gen im Bereich der Wärmeversorgung oder die 
Reduzierung des anhaltenden Flächenfraßes. 
So gesehen steht diese Handreichung, die sich 
vor allem an Entscheidungsträger*innen und 
Praktiker*innen aus der kommunalen Politik 
und Verwaltung richtet, in einer langen Reihe 
ähnlicher Publikationen, welche Klimaschutz-
potenziale und Nachhaltigkeitsstrategien für 
Kommunen zum Gegenstand haben. Das Be-
sondere an der vorliegenden Broschüre ist 
aber, dass es nicht – oder allenfalls am Rande 
– um Maßnahmen wie Elektromobilität, smar-
te Verkehrsleitsysteme, Wärmdämmung oder 
die Nutzung erneuerbarer Energien geht. Hier 
stehen nicht technikbasierte Wege zur Nach-
haltigkeit im Vordergrund. Die vorliegende 
Handreichung konzentriert sich vielmehr auf 
die Nachhaltigkeitsstrategie, die in der Fachli-
teratur als Suffizienz bezeichnet wird und die 
die bekannteren Ansätze der Konsistenz und 
Effizienz ergänzt. Während Konsistenz auf die 
Etablierung von Stoffkreisläufen zielt und bei 
der Effizienz durch eine Verbesserung des Ver-
hältnisses von Aufwand und Ertrag Ressourcen 
eingespart werden sollen, wird unter Suffizienz 
eine Strategie verstanden, bei der Menschen 
insbesondere durch ein verändertes Verhal-
ten zur ökologischen Nachhaltigkeit beitragen. 
Suffizienz bedeutet vor allem aber auch, da-
nach zu fragen, wie viel Mobilität, welche Woh-
nungsgrößen und wie viel Energieverbrauch – 
um nur einige Beispiele zu nennen – sich über-
haupt nachhaltig organisieren lassen. Mit an-
deren Worten, Suffizienz, das vom Lateinischen 

sufficere (genügen) abstammt, fragt danach, 
wie viel genug ist. 

Dies ist für moderne Gesellschaften eine Pro-
vokation. Denn diese folgen für gewöhnlich ei-
ner Logik der Expansion. Städte und Gemein-
den, die Bundesländer, aber auch der Bund 
sind es gewohnt, aus ihren Problemen „heraus-
zuwachsen“. Dies gilt ganz offenkundig für die 
öffentlichen Finanzen, aber auch für Arbeits-
losigkeit oder Verteilungsfragen. So sprudeln 
unter den gegenwärtigen Bedingungen bei 
ökonomischem Wachstum die Steuereinnah-
men, es enstehen Arbeitspläze und eröffnen 
sich Verteilungsspielräume, während gleich-
zeitig die Sozial- und Steuerausgaben sinken. 
Seit einigen Jahren ist „grünes Wachstum“ auch 
die dominante Strategie, mittels welcher öko-
nomische und ökologische Probleme gleicher-
maßen angegangen werden sollen. Dahin-
ter verbirgt sich die Hoffnung, dass über das 
Wachstum grüner Sektoren – wie erneuerba-
re Energien, Elektromobilität, Gebäudesanie-
rungen zur Verbesserung der Energieeffizienz 
etc. – die Volkswirtschaften als Ganzes allmäh-
lich ergrünen und so das Wirtschaftswachstum 
vom Ressourcenverbrauch entkoppelt werden 
kann. Das Problem ist nur, dass alle Erfolge im 
Bereich der Effizienz und der regenerativen Er-
zeugung von Energie zur Erreichung der Kli-
ma- und Nachhaltigkeitsziele nicht ausreichen, 
wenn gleichzeitig auch die Zahl der umgesetz-
ten Güter und Dienstleistungen kontinuierlich 
zunimmt. 

Pars pro toto lässt sich dies im Automobil-
sektor illustrieren: Zwar ist die Motorentech-
nologie heute um ein Vielfaches effizienter als 
noch vor einigen Jahren, gleichzeitig sind die 
Autos selbst leistungsstärker sowie größer ge-
worden und vor allem: deutlich mehr. So steigt 
die Zahl der Rate der zugelassenen PKWs pro 
Kopf in Deutschland weiter an und diese Ent-
wicklung hat dazu geführt, dass trotz aller Ef-
fizienzgewinne die Treibhausgasemissionen im 
Verkehrssektor ebenfalls ansteigen. Auch ei-

I. Warum weniger 
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ne komplette Umstellung auf E-Mobilität wür-
de das Mobilitätssystem in Deutschland nicht 
vollends ökologisch nachhaltig machen, da-
für bedarf es zugleich einer drastischen Redu-
zierung des PKW-Bestands, sprich, Suffizienz: 
Menschen, die ihre Mobilitätsbedürfnisse bis-
lang über den motorisierten Individualverkehr 
befriedigt haben, müssen auf ressourcenscho-
nende und emissionsarme Alternativen wie 
den Fuß- und Radverkehr, den ÖPNV oder die 
Bahn umsteigen.

Dies wird sich durch Appelle alleine aber 
nicht realisieren lassen. Was es braucht, sind 
Voraussetzungen, die die Einzelnen in die Lage 
versetzen, sich ohne Automobil fortzubewe-
gen: Einen gut ausgebauten und erschwingli-
chen ÖPVN, sichere und ausreichend Fuß- und 
Radwege, ein attraktives Mobilitätsangebot 
durch die Bahn. Dies alles kommt aber nicht 
von alleine in die Welt, sondern erfordert eine 
veränderte Stadt- und Verkehrsplanung, bei 
der den Kommunen eine entscheidende Rol-
le zukommt. Mit anderen Worten, es Bedarf 
einer kommunalen Suffizienzpolitik, für die 
der Verkehrssektor hier ein Beispiel ist. Ein sol-
cher Ansatz ist in einer Gesellschaft, die vom 
Wachstum abhängig geworden ist, äußerst an-
spruchsvoll. Infrastrukturen aus Stein und im 
Kopf, aber auch Gesetze und finanzielle Las-
ten legen den Bürger*innen und kommunalen 
Entscheidungsträger*innen gleichermaßen ein 
Weiter-so nahe. Pfadwechsel in Richtung suffi-
zienzorientierter Stadtentwicklung erfordern 
Anstrengungen, sind aber möglich – wie zahl-
reiche Beispiele in dieser Handreichung zei-
gen. Der große Vorteil der Nachhaltigkeitsstra-
tegie der Suffizienz ist, dass sie nicht von tech-
nischen Neuerungen und Durchbrüchen ab-
hängt, sondern sofort damit angefangen wer-
den kann. Verschiedene der in dieser Borschüre 
beschriebene Beispiele und Maßnahmen ma-
chen auch deutlich, dass Umweltschutz und 
sozialer Ausgleich kein Widerspruch sein müs-
sen. Im Gegenteil, umweltpolitische Ansät-
ze, die der Suffizienzstrategie folgen, ermög-
lichen in der Regel auch die Teilhabe benach-
teiligter sozialer Gruppen. Suffizienz versteht 
sich schließlich auch nicht als Alternative zur 
Effizienz- oder Konsistenzstrategie, sondern als 

komplementärer, oder um es genauer zu sa-
gen, als rahmender Ansatz: Erst bei konsequen-
ter Orientierung an der Suffizienzstrategie kön-
nen Effizienz- und Konsistenzmaßnahmen ihre 
umweltentlastende Wirkung entfalten.

Die verschiedenen in dieser kurzen Einlei-
tung angesprochenen Punkte werden in der 
vorliegenden Handreichung weiter ausgeführt: 
So erfolgt in Kapitel II eine Erörterung der Suf-
fizienzstrategie, die einerseits im öffentlichen 
und politischen Nachhaltigkeitsdiskurs weit-
gehend marginalisiert ist und hinter welcher 
sich anderseits weithin bekannte Maßnahmen 
verbergen. Kapitel III beschäftigt sich systema-
tisch mit den Wachstumstreibern, Hemmnis-
sen und Grenzen von Suffizienzmaßnahmen in 
zeitgenössischen Gesellschaften, insbesondere 
auf der kommunalen Ebene. Dies hat zum Ziel, 
ein realistisches Bild von den Spielräumen der 
Kommunen zu gewinnen und so einen naiven 
Machbarkeitsoptimismus zu vermeiden. Ka-
pitel IV arbeitet systematisch die Faktoren he-
raus, unter denen kommunale Suffizienzpoli-
tik dennoch möglich ist und in Kapitel V finden 
sich zahlreiche anschauliche und praxisnahe 
Beispiele aus verschiedenen Städten, darunter 
Ravensburg, Tübingen und Siegen. Kapitel VI 
macht deutlich, dass mit Suffizienzpolitik in je-
der Stadt zu jeder Zeit begonnen werden kann 
– so kommunale Entscheidungsträger*innen 
aus Politik und Verwaltung diese Strategie ent-
schlossen und ausdauernd verfolgen wollen. 

Durch das Buch zieht sich ein spezifisches 
Thema als Feld der Suffizienzpolitik: Der Um-
gang mit Flächen sowie suffizienzpolitische 
Anstrengungen, die anhaltende Flächenin-
anspruchnahme einzudämmen. Dies ermög-
licht die Fokussierung, ist aber beispielhaft 
zu verstehen. Die beschriebenen Hemmnis-
se, Erfolgsfaktoren und Maßnahmen lassen 
sich auch in andere Bereiche der Umwelt- und 
Nachhaltigkeitspolitik übertragen. Der Text 
möchte nicht allein für die Suffizienzstrategie 
werben, sondern auch konkretes Rüstzeug für 
Entscheidungsträger*innen aus der kommu-
nalen Politik und Verwaltung mit an die Hand 
geben, diese umzusetzen und so die Bürger*in-
nen in die Lage zu versetzen, bei hoher Lebens-
qualität weniger Ressourcen zu verbrauchen. 

I. Einleitung: Warum weniger genug werden muss
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II. Suffizienz als kommunale 
Nachhaltigkeitsstrategie

Suffizienzorientierte Stadtentwicklung – das 
klingt komplizierter, als es ist. Gemeint ist da-
mit, die städtische Infrastruktur so zu gestal-
ten, dass nachhaltiges Leben nicht nur möglich, 
sondern einfach wird. Mit Suffizienzmaßnah-
men kann jede Kommune sofort beginnen. Sie 
bedürfen keiner teuren Technik oder großer In-
vestitionen. Es genügt, die bestehenden recht-
lichen Rahmenbedingungen zu nutzen. Allein: 
Suffizienz stellt den Zwang zu wachsen in Fra-
ge. Und das ist ein Problem. 

Innen- vor Außenentwicklung, Ausbau der 
Radinfrastruktur und die Förderung gemein-
schaftlichen Wohnens sind drei Beispiele für 
Suffizienzmaßnahmen. In Stadtentwicklungs-
prozessen werden sie und viele weitere der in 
diesem Buch genannten Maßnahmen ange-
wendet, um zur langfristigen Einsparung von 
Ressourcen – in diesen Fällen steht ein scho-
nender Umgang mit Flächen im Vordergrund – 
beizutragen. 

Anders als die Maßnahmen und Vorgehens-
weisen, die er beschreibt, ist der Begriff der 
Suffizienz in der Öffentlichkeit noch weitge-
hend unbekannt. Was also bedeutet Suffizi-
enz? In der Nachhaltigkeitsforschung werden 
Suffizienz, Effizienz und Konsistenz als Nach-
haltigkeitsstrategien bezeichnet. Mit diesen 
Begriffen werden unterschiedliche Vorgehens-
weisen beschrieben, mit denen Nachhaltig-
keitsziele erreicht werden sollen. Dass Nach-
haltigkeit ein erstrebenswertes gesellschaftli-
ches Ziel ist, ist weithin unumstritten. Was je-
doch genau darunter verstanden wird und 
wie sie erreicht werden kann, darüber gehen 
die Ansichten weit auseinander und auch die 
drei Nachhaltigkeitsstrategien unterscheiden 
sich in wesentlichen Gesichtspunkten vonein-
ander. Zwischen „sozial-ökologischer Moder-
nisierung“ und „Postwachstum“ beispielswei-
se liegen sehr unterschiedliche Vorstellungen 
davon, wie und unter welchen sozialen, poli-
tischen und ökonomischen Bedingungen zu-

kunftsfähige Austauschbeziehungen zwischen 
Natur und Gesellschaft gestaltet werden sollen 
und können.

Der Begriff der Nachhaltigkeit geht zurück 
auf die Krise der Forstwirtschaft im Europa des 
18. Jahrhunderts. Vor dem Hintergrund des 
Holzmangels im präindustriellen Europa be-
schrieb Carl von Carlowitz jenen Umgang mit 
der Ressource Holz als nachhaltig, in dem ein 
Gleichgewicht bestünde zwischen dem Holz, 
das geschlagen und genutzt wurde, und den 
Bäumen, die neu gepflanzt wurden. Zeit spielt 
in diesem frühen Nachhaltigkeitskonzept ei-
ne große Rolle und zwar in zweierlei Hinsicht. 
Zum einen im Bewusstsein der Regenerations-
zeit natürlicher Ressourcen und zum anderen 
in der Vorsorge für die Zukunft, in der der Roh-
stoff Holz ebenfalls noch verfügbar sein sollte.

Zu gängigen Begriffen in Wissenschaft, Po-
litik und Gesellschaft wurden Nachhaltig-
keit und nachhaltige Entwicklung durch den 
Brundtland-Bericht von 1987.1 Dieser Bericht 
der Weltkommission für Umwelt und Entwick-
lung der Vereinten Nationen definierte nach-
haltige Entwicklung als „Entwicklung, die die 
Bedürfnisse der Gegenwart befriedigt, ohne zu 
riskieren, daß künftige Generationen ihre eige-
nen Bedürfnisse nicht befriedigen können.“ In-
tergenerationelle Gerechtigkeit, das heißt, das 
Ziel, kommenden Generationen vergleichbare 
Möglichkeiten zur Gestaltung ihres Lebens zu 
erhalten, war wesentlicher Teil des Nachhaltig-
keitsgedankens. Inzwischen wird unter Nach-
haltigkeit nicht allein ein schonender Umgang 
mit Natur und Umwelt verstanden, es werden 
vielmehr auch soziale und ökonomische As-
pekte – Gerechtigkeit, Minderung (globaler) 
sozialer Ungleichheit, gesellschaftlicher Wohl-
stand – für relevant erachtet, um Nachhaltig-
keit beziehungweise die nachhaltige Entwick-
lung von Gesellschaften zu erreichen. In wel-
chem Verhältnis die drei Dimensionen Ökolo-
gie, Ökonomie und Soziales zueinander stehen, 
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II. Suffizienz als kommunale Nachhaltigkeitsstrategie

|  S U F F I Z I E N Z  |  
|  K O N S I S T E N Z  |

|  E F F I Z I E N Z  |

EFFIZIENZ
Erhöhung des  Wirkungsgrades

KONSISTENZ
Kreislaufführung, 

regenerative 
Ressourcen

A+

EINE KOMBINATION DER DREI STRATEGIEN
im Sinne starker Nachhaltigkeit bedeutet einerseits zu ermitteln, 
welche Bedarfe es gibt und andererseits zu definieren, wie viele 
Ressourcen für dieses Bedürfnis zur Verfügung stehen. Am Bei-

spiel Fläche und Mobilität: Vorausgesetzt wird, Menschen wollen 
mobil sein und sich möglichst uneingeschränkt in einer Stadt be-
wegen können. Wenn Verkehrsflächen nicht ausgeweitet werden 
sollen, gilt es abzuwägen, wie sowohl die Zahl der Wege als auch 

die Weglängen verkürzt werden und wie möglichst viele Men-
schen ihr Mobilitätsbedürfnis niedrigschwellig, sicher und be-

quem erfüllen können (SUFFIZIENZ). 
Die entsprechenden Verkehrsmittel sollten auf der Basis erneuer-
barer Energieträger (KONSISTENZ) so effizient (EFFIZIENZ) wie 

möglich gestaltet werden.

Durchschnittliche 
Wohnfläche pro Kopf 

in Deutschland:
1990: ca. 35 m2

2020: ca. 47 m2

SUFFIZIENZ
Veränderung sozialer Praktiken 
und Setzen absoluter Grenzen

Beispiel Wohnen Beispiel Mobilität

LEDA+++

In Deutschland 
zugelassene PKW
1990: ca. 30,6 Mio PKW
2020: ca. 47,7 Mio PKW
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ob gleichberechtigt nebeneinander oder vom 
Primat einer der drei Dimensionen bestimmt, 
ist Gegenstand vielfältiger Diskussionen. Ob 
man etwa von der Notwendigkeit des vorran-
gigen Schutzes und Erhalts der ökologischen 
Grundlagen ausgeht, hängt auch davon ab, 
für wie sinnvoll, realistisch und zielführend die 
Kompensation oder Reduktion von Umwelt-
veränderungen durch sozio-technische Inno-
vationen oder durch wirtschaftliches Wachs-
tum gehalten wird. 

Womit wir bei den Nachhaltigkeitsstrategien 
wären. 

Ein Leitbild, drei Strategien: 
Effizienz, Konsistenz 
und Suffizienz

Gemeinsam ist den Strategien Effizienz, Kon-
sistenz und Suffizienz, dass mit ihnen die abso-
lute Reduktion des Ressourcenverbrauchs zur 
Bewahrung der materiellen und ökologischen 
Basis menschlicher Existenz erreicht werden 
soll. Vom Sozialen und der Ökonomie wird 
noch die Rede sein.

Zentrale Unterschiede zwischen den drei 
Strategien gibt es in Bezug auf die übergeord-
neten Ziele und die Mittel, mit der die Reduk-
tion erreicht werden soll, und hinsichtlich des-
sen, was verändert wird. Differenzen finden 
sich zudem im zeitlichen Horizont, in Bezug 
auf mögliche Rebound-Effekte und mit Blick 
auf die angestrebte Veränderung gegenwärtig 
dominanter Lebens- und Konsumweisen. 

Die bekannteste der drei Strategien, die Effi-
zienz, sucht den Ressourcenverbrauch zu redu-
zieren, indem Energie und Material so einge-
setzt werden, dass mit weniger Input mehr Re-
sultate erzielt werden können. Als effizient gel-
ten Produkte oder Produktionsprozesse, wenn 
sie bei geringerem Material- oder Energieein-
satz gleichwertige oder mit derselben Menge 
an investierter Energie oder Ressourcen bes-
sere Bilanzen hinsichtlich ihrer Leistungsfähig-
keit aufweisen können. Im Zentrum der Effizi-
enz steht die Erhöhung der Material-, Ressour-
cen- und Energieproduktivität durch techni-
sche Innovationen oder Prozessoptimierung. 
Effizienzsteigerung bietet erhebliches Poten-
tial zur Drosselung des Ressourcenverbrauchs, 
allerdings nur wenn gewährleistet ist, dass ein-
gesparte Energie oder nicht genutztes Materi-
al tatsächlich ungenutzt bleibt. Mit einer Viel-

zahl von Studien hingegen ist inzwischen fol-
gender problematische Zusammenhang be-
legt: Einsparungen werden oft durch eine ver-
stärkte oder veränderte Nutzung von Gütern 
nicht vollständig ausgeschöpft, nivelliert oder 
gar überkompensiert. Der Zusammenhang 
zwischen Effizienzeinsparungen und vermehr-
tem Ressourcenverbrauch durch Verhaltens-
veränderungen wird in der Nachhaltigkeits-
forschung als Reboundeffekt bezeichnet.2 Ei-
ne Ursache für Reboundeffekte sind geringe-
re Herstellungskosten und in der Folge nied-
rigere Verkaufspreise, die sich in gesteigerter 
Nachfrage nach und veränderter Nutzung von 
Gütern niederschlägt. Die Entwicklung effizi-
enterer Autos zum Beispiel hat – in Kombina-
tion mit wachsendem gesellschaftlichen Wohl-
stand – dazu beigetragen, dass in den letzten 
Jahrzehnten nicht nur die PKW-Zulassungs-
zahlen kontinuierlich gestiegen sind, sondern 
auch die zurückgelegten Personenkilometer. 
Zudem werden größere und leistungsstärkere 
Wagen produziert und gekauft. Grundsätzlich 
mögliche Effizienzgewinne und daraus ableit-
bare Umweltentlastungen hingegen blieben 
aus. 

Die Strategie der Konsistenz basiert darauf, 
Produktionsprozesse so zu organisieren, dass 
sie in möglichst geschlossenen Stoffkreisläu-
fen, mit anderen Worten als Kreislaufwirtschaft, 
funktionieren. Das bedeutet auch, Abfallstof-
fe und Emissionen zu vermeiden, um nicht nur 
Ressourcen zu schonen, sondern zudem die 
Belastung von Senken – Wälder, Böden, Mee-
re und Moore, die CO2 aufnehmen und bin-
den – zu minimieren. Von Menschen geschaf-
fene Produkte und Technologien sollen idea-
lerweise so gestaltet sein, dass sie Ressourcen 
und Ökosysteme erhalten und Umweltzerstö-
rungen umgehen. Naturverträgliche, an na-
türliche Rhythmen und Systeme angepasste 
Energie- und Ressourcennutzung soll den blo-
ßen Ressourcenverbrauch ersetzen. Beispie-
le für die Anwendung der Konsistenzstrategie 
ist die Energiewende in Deutschland, durch 
die erneuerbare Energiequellen fossile Ener-
gieträger zur Stromerzeugung ablösen sollen, 
oder die ökologische Landwirtschaft, die auf 
eine umweltschonende Herstellung von Le-
bensmitteln setzt. Im Alltag begegnet uns die 
Konsistenzstrategie darüber hinaus in Form 
von Pfandsystemen oder Papierrecycling. Kon-
sistenz zielt also auf den Erhalt von Ressour-
cen, Materialien und Produkten durch die Nut-
zung regenerativer Stoffe einerseits und mög-
lichst langer Nutzungsdauer, Pflege, Repara-
tur und Wiederverwertung andererseits. Wer-
den nicht erneuerbare Ressourcen eingesetzt, 

II. Suffizienz als kommunale Nachhaltigkeitsstrategie
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so steht Konsistenz für das 
möglichst vollständige Re-
cycling der Stoffe und Mate-
rialien. Die Konsistenzstrate-
gie birgt ebenfalls erhebliche 
Ressourceneinsparpotentia-
le. Allerdings gibt es auch hier 
Hinweise auf Reboundeffekte 

– man denke etwa an das Fahr-
zeug mit umweltschonender 
Antriebstechnik, das genau 
dieser Technik wegen intensiver genutzt wird. 
Zudem verlangt der Anspruch, gesellschaftli-
che Energie- und Materialflüsse an natürliche 
Stoffkreisläufe anzupassen, erhebliche langfris-
tige technische Neuerungen. Nicht zuletzt wä-
ren tiefgreifende gesellschaftliche Veränderun-
gen nötig, um beispielsweise 100 Prozent des 
Energiebedarfs aus Erneuerbaren zu gewin-
nen. Sollte das realisiert werden, müsste nicht 
nur ein Vielfaches der heutigen Flächen für 
die Energiegwinnung genutzt werden, auch 
Produkte, Produktionsprozesse und Vertriebs-
wege müssten deutlich umgstaltet werden.3 
Man ahnt, wie weit dieser Weg ist, wenn man 
die langsame Entwicklung der Elektromobilität 
und den entsprechenden Ausbau der Ladeinf-
rastruktur beobachtet. 

Während Effizienz und Konsistenz durch die 
Veränderung von Produkten und Produktions-
prozessen weniger Ressourcen aufwenden sol-
len, setzt die Suffizienz bei den Menschen und 
deren Bedürfnissen an. Suffizienz bedeutet, 
den Ressourcen- und Naturverbrauch durch 
andere Verhaltensmuster und Lebensweisen 
zu verringern. Der Begriff leitet sich ab vom 
lateinischen Verb sufficere, das mit ausreichen, 
genügen oder fähig sein übersetzt wird. Als 
Nachhaltigkeitsstrategie bedeutet das, danach 
zu fragen, was nötig ist, was ausreicht und wie 
viel genügt, um ein gelingendes, ein gutes Le-
ben zu führen. Damit rücken Bedürfnisse, All-
tagspraktiken und Konsumverhalten und nicht 
Produkte ins Blickfeld. Mit anderen Worten: Ef-
fizienz und Konsistenz setzen auf im weitesten 
Sinn technische, Suffizienz dagegen auf soziale 
Innovationen.

Der Unterschied zwischen den Strategien 
sei schlaglichtartig an zwei Themenfeldern aus 
den Bereichen verdeutlicht, die in dieser Bro-
schüre ein zentrale Rolle spielen: Wohnen und 
Mobilität. Nachhaltigkeit im Bereich Wohnen 
wird gegenwärtig primär mit Nachhaltigkeit 
beim Bauen übersetzt. Beim Neubau heißt das 
insbesondere verbesserte Wärmedämmung 
und der Einsatz erneuerbarer Energien für Hei-
zung, Beleuchtung und Warmwasser. Unter 

energetischer Sanierung wird 
eine Ertüchtigung von beste-
henden Gebäuden ebenfalls 
primär durch Dämmung ver-
standen, durch die Energie-
verluste minimiert und damit 
der CO2-Verbrauch verringert 
werden. Mitunter kommen 
auch langlebige, erneuerba-
re oder recyclingfähige Bau-
stoffe zum Einsatz. Diese bau-

lichen und technischen Maßnahmen zur Nach-
haltigkeit sind den Strategien der Konsistenz 
und Effizienz zuzuordnen. Sich mit der Suffizi-
enzstrategie dem Wohnen zu widmen bedeu-
tet hingegen zum Beispiel, zu überlegen, wel-
che unterschiedlichen Bedürfnisse sich mit 
dem Wohnen verbinden und wie diese befrie-
digt werden können, ohne beständig „mehr 
haben wollen zu müssen“, wie Uta von Win-
terfeld den Druck beschrieben hat, der durch 
permanentes Wachstumsstreben entsteht.4 So 
verändert sich im Lebensverlauf etwa der Be-
darf an Platz. Suffizienz meint in diesem Fall, 
die vorhandenen Wohnungen und Gebäude 
zu nutzen, ohne dem Bestehenden etwas Neu-
es hinzuzufügen. Mögliche Alternativen wä-
ren Wohnungstausch, flexible Grundrisse oder 
mehr Flächen, die gemeinschaftlich genutzt 
werden. Sollten neue Wohnungen zwingend 
erforderlich sein, ist zu prüfen, wie das Wohn-
umfeld gestaltet sein muss, damit trotz kleiner 
Wohnfläche pro Kopf die Lebensqualität erhal-
ten bleibt. 

Dieselbe Denkbewegung lässt sich im Be-
reich Mobilität nachvollziehen. Mit Effizienz- 
und Konsistenzmaßnahmen wird derzeit pri-
mär versucht, Autos als dominante Verkehrs-
mittel nachhaltiger zu machen. Sie werden in 
der Herstellung und im Verbrauch optimiert 
oder mit neuen Antriebstechnologien basie-
rend auf erneuerbaren Energiequellen ausge-
stattet. Zuvorderst sei hier die Förderung der 
Elektromobilität genannt. Mobilität durch die 
Brille der Suffizienz betrachtet bedeutet Lösun-
gen für das zugrundeliegende Anliegen zu fin-
den: Für das Bedürfnis sicher, schnell und kom-
fortabel von A nach B zu gelangen. Gibt es Al-
ternativen zum Auto? Für die individuelle Mo-
bilität geraten das Fahrrad, der ÖPNV, das Zu-
Fuß-gehen oder die geteilte Nutzung privater 
PKW in den Blick. In Bezug auf die Mobilitäts-
infrastruktur heißt Suffizienz, Möglichkeiten 
zu schaffen, diese Fortbewegungsarten durch 
den Ausbau entsprechender Infrastrukturen 
und kostengünstiger Angebote beim ÖPNV zu 
fördern. Daneben gilt es unter dem Blickwinkel 
der Mobilitätssuffizienz grundsätzlich danach 
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zu fragen, welche Infrastrukturen/
Bedingungen es ermöglichen, die 
Wegelänge und Wegeanzahl insge-
samt zu verringern. 

Den drei Strategien gemeinsam 
sind die Anerkennung ökologischer 
Grenzen und die daraus abgeleite-
te Erkenntnis, dass der Ressourcen- 
und Naturverbrauch eingeschränkt 
werden muss, um soziale und öko-
logische Gerechtigkeit in Gegen-
wart und Zukunft zu ermöglichen. 
Ein wesentlicher Unterschied zwi-

schen den Dreien besteht indes darin, dass ins-
besondere die Effizienz- aber auch die Konsis-
tenzstrategie von der Vorstellung getragen 
wird, Wachstum und Ressourcenverbrauch 
entkoppeln zu können. Mit anderen Worten, 
dass es möglich ist, aus dem Vorhandenen mit-
tels technischer Innovationen qualitativ und 
quantitativ mehr machen zu können. Die Suf-
fizienz hingegen hält Entkopplung und damit 
unbegrenztes ökonomisches Wachstum vor 
dem Hintergrund begrenzter Ressourcen für 
unmöglich. Die drei Strategien unterscheiden 
sich deshalb auch in Bezug auf die zu ihrer Re-
alisierung notwendige Eingriffstiefe in gesell-
schaftliche Prozesse. Pointiert formuliert: Effi-
zienz und Konsistenz wohnt das Versprechen 
inne, alles könne so bleiben, wie es ist, nur mit 
besseren Produkten und Produktionsprozes-
sen. Suffizienz hingegen geht von nicht aus-
weitbaren ökologischen Grenzen aus und stellt 
Wachstum als dominanten Konfliktlösungsmo-
dus moderner Gesellschaften grundsätzlich in 
Frage. Entsprechend beinhaltet Suffizienz im-
mer die Frage nach der gerechten Verteilung 

von Ressourcen. Denn wenn aus 
dem Vorhandenen nicht mehr ge-
macht werden kann, muss das zur 
Verfügung stehende geteilt wer-
den.5 Die Kombination aus implizi-
ter Wachstumskritik, ökologischen 
Grenzen und Verteilungsfragen 
macht Suffizienz zu einer komple-
xen und konfliktreichen Angelegen-
heit (siehe Kapitel III). 

In der Nachhaltigkeitsforschung wird seit ge-
raumer Zeit darauf hingewiesen, dass sich die 
drei Strategien ergänzen, ja, dass ihre Kombi-
nation zwingend notwendig ist, um die jewei-
ligen Einsparpotentiale realisieren zu können.6 
Um die negativen Effekte der technikbasierten 
Strategien und insbesondere Reboundeffekte 
zu minimieren, wäre es zwingend notwendig, 
die Suffizienz als Rahmenkonzept zu fassen 
und deren Ausgestaltung nach Effizienz- und 

Konsistenzgesichtspunkten zu betreiben. Für 
das Mobilitätssystem hieße das etwa, den mo-
torisierten Individualverkehr weitestgehend 
einzuschränken und nachhaltigen Verkehrs-
formen (ÖPNV, Rad- und Fußverkehr) deut-
lich mehr Platz und Unterstützung zu geben. 
Würde zusätzlich die technische Ausstattung 
der Verkehrsmittel ressourceneffizient und auf 
der Basis erneuerbarer Energieträger gestaltet, 
könnten sich die Einsparungen, die sich aus 
Verhaltensänderungen und technischen Fort-
schritten ergeben, addieren. Von Suffizienz 
oder Genügsamkeit als Leitmotiv gesellschaft-
licher Entwicklung allerdings kann bisher nicht 
die Rede sein. In einer wachstumsorientierten 
Welt, in der technische Entwicklungen, basie-
rend auf historischer Erfahrung, gleichbedeu-
tend mit gesellschaftlichem Fortschritt sind, ist 
allein die Frage, ob weniger genug sein könnte, 
ein Affront.

Das Weniger gestalten: 
Suffizienzpolitik 

Suffizienzpolitik meint die Förderung von 
Maßnahmen, die den Ressourcenverbrauch in 
der Produktion und beim Konsum begrenzen. 
Als Nachhaltigkeitsstrategie, als planvoller An-
satz also, dessen Perspektiven, Instrumente 
und Maßnahmen gefördert und genutzt wer-
den können, ist Suffizienz bis heute nicht auf 
der klima- oder umweltpolitischen Tagesord-
nung. Auf die Bedeutung von (kommunaler) 
Suffizienzpolitik ist in den letzten Jahren zu-
meist von Wissenschaftler*innen und Umwelt-
aktivist*innen hingewiesen worden. Bislang 
mit begrenzter Resonanz. Während Umwelt-
techniken, Ressourceneffizienz und Maßnah-
men, die die Konsistenzstrategie vorantreiben, 
ökonomisch und institutionell vielfältige Un-
terstützung von Politik und Wirtschaft erfah-
ren, kann dies für die Suffizienzstrategie nicht 
in gleicher Weise konstatiert werden.

Politische Interventionen zur Suffizienz be-
schränken sich zumeist auf normativ gerahm-
te Apelle. Einwohner*innen werden aufgeru-
fen, Maß zu halten und verantwortlicher zu 
konsumieren. Man solle weniger fliegen, weni-
ger Fleisch essen, auf Autobahnen langsamer 
fahren, häufiger zu Fuß gehen oder öffentliche 
Verkehrsmittel nutzen. Der Suffizienzgedanke 
wird hier in Form von Aufrufen zum Verzicht 
beim persönlichen Konsum artikuliert. In eine 
ähnliche Richtung zielt das Konzept des ökolo-
gischen Fußabdrucks, eine Art Buchhaltungs-
system für den individuellen Ressourcenver-
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brauch, mit dem sich berechnen 
lässt, wie viel Fläche benötigt 
wird, um die jeweilige Konsum-
weise zu realisieren.7 Auch die 
viel diskutierte Kennzeichnungs-
pflicht für Lebensmittel verortet 
die Verantwortung für ressour-
censchonendes oder ressour-
cenintensives Verhalten beim In-
dividuum. Wenn Verbraucher*in-
nen nur ausreichend informiert sind, stellt sich, 
so der fromme Wunsch, das nachhaltige Han-
deln mit den entsprechenden Umwelteffekten 
gewissermaßen von selbst ein. 

In dieser Publikation geht es um Suffizienz-
politiken, die die Reduktion des Naturver-
brauchs nicht als individuelle Aufgabe son-
dern als gesellschaftliche Herausforderung 
begreifen. Um Politiken also, die darauf abzie-
len, Menschen in die Lage zu versetzen, sich 
in ihrem Alltag so zu verhalten, dass sie weni-
ger Ressourcen verbrauchen. Denn das Aus-
maß des Ressourcenverbrauchs ist nicht, oder 

zumindest nicht allein und aus-
schließlich, vom Individuum und 
seinen Konsumentscheidungen 
abhängig, sondern steht im un-
mittelbaren Zusammenhang 
mit gesellschaftlichen Rahmen-
bedingungen. Kommunale Suf-
fizienzpolitik ist in diesem Sinn 
nicht der Versuch, Menschen da-
zu zu bewegen, sich anders zu 

verhalten. Vielmehr besteht die Herausforde-
rung darin, Infrastrukturen und Dienstleistun-
gen so zu gestalten, dass Menschen möglichst 
wenige Ressourcen verbrauchen und dennoch 
ihre Bedürfnisse befriedigen können. Kurz: Es 
geht um die Gestaltung von kommunalen Inf-
rastrukturen und Dienstleistungen, die ein res-
sourcenschonendes Verhalten ermöglichen 
und nahelegen.

Ob und in welchem Umfang ein ressour-
cenleichtes Leben möglich ist, hängt von kul-
turellen Leitbildern ebenso ab wie von den 
zur Verfügung stehenden Infrastrukturen. Bei-
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Dargestellt ist die Fläche, die unterschiedliche Verkehrsarten – PKW, Bus, Straßenbahn, 

Stadtbahn, Fahrrad, Fußgänger*in – pro Person in Anspruch nehmen. Berechnungsgrund-
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ÖPNV, insbesondere bei hoher Auslastung, flächenschonend ist. 

Daten: Martin Randelhoff, zukunft-mobilität.net. CC BY 3.0

PKW, mit 1,4 Personen besetzt Bus, 20% besetzt Straßenbahn/
Tram, 20 % 
besetzt

Stillstand

30 km/h

50 km/h

13,5

65,2

circa 140

Fahrrad

1,2

41

Bus, 40% besetzt

1,2

4,5
8,1

2,5

8,6

15,9

2,8
5,5

9

Fußgänger*in,
max. 4 km/h

circa
0,95
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des prägt Normalitätsvorstellungen und Er-
wartungshaltungen. Der Besitz eines Einfa-
milienhauses oder einer Eigentumswohnung 
gilt als wesentliches Merkmal dafür, es im Le-
ben zu etwas gebracht zu haben. Ähnlich ver-
hält es sich mit großen, leistungsstarken Autos. 
Wie stark Leitbilder verankert sind, wird immer 
dann spürbar, wenn sie in Frage gestellt wer-
den. In den mit großer Verve, ja mitunter Ag-
gression geführten Diskussionen um das Tem-
polimit auf Autobahnen oder um die Einfüh-
rung der sogenannten Pop-up Bike Lanes geht 
es eben nicht nur um konkurrierende (um-
welt-)politische Positionen. In diesen Debatten 
wird vielmehr auch um gesellschaftliche Wert-
haltungen und um das, was als normal, was als 
gegeben gelten kann, gerungen. Suffizienzpo-
litik kann dazu beitragen, Normalitätsvorstel-
lungen zu verschieben, indem durch die Ge-
staltung urbaner Räume nachhaltige Verhal-
tensweisen unterstützt und nicht-nachhaltiges 
Handeln erschwert wird. 

Suffizienzpolitik und 
Flächenknappheit 

„Kauft Land, es wird keines mehr gemacht“, 
soll Mark Twain gesagt haben. Tatsächlich lässt 
die steigende Nachfrage nach Land verfügba-
re Flächen in Kommunen knapp werden. Der 
Wohnflächenbedarf steigt kontinuierlich, je-
des Jahr werden mehr und immer größere Au-
tos zugelassen, gleichzeitig sollen Nachhaltig-
keitsziele erreicht und Ressourcen in Städten 
geschont werden. Städte sollen lebendig und 
lebenswert sein – und resilient werden gegen-
über den Folgen des Klimawandels und ande-
ren gravierenden Umweltveränderungen. In 
vielen Kommunen wird zunehmend spürbar, 
wie die Knappheit der Flächen die politischen 
Handlungsspielräume der lokalen Politik und 
Verwaltung einschränkt. Weil es vielerorts kei-
ne oder nur noch wenige Flächen in kommu-
naler Hand gibt, können Kommunen entste-
hende Konkurrenzen zwischen unterschiedli-

chen Nutzungsansprüchen weniger 
direkt mitgestalten. Die entstehen-
den Konflikte können aber oftmals 
nicht mehr durch Wachstum, sprich 
durch eine weitere Ausdehnung 
der Siedlungsfläche in den Außen-
bereich gelöst werden, da dort Flä-
chenknappheit herrscht oder ande-
re Nutzungsansprüche bestehen. 
Zudem stellt der Flächenverbrauch 
ein aktuell virulentes ökologisches 

Problem dar, da täglich noch immer rund 66 
Hektar Land neu in Anspruch genommen wer-
den. Und nicht zuletzt stehen bei der Nutzung 
von Flächen immer auch soziale Fragen im Fo-
kus, die sich, einhergehend mit der angespro-
chenen Knappheit, in zahlreichen Kommunen 
zusehends verschärfen und städtische Räu-
me zu umkämpften Räumen werden lassen.8 
Wohnen und Mobilität sind die beiden Berei-
che, die den größten Beitrag zur Flächeninan-
spruchnahme leisten. 

Doch woher kommt der Hunger nach Flä-
che? In den letzten Jahrzehnten haben wach-
sender gesellschaftlicher Wohlstand und kul-
turelle Leitbilder den Flächenverbrauch beför-
dert. Diverse Subventionen und Steuererleich-
terungen, wie etwa die Pendlerpauschale, die 
Abwrackprämie, das Baukindergeld oder die 
Eigenheimzulage schufen zudem Anreize für 
ressourcenintensive Lebensstile. Ähnliche Dy-
namiken zeigen sich im Mobilitätsbereich in 
Bezug auf das Automobil, dessen Verbreitung 
als Hauptursache für die Flächeninanspruch-
nahme im Verkehrssektor gelten kann, schlicht 
weil das Auto ein flächenintensives Verkehrs-
mittel ist. Der Flächenbedarf liegt sowohl im 
ruhenden Verkehr als auch in der Nutzung um 
ein Vielfaches über dem des ÖPNV, des Rad- 
oder Fußverkehrs. Analog zum Wohnbereich 
gibt es auch hier verschiedene soziokulturel-
le, ökonomische und politisch-rechtliche Rah-
mensetzungen, wie das sogenannte Dienstwa-
genprivileg oder Stellplatznachweispflichten, 
die eben diese Mobilitätsform gegenüber öf-
fentlichen und flächensparenden Alternativen 
wie Bus, Bahn oder Fahrrad bevorzugen.

Zudem liegt in der Finanzierung der Kommu-
nen selbst eine Ursache für deren oftmals ex-
pansive Flächenpolitik. Da die maßgeblichen 
Einnahmen der Kommunen von Einwohner*in-
nenzahlen und Gewerbeansiedlungen abhän-
gig sind, konkurrieren diese im Wesentlichen 
über die Ausweisung von attraktivem Bauland 

– als Angebot an Einwohner*innen und Gewer-
bebetriebe – miteinander und lassen so noch 
immer den Flächenbedarf steigen. 

Von gestern? 
Kommunale 

Suffizienzpolitik

Um dem Druck auf die Fläche zu begegnen, 
greifen Kommunen, manche davon werden 
in Kapitel IV näher beschrieben, auf viele be-
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reits seit Jahrzehnten in der Stadtentwicklung 
und Raumplanung bekannte Konzepte zurück. 
Sei es das Leitmotiv der Stadt der kurzen We-
ge, die funktionsgemischte Stadt oder die ein-
gangs bereits erwähnte Innen- vor Außenent-
wicklung. Diese Maßnahmen verbindet die Vi-
sion einer Stadt als Konglomerat kleinteiliger 
Strukturen, die überschaubar sind und in de-
nen die Bedürfnisse des Alltags mit möglichst 
wenig Aufwand befriedigt werden können. Für 
Jan Gehl lässt sich dies realisieren, wenn Städte 
nach „menschlichem Maß“ gestaltet werden.9 
Gehl, Stadtplaner und Architekt aus Kopenha-
gen, hat maßgeblich dazu beigetragen, die dä-
nische Hauptstadt in den letzten Jahrzehnten 
nach dieser Prämisse umzugestalten. Mensch-
liches Maß bedeutet zum Beispiel die Mobili-
tätsinfrastruktur nicht am Tempo der Automo-
bilität auszurichten, sondern an dem der Fuß-
gänger- und Fahrradfahrer*innen. In Kopen-
hagen wurde Stadtentwicklung dem entspre-
chend in den vergangenen 40 Jahren genau 
gegenläufig zum dominanten Modell der au-
togerechten Stadt praktiziert. Sukzessive wur-
de das Autofahren deprivilegiert, die Nutzung 
des Fahrrads oder das Zu-Fuß-Gehen hinge-
gen gefördert; durch Straßensperrungen, Tem-
polimits und die Wegnahme von Parkplätzen 
einerseits sowie den erheblichen Ausbau der 
Fahrradinfrastruktur auch weit jenseits der In-
nenstadt andererseits. Kopenhagen zählt heu-
te zu einer der fahrradfreundlichsten Städte 
der Welt und wurde wiederholt zu der Stadt 
mit der höchsten Lebensqualität gewählt.

In einer Umfrage aus dem Jahr 2018 wurden 
die Einwohner*innen von Kopenhagen ge-
fragt, warum sie das Fahrrad nutzen.10 Die Ant-
worten waren sehr aufschlussreich: Nur sieben 
Prozent der Befragten gaben an, das aus Um-
weltschutzgründen zu tun. Dagegen sagten 56 
Prozent, sie radelten, weil sie so am schnells-
ten in der Stadt voran kämen und weil das die 
einfachste Fortbewegungsart sei. Alles, was an 
der Nutzung des Rades jenseits der Schnellig-
keit positiv zu nennen wäre, gesundheitliche 
oder ökologische Aspekte etwa, taucht in der 
Statistik nur am Rande auf. In Kopenhagen ist 
es gelungen, mit politischen Entscheidungen 
und der entsprechenden Veränderung von In-
frastrukturen ein Umfeld zu schaffen, in dem 
es für Menschen aus rein alltagspraktischen 
Gründen sinnvoller und praktischer ist, das Au-
to stehen zu lassen und das Fahrrad zu nutzen. 

Jan Gehl ist sehr erfolgreich mit seiner Idee 
„Städte für Menschen“, so der Titel seines be-
kanntesten Buches, zu entwickeln. Städte, die 
aus lebendigen Nachbarschaften und klein-

teiligen, heterogenen, dichten, nutzungsge-
mischten Quartieren bestehen, welche sich 
um öffentliche Plätze oder Grünanlagen grup-
pieren und in denen man zu Fuß den Großteil 
der Wege zurücklegen kann. Gehls Büro be-
rät Städte auf der ganzen Welt. Das Vorgehen 
zeigt, dass Suffizienz als Nachhaltigkeitsstra-

II. Suffizienz als kommunale Nachhaltigkeitsstrategie

25 Prozent 
aller Familien in 
Kopenhagen mit 

2 Kindern haben ein 

Lastenfahrrad. 

Gründe in Kopenhagen 
Fahrrad zu fahren

Es ist schneller

Es ist leichter

Für die Bewegung

Es ist günstig

Es ist bequemer

Es ist umweltfreundlich

50 %

53 %

27 %

40 %

7 %

23 %

Kopenhagen gilt als die fahrradfreundliche Stadt schlechthin. Fragt man die 

Kopenhagener*innen warum sie das Fahrrad benutzen, wird deutlich, wie die 

dänische Hauptstadt zu ihrem Ruf kommt: Fahrradfahren wird von Vielen als 

die schnellste und einfachste Art der Fortbewegung angesehen.

Daten: City of Copenhagen, 2017
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tegie im Rahmen von Stadtentwicklungspro-
zessen, Lebensqualität und soziale und ökolo-
gische Nachhaltigkeit miteinander verbinden 
kann. Allein: Die Idee ist nicht neu. Bereits mit-
telalterliche Städte waren in Teilen so beschaf-
fen. Man kann den Eindruck gewinnen, dass 
auch dieser Mangel an Originalität ein Grund 
ist für die vielfältigen Widerstände, auf die die-
jenigen stoßen, die Konzepte wie die Stadt der 
kurzen Wege umsetzen möchten. Viele Suf-
fizienzmaßnahmen sind nicht grundlegend 
neu im Sinne von etwas noch nie Gedachtem 
oder Praktiziertem. Die Suffizienz bedient, an-
ders als die Konsistenz und die Effizienz, kein 
klassisches Fortschrittsversprechen. Sie ent-
täuscht die Hoffnung, mit bis dato unbekann-
ten technischen Innovationen oder schlicht 
durch Wachstum Probleme lösen zu können, 
ohne gegenwärtiges Handeln und Normali-
tätserwartungen grundlegend verändern zu 
müssen. Suffizienz als Nachhaltigkeitsstrate-
gie zu verfolgen bedeutet, gravierende Verän-
derungen voranzutreiben und mitunter unbe-
queme Entscheidungen treffen zu müssen. Un-
bequem deshalb, weil es den gängigen Nor-
malitätserwartungen nicht entspricht, auf et-
was zu verzichten. Und wenn schon verzichtet 
werden muss, dann wäre es doch wenigstens 
schön, dafür etwas zu bekommen, das neu ist 
und nichts, das man bereits kennt oder zu ken-
nen glaubt. 

Suffizienzpolitik verortet die Verantwortung 
für eine sozial und ökologisch nachhaltige und 
gerechte Zukunft nicht primär in der Ökono-
mie und nicht im Bereich der Technik, sondern 
beim Gemeinwesen. Dort sollen die Konturen 
einer Gesellschaft des Weniger umrissen wer-
den, denn Nachhaltigkeit ist keine individuelle 
Aufgabe. Gemessen an den globalen Heraus-
forderungen kann es dies gar nicht sein. Sich 
gemeinschaftlich für Suffizienzpolitik einzu-
setzen bedeutet vor allem, nicht nur zu fragen, 
was zu viel ist, sondern sich für das Recht jedes 
Einzelnen einzusetzen, „nicht immer mehr ha-
ben wollen zu müssen“.11

Viele Suffizienzmaßnahmen 
sind nicht grundlegend neu 
im Sinne von etwas noch nie 
Gedachtem oder Praktizier-
tem. Die Suffizienz bedient, 
anders als die Konsistenz und 
die Effizienz, kein klassisches 
Fortschrittsversprechen. 

II. Suffizienz als kommunale Nachhaltigkeitsstrategie

Das 
Lastenfahrrad 

ersetzt 
in 30 Prozent aller 
Haushalte, die ein 

Lastenrad besitzen, 

ein Auto.
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Die Regelmäßigkeit, mit der die politischen 
Ziele im Umwelt- und Klimabereich verfehlt 
werden, lässt vermuten, dass es hier um struk-
turelle Probleme geht. Es gibt wirkmächtige 
ökonomische, kulturelle, politische und rechtli-
che Zwänge, die den Ressourcenverbrauch sys-
tematisch befördern. Diese Zwänge sollen im 
folgenden Kapitel ausgeleuchtet werden, um 
so die Spielräume von Suffizienzpolitik zu ver-
messen.

Auf die Frage eines Schülers, womit der You-
Tuber Rezo in seinem „Zerstörungs“-Video 
recht habe, antwortete Bundeskanzlerin Ange-
la Merkel: „Na, beim Klimaschutz, dass wir un-
sere Verpflichtungen nicht eingehalten haben. 
Wenn man sich ein Ziel setzt und nicht einhält, 
dann muss man dazu Stellung nehmen.“ Rezo 
hatte sich in seinem Video vor allem der unzu-

reichenden Klimaschutzpolitik der Großen Ko-
alition gewidmet, dabei auf die Klimaschutz-
ziele für 2020 verwiesen, die krachend verfehlt 
werden, und festgestellt: „Vorsätze machen 
und diese dann nicht einhalten?! Dies ist etwas 
für Silvester, nicht aber für verantwortungsvol-
le Politiker“. 

Hätte Rezo den Blick über die Klimapolitik hi-
naus erweitert, so wäre ihm aufgefallen, dass 
die Nichteinhaltung politischer Zielsetzungen 
im Umwelt- und Nachhaltigkeitsbereich eher 
die Regel als die Ausnahme darstellt. Die an-
haltende Diskussion um die Überschreitung 
der Grenzwerte für Stickoxide und Feinstaub in 
deutschen Städten ist ein weiteres prominen-
tes Beispiel, das selbst wiederum eine Folge der 
Verfehlung von weiteren umweltpolitischen 
Zielen darstellt. So zum Beispiel im Bereich der 

 Insgesamt 47 Mio. private 

PKW fahren mittlerweile auf 

Deutschlands Straßen, Ten-

denz steigend.

III. Weniger ist schwer:
Hemmnisse kommunaler 

Suffizienzpolitik
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Mobilität: Im Jahr 2009 verabschiedete die Bun-
desregierung ihren „Nationalen Entwicklungs-
plan Elektromobilität“, der vorsah, dass bis zum 
Jahr 2020 von den damals etwa 41 Millionen 
Autos auf deutschen Straßen mindestens eine 
Million elektrisch angetrieben werden. Im Jahr 
2019 zählte das Kraftfahrt-Bundesamt 83.200 
zugelassenen Elektroautos in Deutschland. Da-
mit wird das Ziel der Bundesregierung auf ge-
radezu groteske Weise verfehlt. Da die ökolgi-
sche Nachhaltigkeit von Elektromobilät um-
stritten ist, mag dies für eine Mobilitätswende 
nur bedingt problematisch erscheinen. Schwe-
rer wiegt in diesem Zusammenhang aber das 
Folgende: Im gleichen Zeitraum, also den ver-
gangenen 10 Jahren, sind weitere 5 Millionen 
Autos mit Verbrennungsmotor hinzugekom-
men, so dass der Gesamtbestand sich mittler-
weile auf knapp 47 Millionen privat genutzte 
PKWs beläuft. Dabei lagen die Zulassungsra-
ten übrigens am höchsten in dem aus Umwelt-
sicht besonders problematischen Segment der 
Sports Utility Vehicles (SUVs).

Noch ein Beispiel: In den letzten 30 Jahren 
ist die Siedlungsfläche in Deutschland um fast 
eine Million Hektar angewachsen, aktuell wer-
den für Straßen, Wohn- und Gewerbeflächen 
täglich etwa 66 Hektar Land neu versiegelt. 
Dies ist in mehrfacher Hinsicht problematisch, 
da Land eine grundsätzlich begrenzte Ressour-
ce ist und versiegelte Flächen sowohl zum Ver-
lust von Biodiversität und fruchtbaren Böden 
beitragen als auch die Verwundbarkeit von 
Siedlungen gegenüber den Folgen des Klima-
wandels (wie Starkregenereignissen) erhöhen. 
Da diese Problematik schon länger bekannt ist, 
hatte sich die Bundesregierung bereits 2002 in 
ihrer Nachhaltigkeitsstrategie darauf festge-
legt, den anhaltenden Flächenfraß, von damals 
115 Hektar pro Tag, bis zum Jahr 2020 auf 30 
Hektar pro Tag zu reduzieren. Derzeit sind die 
täglichen Neuversiegelungen noch mehr als 
doppelt so hoch; die Bundesregierung hat die 
Erreichung des Flächenziels inzwischen auf das 
Jahr 2030 verlegt.

  

Abb. unten: 

Flächennutzung in 

Deutschland in Hektar. 

In den letzten 30 Jah-

ren sind in Deutsch-

land fast eine Million 

Hektar Land für die 

Siedlungsentwicklung 

in Anspruch genom-

men worden.  (Eigene 

Darstellung 2020 nach 

Statistisches Bundes-

amt 2020).
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In diesem Kapitel liegt der Fokus auf den 
Zwängen, welchen Kommunen in Punkto Flä-
chenverbrauch ausgesetzt sind. Kommunen 
nehmen elementare öffentliche Aufgaben für 
die Menschen vor Ort wahr. Sie stellen die we-
sentlichen Leistungen und Infrastrukturen für 
die Befriedigung der Grundbedürfnisse der 
Einwohner*innen zur Verfügung (Daseinsvor-
sorge) und gewähren eine Vielzahl von weite-
ren öffentlichen Leistungen, die die Lebens-
qualität und die soziale Teilhabe der Menschen 
vor Ort sicherstellen.

Welche Entwicklungen treiben Kommunen 
nun zu einer expansiven Siedlungspolitik, und 
was hindert sie daran, darauf zu verzichten? 
Die Antwort darauf liegt in einem komplexen 
Zusammenspiel zwischen verschiedenen Ebe-
nen, das sich im Laufe der Zeit in Deutschland 
etabliert hat und die Lebensstile und Verhal-
tensweisen der Menschen prägt. Mit steigen-
dem Wohlstand haben sich auf der Grundlage 
einer wachstumsorientierten Wirtschafts- und 

Sozialordnung kulturelle Leitbilder und per-
sönliche Lebensstile herausgebildet, die mit 
kontinuierlich wachsenden und immer stärker 
individualisierten Ansprüchen verknüpft sind. 
Diese werden wiederum durch politische und 
rechtliche Rahmenbedingungen abgesichert. 
Dies wirkt sich auch auf das Aufgabenver-
ständnis der Kommunen aus. Steigende Anfor-
derungen an ihre Leistungen treiben Kommu-
nen zu einer expansiven Siedlungspolitik, und 
auch die damit verbundenen Finanzbedar-
fe können nur über Wachstum erwirtschaftet 
werden. Einer Siedlungspolitik, die auf Wachs-
tum verzichtet, stehen dagegen vielfältige Hin-
dernisse entgegen.

?
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sicherer Handlungsraum 
verlassen; hohes Risiko 
gravierender Folgen

sicherer Handlungsraum 
verlassen; erhöhtes Risiko 
gravierender Folgen

Menschheit agiert im si-
cheren Handlungsraum

Belastbarkeitsgrenze 
nicht definiert.

Planetare Grenzen. Bei einer weiteren Übernutzung 

besteht die Gefahr einer Zerstörung der natürlichen 

Lebensgrundlagen im globalen Maßstab. In dem 

Bereichen „Klimawandel“, „Biodiversität“ und „Ver-

änderung des Stickstoffzyklusses“ gelten die Gren-

zen bereits als überschritten.1
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Die Wirtschafts- und Sozialordnung: 
Wachstum als Garant für 
sozialen Ausgleich

Das Grundgesetz enthält keine konkrete 
Wirtschafts- und Sozialordnung, sondern über-
lässt ihre Ausgestaltung der Politik. Stattdes-
sen zieht es Grenzen für die Gestaltungsfreiheit 
des Gesetzgebers. Zu diesem Zweck gewährt 
es individuelle Freiheitsrechte als Abwehrrech-
te gegen den Staat, zum Beispiel die freie Ent-
faltung der Persönlichkeit oder das Eigentums-
recht, und definiert Staatsziele. Von Bedeutung 
sind hier vor allem das Sozialstaatsprinzip und 
das Umweltschutzprinzip. Sie verpflichten den 
Gesetzgeber, die ökonomischen, sozialen und 
ökologischen Bedingungen so zu gestalten, 
dass ein menschenwürdiges Dasein und die 
Ausübung der Grundrechte für alle möglich ist 
und die natürlichen Grundlagen für das Leben 
erhalten bleiben. 

In diesem Spannungsfeld zwi-
schen Freiheitsrechten und Staats-
zielen hat die Politik nach dem Zwei-
ten Weltkrieg die soziale Marktwirt-
schaft als eine nach dem Grundge-
setz mögliche Wirtschafts- und So-
zialordnung entwickelt. Über einen 
entsprechenden gesetzgeberischen 
Rahmen wäre innerhalb dieser Ver-
fassungswirklichkeit eine wachs-

tumsunabhängige Ordnung möglich. In der 
Praxis ist der Gesetzgeber jedoch einen ande-
ren Weg gegangen und hat die Funktionsfä-
higkeit der sozialen Marktwirtschaft an eine 
Wachstumsorientierung geknüpft. Ein kräfti-
ges, kontinuierliches Wirtschaftswachstum, 
verbunden mit einem erheblichen Anstieg des 
materiellen Wohlstands, war die Folge. Dies 
lässt sich an der preisbereinigten Entwicklung 
des Bruttoinlandsprodukts ablesen, das von 
1950 bis 2012 um das knapp Achtfache ange-
stiegen ist.

Innerhalb der Grenzen des 
Grundgesetzes wird die 

Wirtschafts- und Sozial-
ordnung in Deutschland 

durch die Politik gestaltet. 
Der Gesetzgeber hat diese 

Ordnung wachstumsorien-
tiert ausgestaltet. Zwingend 

erforderlich ist dies aller-
dings nicht. 

Entwicklung des Brutto-

inlandsprodukts in Mrd. € 

(bezogen auf konstante 

Preise aus 2005).

 In den letzten knapp 70 

Jahren stieg das reale 

BIP von 313,6 Mrd. € 

auf 2.469,1 Mrd. €. 

(Eigene Darstellung 2020 

nach Bundeszentra-

le für politische Bildung, 

Deutschland in Daten, 

volkswirtschaftliche Ge-

samtrechnungen, 

BIP, 2016)
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Wachstum als 
Orientierung

In der Aufbauphase nach dem Zweiten Welt-
krieg ergab sich diese Entwicklung scheinbar 
von selbst. Hohe Wachstumsraten führten zu 
Vollbeschäftigung und ermöglichten eine er-
hebliche Steigerung der Einkommen und ei-
nen Ausbau von sozialen Sicherungssystemen. 
Mitte der 1960er Jahre war dies jedoch vorbei, 
die Wachstumsraten fielen, Arbeitslosigkeit und 
staatliche Verschuldung entstanden. In dieser 
Situation waren verstärkte Bemühungen erfor-
derlich, um Wirtschaftswachstum aufrecht zu 
erhalten und damit weiter steigenden Wohl-
stand und wachsende soziale Sicherheit zu ge-
währleisten. Der Staat übernahm die Verant-
wortung für das gesamtwirtschaftliche Gleich-
gewicht (Globalsteuerung) und definierte als 
Ziele ein angemessenes stetiges Wachstum, ho-
he Beschäftigung, Preisstabilität und ein außen-
wirtschaftliches Gleichgewicht (das sogenann-
te magische Viereck). Der Phase einer nachfra-
georientierten Globalsteuerung schloss sich 
ab den 1980er Jahren eine angebotsorientier-
te Deregulierungspolitik an. Dennoch blieb die 
Arbeitslosigkeit weiter auf hohem Niveau und 
die Staatsverschuldung stieg, während die Re-
aleinkommen sanken und die Ungleichheit in 
der Vermögensverteilung anstieg. Wirtschafts-
wachstum wurde immer notwendiger, damit 

die öffentlichen Finanzen, die sozialen Siche-
rungssysteme und das Bildungs- und Gesund-
heitssystem nicht in Schieflage gerieten, zu-
sätzliche Arbeitsplätze entstanden und wach-
sender Wohlstand – bei weiterhin steigender 
Ungleichheit - auch in den unteren Einkom-
mensschichten gewährleistet werden konn-
te. Wirtschaftswachstum wurde so auch zum 
zentralen Argument, um Verteilungskonflikten 
vorzubeugen und soziale Teilhabe zu ermögli-
chen. Auch aktuell gilt Wachstum nach wie vor 
als Garant für sozialen Ausgleich. Diese Wachs-
tumsabhängigkeit moderner Gesellschaften ist 
aus ökologischer Hinischt fatal. Die immer grö-
ßeren Umsätze an Dienstleistungen und Pro-
dukten lassen den Naturverbrauch steigen. Der 
Notwendigkeit, die planetaren Grenzen einzu-
halten, begegnet die Politik nicht mit der Fra-
ge nach einer sinnvollen Grenze für Wachstum 
und der Annahme der Herausforderung, Wohl-
stand unter den Bedingungen stagnierenden 
oder schrumpfenden Wachstums umzuvertei-
len. Sie setzt ihre Hoffnung vielmehr auf tech-
nische Lösungen, die ein dauerhaftes, jedoch 
„grünes“ Wachstum weiter ermög-
lichen sollen. Diese grundsätzliche 
Orientierung der Wirtschafts- und 
Gesellschaftsordnung an Wachs-
tum wirkt sich auch unmittelbar auf 
das Aufgabenverständnis der Kom-
munen aus.

Politik muss die Heraus-
forderung eines sozialen 
Ausgleichs unter den 
Bedingungen stagnieren-
den oder schrumpfenden 
Wachstums mit Blick auf 
die planetaren Grenzen 
annehmen.

Die Grafik veranschau-

licht die Wachstums-

abhängigkeit einer 

Wirtschafts- und Ge-

sellschaftsordnung, die 

auf ein immer Mehr 

an individuellen Frei-

heiten und Lebenssti-

len ausgerichtet ist, die 

sich an materiellem 

Wohlstand orientieren. 

Wachstum ermöglicht 

mehr Wohlstand, und 

dieser wieder aufwän-

digere und individuelle-

re Lebensstile. Um eine 
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es eines sozialen Aus-
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Kulturelle Leitbilder, 
Individualisierung 
und Lebensstile

Mit steigendem Wohlstand haben sich die 
Lebensstile der Menschen und ihre sozialen 
Praktiken gewandelt. Im Zuge eines Indivi-
dualisierungstrends haben sich Familienmo-
delle und Lebensentwürfe geändert, was sich 
im Wohnbereich durch eine erhöhte Nachfra-
ge nach Ein- und Zweipersonenwohnungen 
äußert. So ist eine spätere Familiengründung 
zu beobachten, wodurch junge Erwachsende 
länger in tendenziell kleineren Wohnarrange-
ments wohnen.2 Getrennt lebende Eltern, Le-
dige oder Geschiedene sind gesellschaftlich 
akzeptierter und normaler als noch vor eini-
gen Jahrzehnten und damit eine Ursache für 
kleinere Haushalte und die steigende Wohn-
fläche pro Kopf.3 In diesem Zusammenhang ist 
auch der sogenannte Remanenzeffekt von Be-
deutung, der beschreibt, dass ältere Menschen 

nach dem Auszug ihrer Kinder und/oder Part-
ner*innen in großen Wohnungen verbleiben.

Darüber hinaus entwickelte sich im westli-
chen Nachkriegsdeutschland das Eigenheim 
im Grünen als Inbegriff der Vorstellung des gu-
ten Wohnens und als Statussymbol. Mit einem 
Eigenheim im suburbanen Raum lässt sich ein 
gewisser ökonomischer Wohlstand demonst-
rieren, welcher eng mit gesellschaftlichem Er-
folg und Anerkennung verknüpft ist. Ein Ein-
familienhaus ist jedoch nur für einen Teil der 
Bevölkerung finanzierbar. So ermöglicht diese 
Wohnform eine mittelständische, gut situierte 
Nachbarschaft und eine Abgrenzung gegen-
über ökonomisch schwächeren Milieus. Das 
Einfamilienhaus im Grünen lässt sich aber auch 
als Flucht vor ungelösten innerstädtischen Pro-

Das Einfamilienhaus 

im Grünen ist ein fest 

verankertes kulturelles 

Leitbild in Deutschland. 

Zwischen 1995 und 

2019 ist die Zahl der 

Wohngebäude mit nur 

einer Wohnung um 30 

Prozent gestiegen. 

©
 Blake W
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blemen beschreiben.4 So werden Quartiere in 
der Innenstadt insbesondere aufgrund der Do-
minanz des motorisierten Verkehrs, für Kinder 
häufig als zu gefährlich angesehen, um auf der 
Straße zu spielen oder den Schulweg alleine zu 
bewältigen. Auch Lärm und schlechte Luftqua-
lität werden als nicht kindgerechte Umgebung 
wahrgenommen, sodass das Wohnen im Grü-
nen als Materialisierung der Fürsorge verstan-
den werden kann. Darüber hinaus fehlt es in 
der Kernstadt häufig an Grünanlagen in unmit-
telbarer Nähe zur Wohnung, in denen gegärt-
nert, gespielt, entspannt und Besuch empfan-
gen werden kann, die also eine adäquate Al-
ternative zum eigenen Garten darstellen könn-
ten. Die Gestaltung des privaten Raums hängt 
somit eng mit dem Angebot und den Aneig-
nungsmöglichkeiten im öffentlichen Raum zu-
sammen.

Ganz ähnliche Prozesse lassen sich auch 
für das Automobil beschreiben, das ebenfalls 
nicht nur als Transportmittel, sondern auch als 
Statussymbol fungiert, und bei dem die Ab-
hängigkeit der Menschen ebenfalls durch die 
(Nicht-)Existenz öffentlicher Alternativangebo-
te bedingt wird.

Verschiedene Zahlen machen diese Entwick-
lungen deutlich. So hat sich die Wohnfläche 
pro Person seit der Nachkriegszeit von 15 auf 
knapp 47 qm mehr als verdreifacht. Die histo-
rische Entwicklung in diesem Sektor ist beein-
druckend: Die Fläche, auf der heute in Deutsch-
land gelebt wird, würde für 200 Millionen Men-
schen ausreichen – würden diese sich mit einer 
Fläche zufriedengeben, die in den 1960er Jah-
ren üblich war. So sind Ein- und Zweifamilien-

häuser, die mit über 70 Prozent der Wohnge-
bäude dominieren, auch ausschlaggebend für 
die Zunahme der durchschnittlichen Wohnflä-
che in Deutschland.

 
In demselben Zeitraum setzte eine Massen-

motorisierung der Bevölkerung ein, die die Be-
deutung öffentlicher Verkehrsmittel weit hinter 
das individuell genutzte Fahrzeug zurückfallen 
ließ. Obgleich die Bevölkerung in Deutschland 
seit 1950 nur um knapp 14 Mio. angestiegen 
ist, ist die Anzahl der Autos heute 23 Mal höher 
als 1950 und liegt derzeit bei ca. 57 Mio., wo-
von ca. 47 Mio. individuell genutzte PKW sind. 
Die automobile Gesellschaft hinterlässt zu-
dem Spuren in der Flächenstatistik. Nach dem 
Wohnbereich treibt auch der Verkehrssektor 
den anhaltenden Flächenverbrauch.

Entwicklung der 

Wohnfläche pro Kopf in m2.

In den letzten knapp 70 Jahren 

hat sich die Wohnfläche pro 

Person verdreifacht. 

(Eigene Darstellung 2020 nach 

Statistisches Bundesamt 2020)

Die Wachstumsorientie-
rung hat kulturelle Leit-
bilder hervorgebracht, 
die mit wachsenden und 
individualisierten An-
sprüchen verknüpft sind. 
Das Eigenheim im Grü-
nen und der eigene PKW 
sind hierfür signifikante 
Beispiele.

Der eigene PKW gilt 

für viele Menschen als 

wesentliches Status-

symbol. Im Jahr 2019 

gab es 47 Millionen 

privat genutzte PKW 

auf Deutschlands Stra-

ßen und damit rund 

fünf Millionen mehr als 

noch zehn Jahre zuvor.
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Kulturelle Leitbilder, Individualisierung und Lebensstile

Politische und fiskalische 
Rahmenbedingungen: 
Förderung und Absicherung 
kultureller Leitbilder

 

Wirtschaftspolitische Entscheidungen und 
Rahmensetzungen begünstigen die hier skiz-
zierte Entwicklung – wie sich insbesondere am 
Beispiel der Flächeninanspruchnahme zeigen 
lässt. Zentral sind hier Subventionen. So wird in 
zahlreichen Studien darauf hingewiesen, dass 
Subventionen wie die Eigenheimzulage oder 
das 2018 verabschiedete Baukindergeld ins-
besondere flächenintensive Wohnformen wie 
Ein- und Zweifamilienhäuser durch eine künst-
liche Vergünstigung der Bautätigkeit fördern.5 
Die Eigenheimzulage war bislang die größte 
einzelne staatliche Subventionsmaßnahme mit 
einem Gesamtvolumen von etwa 107 Milliar-
den Euro. Weitere Subventionen, die sich auf 
den Wohnbereich beziehen, bestehen im Be-
reich der Bausparförderung.6

Die Pendlerpauschale – etwa fünf Milliar-
den Euro jährlich – fördert mitunter zusätzlich 
flächenintensive Wohnformen in wenig ver-
dichteten Siedlungsstrukturen und eine wei-
tere Zunahme der Verkehrsflächen. Auch das 
Dienstwagenprivileg – etwa drei Milliarden 
Euro jährlich – trägt zu einer auf das Automo-
bil fokussierten Mobilität bei. So waren 64 Pro-
zent der 2016 zugelassenen Neuwagen Dienst-
wagen, die Mitarbeiter*innen auch für priva-
te Zwecke ohne Kraftstoffkosten nutzen kön-
nen. Aber auch indirekte Subventionierungen, 
wie nur marginal ansteigende Parkgebühren 
im öffentlichen Raum gegenüber meist jähr-

lich steigenden Preisen für den ÖPNV, fördern 
die Nutzung des PKW.7 Zudem spielen die stark 
auf das Automobil fokussierte Planung und der 
Ausbau von Verkehrswegen durch Bund, Län-
der und Kommunen eine wichtige Rolle.

Auf Steuerseite hemmt die Grunderwerbs-
steuer einen Umzug, wenn etwa das Einfami-
lienhaus nach Auszug der Kinder zu groß ge-
worden ist.8 Würden der oder die Besitzer*in-
nen dieses verkaufen wollen, so fiele beim Kauf 
einer neuen, kleineren Immobilie die Grunder-
werbsteuer an, was die Verkaufs- und Kaufent-
scheidung hemmen kann. Weiterhin gibt die 
derzeitige Ausgestaltung der Grundsteuer kei-
ne Anreize zu flächensparenden Wohnformen.9 
Ganz im Gegenteil – durch die Ausgestaltung 
der Steuer werden flächenintensive Wohnfor-
men, insbesondere Ein- und Zweifamilienhäu-
ser, gegenüber dichter Bebauung bevorteilt.

Öffentlicher und politischer 
Druck auf Kommunen: 
Erfüllung der Leitbilder 

Die hier skizzierten kulturellen Leitbilder und 
politischen Rahmenbedingungen prägen auch 
das Aufgabenverständnis der Kommunen. Die 
Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum 
gehört ebenso wie die gewerbliche Entwick-
lung der Gemeinde, die Ermöglichung von Mo-
bilität und die Bereitstellung von Einrichtun-
gen für Freizeit, Kultur und Bildung zu den zen-
tralen Aufgaben im Rahmen der Daseinsvor-
sorge. Auch über die Befriedigung von Grund-
bedürfnissen hinaus ist die kommunale Politik 

Bevölkerungs- und Kfz-Entwicklung in 

Deutschland in Mio.  Die Anzahl der Kraft-

fahrzeuge ist seit 1950 deutlich stärker ge-

stiegen als die Bevölkerung. Der vorüber-

gehende Rückgang der Kfz-Zahlen 2010 ist 

statistisch bedingt, da ab 2008 vorüber-

gehend abgemeldete Autos nicht mehr in 

der Statistik enthalten sind. (Eigene Dar-

stellung 2020 nach BMVI, Verkehr in Zahlen 

2000 und 2019/2020)
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Adressatin wachsender und zunehmend indi-
vidualisierter Ansprüche in diesen Bereichen. 
Einwohner*innen wollen ihre Wohn- und Frei-
zeitvorstellungen verwirklichen, Wirtschafts-
vertreter*innen setzten Kommunen in Bezug 
auf die gewerbliche Entwicklung unter Druck, 
Investor*innen wollen Bauvorhaben mit mög-
lichst hoher Rendite verwirklichen. Kommu-
nale Politik steht daher unter öffentlichem 
und politischem Druck, nicht nur ausreichend 
Wohnraum, Arbeitsplätze und begleitende In-
frastrukturen vorzuhalten, sondern insoweit 
auch die vielfältigen Erwartungen zu erfüllen. 
Nicht zuletzt verleiht die Positionierung als at-
traktiver Standort für Wohnen, Gewerbe, Ein-
zelhandel, Freizeit, Kultur und 
Bildung einer Gemeinde auch 
Prestige und ist ein erhebli-
cher Faktor im Wettbewerb um 
Image und Darstellung nach 
außen.

In der Vergangenheit haben 
Kommunen auf diesen Druck 
immer wieder durch den Bau 
entsprechender Infrastruktu-
ren oder die Bereitstellung von 
Fläche reagiert. Knappem Wohnraum, steigen-
den individuellen Wohnwünschen und Inter-
essen von Investor*innen begegneten sie mit 
der Ausweisung von entsprechendem Bauland 
und der Schaffung von Baurecht, insbesondere 
auf der grünen Wiese. Dasselbe gilt für gewerb-
liche Ansiedlungs- und Erweiterungswünsche, 
für großflächigen Einzelhandel und für Shop-

pingcenter und andere Frei-
zeiteinrichtungen. Auf wach-
sende Ansprüche an die indivi-
duelle Mobilität reagierten sie 
mit dem Ausbau oder Neubau 
von Verkehrswegen, der Bereit-
stellung von günstigem Park-
raum und dem Nachweis von 
Stellplätzen. Die dadurch er-
folgte Inanspruchnahme von 

Fläche und öffentlichem Raum wird mittlerwei-
le als Selbstverständlichkeit betrachtet und ih-
re Beibehaltung erwartet. Handlungsspielräu-
me für eine ressourcenschonende Politik wer-
den vielfach nicht genutzt, weil sie mit einer 
Neuaufteilung der bereits vorhandenen Räume 
verbunden sind und entsprechenden Wider-
stand hervorrufen. 

Diese Siedlungspolitik korrespon-
dierte mit dem Leitbild der funktio-
nalen und autogerechten Stadt, das 
1933 in der Charta von Athen fest-
geschrieben wurde und lange Zeit 
für Kommunen maßgeblich war. 
Basierend auf den negativen Erfah-
rungen mit ungesunden Lebens-
verhältnissen in den verdichteten Städten An-
fang des 20. Jahrhunderts sollten Wohnen, Ar-
beit und Erholung künftig unterschiedlichen 
Stadträumen zugeordnet und durch leistungs-
fähige Verkehrsachsen verknüpft werden. In-
zwischen hat sich aber ein Wandel in der Stadt-
entwicklungspolitik vollzogen, der 2007 in der 
Leipzig-Charta zur nachhaltigen europäischen 
Stadt niedergelegt wurde. Nicht mehr die funk-
tionsentmischte Stadt, sondern die integrierte 
Stadt steht hier im Mittelpunkt. Dies bedeutet 
eine Abkehr von großflächigen monofunktio-
nalen Wohn- und Gewerbegebieten am Stadt-
rand zugunsten funktionsfähiger und gestalte-
risch anspruchsvoller innerstädtischer Räume. 

Das Leitbild der funktio-
nalen und autogerechten 
Stadt begünstigte die 
Zersiedelung der Peri-
pherie und den Anstieg 
der individuellen Mobili-
tät mit dem PKW.

Kommunen stehen unter 
dem Druck, wachsende 

und immer stärker indivi-
dualisierte Erwartungen 
von Einwohner*innen, 

Wirtschaftsvertreter*in-
nen, Investor*innen und 

anderen Interessenvertre-
ter*innen zu erfüllen.

Bei der Planung der 

meisten Städten lag 

die Priorität – im Sinne 

einer autogerechten 

Stadt - auf der Durch-

lässigkeit des Autover-

kehrs. Breite Straßen 

und Parkplätze be-

stimmen vielerorts das 

Stadtbild und durch-

kreuzen Stadtviertel.

©
 Carlos Ibanez, unsplash

Kommunen stehen 

unter dem politischen 

Druck, attraktive Wohn- 

und Gewerbegebiete 

auszuweisen.
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Fiskalischer Druck auf Kommunen: 
Konkurrenz um Einwohner*innen 
und Gewerbe 

Die Positionierung einer Kommune als at-
traktiver Standort hat nicht nur einen politi-
schen Aspekt, sondern auch eine fiskalische 
Seite. Sie ist ein erheblicher Faktor im Wettbe-
werb der Kommunen um Einnahmen, die drin-
gend benötigt werden. Der wachsende Um-
fang und die steigende Vielfalt ihrer Aufgaben 
lassen ihren Finanzbedarf weiter ansteigen, 
und damit steigt ihre Abhängigkeit von Ein-
wohner*innen und Gewerbe. Nur über stei-
gende Einwohner*innenzahlen und eine gute 
gewerbliche Entwicklung kann die Einnahme-
entwicklung den Ausgabensteigerungen fol-
gen.

Kontinuierliches Wachstum 
der kommunalen Ausgaben 
und Einnahmen 

Insbesondere die Ausgaben der Kommunen 
sind in der Vergangenheit stark angestiegen. 
Dies betraf vor allem den Bereich der sozialen 

Leistungen, den laufenden Sachaufwand für 
bestehende Infrastrukturen und – damit korre-
spondierend – die Ausgaben für Personalkos-
ten. Auch die Einnahmen sind vor allem in den 
letzten Jahren auf Grund der guten konjunktu-
rellen Entwicklung gestiegen. Dies betraf Steu-
ereinnahmen und Zuweisungen der Länder, 
beispielsweise aus dem kommunalen Finanz-
ausgleich, gleichermaßen. 

In der Vergangenheit überstiegen die Ausga-
ben in der Regel die Einnahmen, die Differenz 
wurde mit Krediten ausgeglichen. Dabei wuch-
sen vor allem die Kassenkredite zur Überbrü-
ckung von fehlender Liquidität. Seit 2012 sta-
bilisiert sich die Situation aufgrund der verbes-
serten Einnahmesituation. Ob diese Entwick-
lung als dauerhaft betrachtet werden kann, ist 
jedoch ungewiss. Verschlechtert sich die Kon-
junktur wieder, wie sich dies ab 2020 wegen 
der Corona-Krise abzeichnet, sind aufgrund 
des hohen Ausgabenniveaus und des weiter-
hin bestehenden Investitionsstaus erneut ne-
gative Salden zu erwarten.

Entwicklung 

der kommunalen 

Ausgaben in Mrd. €.

(Eigene Darstellung 

2020 nach Deutscher 

Städtetag 2010, 2018)
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Expansion als Mittel zur 
Stabilisierung der 
Finanzierungssalden

Um die Finanzierungssalden der Kommu-
nen auch bei abflauender Konjunktur dauer-
haft stabil zu halten, müssen Kommunen be-
strebt sein, den Anstieg des Ausgabeniveaus 
angemessen zu begrenzen und das Einnah-
meniveau zu steigern. Dies gelingt, wenn sie 
zum einen attraktive Rahmenbedingungen für 
eine positive gewerbliche Entwicklung schaf-
fen. Auf diese Weise entstehen Arbeitsplätze, 
die Kosten für soziale Leistungen werden ge-
dämpft (Beschäftigungseffekt) und die Einnah-
men im Bereich der Steuern, insbesondere der 
Gewerbesteuer, stabilisieren sich (fiskalischer 
Effekt). Zum anderen benötigen Kommunen 
auch attraktive Rahmenbedingungen für Ein-
wohner*innen. Dabei geht es um ihre Einnah-
men aus dem kommunalen Finanzausgleich 
und der Einkommens- und Umsatzsteuer (fis-
kalischer Effekt), deren Höhe im Wesentlichen 
von den Einwohner*innenzahlen abhängt, ins-
besondere solchen mit festen und höheren 
Einkommen. Auf diese Weise treiben die Me-
chanismen der kommunalen Einnahmen die 
Kommunen in einen Wettbewerb um Einwoh-
ner*innen und Gewerbebetriebe, der wiede-
rum eine wesentliche Ursache für die Inan-
spruchnahme von Flächen auf der grünen Wie-
se ist, weil er mit den Mitteln der Baulandaus-

weisung geführt wird. Wenn der kommunale 
Finanzausgleich, wie in der geplanten Neure-
gelung in Schleswig-Holstein, dann auch noch 
eine Begünstigung nach Länge der Straßenki-
lometer enthält, entsteht ein zusätzlicher An-
reiz für eine Expansion auf der grünen Wiese, 
weil Verkehrswege, die sonst nicht förderfähig 
wären, wie zum Beispiel bei der Ausweisung 
von Wohngebieten, auf diese Weise subventio-
niert werden. 

Auch die Grundsteuer als weitere wesentli-
che Einnahme der Kommunen, trägt zum Flä-
chenverbrauch bei. Sie begünstigt die kom-
merzielle Vermarktung und bauliche Nutzung 
von unbebauten Grundstücken. Befinden sich 
diese im Eigentum der Kommunen, können zu-
sätzlich Einnahmen aus Verkäufen erzielt wer-
den. Die Bewahrung von Freiflächen zahlt sich 
dagegen finanziell bei keiner der wesentlichen 
Einnahmearten für die Kommunen aus. 

Entwicklung 

der kommunalen 

Einnahmen in Mrd. €. 

(Eigene Darstellung 

2020 nach Deutscher 

Städtetag 2010, 2018)

Entwicklung der kom-

munalen Finanzie-

rungssalden in Mrd. €. 

(Eigene Darstellung 

2020 nach Deutscher 

Städtetag 2010, 2018)
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Fiskalischer Druck auf Kommunen: Konkurrenz um Einwohner*innen und Gewerbe 

Der Wettbewerb um 
Einwohner*innen 
und Gewerbe

Im Zentrum des Wettbewerbs der Kommu-
nen um Einwohner*innen und Gewerbebe-
triebe stehen neben guten Angeboten für Ver-
sorgung, Einkaufen, Freizeit, Bildung und Kul-
tur vor allem attraktive Wohnbauflächen und 
Gewerbegrundstücke sowie eine gut ausge-
baute Verkehrsinfrastruktur. Ein gutes Wohn-

raumangebot, das den kulturel-
len Leitbildern der Menschen ent-
spricht (etwa Einfamilienhäuser im 
Grünen), verbunden mit einer gu-
ten verkehrlichen Anbindung, er-
möglichen Wachstum von Einwoh-
ner*innen und bedienen insbe-
sondere die Wohnansprüche von 
Menschen mit festen und höheren 
Einkommen. Auch bei der Gewer-
beansiedlung ist die Attraktivität 
der Gewerbeflächen und die Ver-
kehrsinfrastruktur ein wesentlicher 
Faktor, hinzu kommt das Angebot 

an Wohnbauland und an Infrastrukturen für 
Arbeitnehmer*innen. 

Dabei wird Bauland nicht nur in wachsen-
den Kommunen ausgewiesen, sondern auch 
in stagnierenden oder sogar schrumpfenden 
Regionen, und zwar als Angebotsplanungen 

auf die Erwartung hin, dass dadurch eine wei-
tere Abwanderung verhindert oder neue Ein-
wohner*innen und Gewerbebetriebe ange-
worben werden können. Die Bauland-Auswei-
sungs-Strategie hängt daher im Wesentlichen 
nicht von dem tatsächlichen Bedarf ab, son-
dern von der Verfügbarkeit von Freiflächen. 
Dies ist vor allem an den Rändern von Städten 
und im ländlichen Bereich der Fall. Da der An-
siedlungserfolg einer Kommune in der Regel 
zu Lasten anderer Kommunen geht, entsteht 
ein Nullsummenspiel, das nicht nur einen zu-
sätzlichen Flächenverbrauch, steigende Bautä-
tigkeit und steigende Verkehre zur Folge hat, 
sondern auch Leerstand, Verfall bestehender 
Strukturen und nicht ausgelastete Infrastruktu-
ren in schrumpfenden Kommunen. 

Bei diesen Verteilungskämpfen mit ihrer Ent-
koppelung von Flächeninanspruchnahme und 
tatsächlichen Bedarfen hat die grüne Wiese 
erhebliche Vorteile gegenüber Flächenreser-
ven im Innenbereich. Neben dem Leitbild vom 
Wohnen im Grünen bietet sie auch günstigere 
Rahmenbedingungen wie leichte Flächenver-
fügbarkeit, niedrige Grundstückspreise, groß-
zügige Flächenzuschnitte und verkehrsgüns-
tige Anbindungen. Auch die einfache Bebau-
barkeit, bei der keine Rücksicht auf eine bereits 
vorhandene Nachbarbebauung, das Stadtbild 
und ggf. den Denkmalschutz genommen wer-
den muss und keine Altbebauung oder Altlas-
ten zu beseitigen sind, spielt eine wesentliche 
Rolle. Die Vorzüge der grünen Wiese gegen-
über dem Innenbereich sind auch in wachsen-
den Kommunen und ihrem Umland relevant, in 

Die Mechanismen der 
Gemeindefinanzierung 

belohnen Wachstum von 
Einwohner*innen und Ge-

werbe, zum Teil auch von 
Verkehrswegen sowie die 

kommerzielle Vermarktung 
von unbebauten Grundstü-

cken. Dahingegen zahlt sich 
die Bewahrung von Freiflä-

chen finanziell nicht aus.

©
 Stadt Flensburg 
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denen ein tatsächlicher Bedarf für Wohnraum 
und Gewerbeflächen besteht. Auch hier ist es 
wesentlich einfacher, die Bedarfe auf bisher un-
bebauten Freiflächen an der Peripherie zu er-
füllen, als Innenbereichspotentiale nutzbar zu 
machen.  

Knappe Finanzen: Nicht 
nur Wachstumstreiber, auch 
Hürde für Suffizienzpolitik

Knappe Finanzen der Kommunen sind nicht 
nur Wachstumstreiber für Flächenverbrauch 
und Verkehr, sondern auch eine erhebliche 
Hürde für eine aktive Suffizienzpolitik der Kom-
munen. Gerade Maßnahmen wie die Schaffung 
und Unterhaltung attraktiver öffentlicher Räu-
me, der Umbau von Straßen zu Aufenthalts-
bereichen, Fuß- und Fahrradwegen oder der 
Ausbau des ÖPNV entfallen oftmals, wenn die 
finanziellen Mittel nicht für alle geplanten In-
vestitionen ausreichen. Vergleichbares gilt für 
eine strategische Bodenpolitik. Für den Auf-
bau eines Bodenfonds zum strategischen An-
kauf und die Baureifmachung von Grundstü-
cken im Innenbereich fehlen oft die zunächst 
erforderlichen finanziellen Mittel. Auch die Ver-
gabe von Erbbaurechten statt eines Verkaufs 
von Grundstücken erbringt keinen schnellen 
Ertrag, der für einen ausgeglichenen Haushalt 
jedoch oft erforderlich ist.

Dass solche Maßnahmen auf lange Sicht fi-
nanziell auch vorteilhaft sein können, wird da-
bei nicht ausreichend beachtet. So müssen bei 
einem Verzicht auf eine Außenbereichsent-
wicklung keine zusätzlichen Infrastrukturen 
hergestellt und unterhalten werden. Ein Bo-
denfonds kann mit den Erträgen aus der Ver-
marktung der Grundstücke später kostenneu-
tral betrieben werden, und Erbbaurechte brin-
gen langfristige Einnahmen aus Grund und Bo-
den.

Abb. links:  Wohngebiete im Grünen, wie hier das Einfami-

lienhausgebiet Sünderup in Flensburg, und attraktive Ge-

werbeflächen in verkehrsgünstigen Lagen an der Periphe-

rie sind ein wesentlicher Faktor im Wettbewerb der 

Kommunen um Einnahmen.

Der Wettbewerb der Kommunen 
um Einwohner*innen und Gewer-
bebetriebe wird im Wesentlichen 
mit den Mitteln der Baulandauswei-
sung auf der grünen Wiese geführt. 
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Baurecht und Verkehrsrecht: 
Hürden für eine kompakte und 
verkehrsarme Innenentwicklung

Entscheidet sich eine Kommune, auf eine 
weitere Expansion in den Außenbereich zu 
verzichten, machen ihr rechtliche Vorgaben ei-
ne alternative Politik, das heißt, eine kompakte 
und verkehrsarme Innenentwicklung, in viel-
facher Hinsicht schwer. Das Raumordnungs- 
und Bauplanungsrecht hat sich zwar in seiner 
grundlegenden Ausrichtung zugunsten einer 
nachhaltigen Entwicklung gewandelt, es ori-
entiert sich aber weiterhin auch an Prinzipien, 
die in dem Leitbild der funktionsentmischten 
Stadt verwurzelt sind. Das Verkehrsrecht ent-
hält nicht einmal ein Bekennt-
nis zu Nachhaltigkeit. Es dient 
nach wie vor nur dem Zweck, 
tatsächlich bestehende Ver-
kehrsbedarfe für alle Mobili-
tätsarten gleichermaßen zu 
befriedigen. Die gleiche Ge-
wichtung aller Bedarfe bedeu-
tet faktisch eine Bevorzugung 
des motorisierten Individual-

verkehrs, weil dieser auf Grund seiner Menge 
und seines hohen Raumbedarfs deutlich mehr 
Fläche benötigt als Fußgänger*innen und Rad-
fahrer*innen. 

Die Grenzen des 
Planungsrechts: Die 

Planungshoheit 
der Gemeinden 

In den Planungsgrundsät-
zen bekennen sich sowohl das 
Raumordnungsrecht als auch 
das Bauplanungsrechts zu Bo-
denschutz, einer vorrangigen 
Innenentwicklung und einer 
Verringerung der motorisier-
ten Verkehre und beschrän-

Autos beanspruchen 

im öffentlichen Raum 

am meisten Platz. Für 

Fußgänger*innen und 

Radfahrer*innen bleibt 

nur wenig Raum. 

Straßenszene in 

Flensburg. 

Das Bekenntnis des 
Planungsrechts zum 

Bodenschutz erschwert 
die Möglichkeiten einer 

Außenentwicklung. 
Letztlich bleibt dies aber 
eine politische Entschei-

dung der Gemeinde.
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ken damit die Möglichkeiten der Gemeinden, 
in den Außenbereich zu expandieren. Dies fin-
det jedoch eine verfassungsrechtliche Gren-
ze in der Planungshoheit der Gemeinden, das 
heißt in ihrem Recht, für das eigene Gebiet die 
Grundlagen der Bodennutzung selbst gestal-
ten zu dürfen. Daher handelt es sich bei den 
Planungsgrundsätzen in der Regel nicht um 
verbindliche Vorgaben, sondern um Belan-
ge, die von den Gemeinden bei der Bauleit-
planung lediglich gegen andere Belange ab-
zuwägen sind. Bodenschutz, Vorrang der In-
nenentwicklung und Verringerung von Ver-
kehren konkurrieren dann mit Interessen wie 
einer wettbewerbsfähigen Wirtschaftsstruk-
tur, gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnissen, 
den Wohnbedürfnissen der Bevölkerung ein-
schließlich der Eigentumsbildung weiter Kreise 
und einem schnellen und reibungslosen Perso-
nen- und Güterverkehr. Welchen Belangen die 
Gemeinde dabei Vorrang einräumt, ist letzt-
lich eine politische Entscheidung, die, wie ge-
sehen, jedoch stark von wachstumsorientier-
ten und fiskalischen Interessen bestimmt wird. 
Dennoch erschwert das erhebliche Gewicht, 
das dem Bodenschutz, der vorrangigen Innen-
entwicklung und der Reduzierung motorisier-
ter Verkehre in der Abwägung zukommt, eine 
Außenbereichsentwicklung, für die gar kein 
Bedarf besteht (reine Angebotsplanung) oder 
angemessene Alternativen innerhalb des Sied-
lungsgebiets zur Verfügung stehen. 

Erschwerte 
Innenentwicklung: 
Die Trennung städte-
baulicher Funktionen im 
Bauplanungsrecht 

Eine kompakte Innenentwicklung wird vor 
allem durch die Baugebietstypisierung und 
den Grundsatz der Trennung städtebaulicher 
Funktionen im Bauplanungsrecht erschwert. 
Die Baugebietstypisierung verpflichtet die Ge-
meinden zu einer Ausweisung von abschlie-
ßend vorgegebenen Baugebieten (z.B. rei-
nes oder allgemeines Wohngebiet, Gewerbe-
gebiet), für die die zulässigen Nutzungen im 
Einzelnen festgelegt sind, und zwar nach Ver-
träglichkeit, das heißt nach ihrem Immissions-
verhalten. Damit schränkt die Typisierung die 
planerischen Möglichkeiten ein, bauliche Nut-
zungen innerhalb eines Gebiets funktional zu 
mischen und so lebendige Quartiere mit kur-
zen Wegen zu planen. Mit dem neu geschaffe-

nen Typus „Urbane Gebiete“ wird diese Hürde 
abgebaut und die Innenentwicklung erleich-
tert.

In dieselbe Richtung weist der Grundsatz 
der Trennung städtebaulicher Funktionen, der 
für die Planung des Nebeneinanders von Bau-
gebieten zu beachten ist. Danach sollen Bau-
gebiete mit überwiegend schutzbedürftigen 
Nutzungen (z.B. Wohngebiete) und solche mit 
überwiegend störenden Nutzungen (z.B. Ge-

RAUMORDNUNGS- UND BAUPLANUNGSRECHT 
BEKENNEN SICH AUSDRÜCKLICH ZUM 
SCHUTZ DES BODENS

Das öffentliche Baurecht hat sich seit den 1990er Jah-
ren in Bezug auf sein Leitbild grundsätzlich gewandelt. 
Auf der Grundlage der Leipzig-Charta zur nachhalti-
gen europäischen Stadt enthalten Raumordnungs- und 
Bauplanungsrecht ein ausdrückliches Bekenntnis zu 
einem nachhaltigen Umgang mit dem Boden und einer 
vorrangigen Innenentwicklung. Die beiden folgenden 
Beispiele aus dem Baugesetzbuch und dem künftigen 
Landesentwicklungsplan für Schleswig-Holstein ver-
deutlichen dies.

§ 1 Abs. 5 Baugesetzbuch (Grundsätze der Bauleit-
planung): Die Bauleitpläne sollen eine nachhaltige 
städtebaulichen Entwicklung, die die sozialen, wirt-
schaftlichen und umweltschützenden Anforderungen 
auch in Verantwortung gegenüber künftigen Generatio-
nen miteinander in Einklang bringt und eine dem Wohl 
der Allgemeinheit dienende sozialgerechte Bodennut-
zung unter Berücksichtigung der Wohnbedürfnisse der 
Bevölkerung gewährleisten. Sie sollen dazu beitragen, 
eine menschenwürdige Umwelt zu sichern, die natür-
lichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwi-
ckeln sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung, 
insbesondere auch in der Stadtentwicklung, zu fördern 
[…] Hierzu soll die städtebauliche Entwicklung vorran-
gig durch Maßnahmen der Innenentwicklung erfolgen.

Grundsatz in der Fortschreibung des Landesentwick-
lungsplans Schleswig-Holstein 2018: Die Inanspruch-
nahme neuer Flächen soll landesweit reduziert werden. 
Bis 2030 soll die tägliche Flächenneuinanspruchnahme 
in Schleswig-Holstein durch Siedlungs- und Verkehrs-
flächen auf unter 1,3 Hektar pro Tag abgesenkt werden. 
Langfristig soll eine Flächenkreislaufwirtschaft dazu 
führen, dass das Verhältnis von Siedlungs- und Ver-
kehrsflächen im Bezug zu Freiflächen sowie land- und 
forstwirtschaftlich genutzten Flächen gleich bleibt. 
Versiegelte Flächen, die nicht mehr genutzt werden, 
sollten möglichst entsiegelt und in den Flächenkreis-
lauf zurückgeführt werden. 
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werbegebiete) nicht in räumlicher Nachbar-
schaft voneinander geplant werden. Dieser 
ebenfalls am Immissionsverhalten orientier-
te Grundsatz erschwert die effektive Nutzung 
von Nachverdichtungspotentialen im Innen-
bereich. Da es sich um einen Grundsatz han-
delt, der in der planerischen Abwägung zu be-
achten ist, kann er jedoch in gewissen Grenzen 
durch andere Belange wie den Bodenschutz, 

die Schaffung von Wohnraum oder 
Arbeitsplätzen oder die bessere 
Nutzung bereits vorhandener Inf-
rastrukturen überwunden werden 
und bietet daher ebenfalls Spiel-
räume. 

Eine weitere Hürde für die Innen-
entwicklung enthält das Bauord-
nungsrecht der Länder mit seinen 

Stellplatznachweispflichten, die eine verkehrs-
arme Planung erschweren. Während das Baupla-
nungsrecht grundsätzlich ermöglicht, Stellplät-
ze in Baugebieten auszuschließen, zu reduzie-
ren oder an zentralen Orten zusammenzufassen, 
verlangen die Landesbauordnungen der Län-
der bei der Baugenehmigung fast ausnahms-
los (außer in Berlin insgesamt und in Hamburg 
für Wohngebäude) den Nachweis von Stell-
plätzen für Kraftfahrzeuge in angemessener 
Entfernung der baulichen Vorhaben. Örtliche 
Satzungen können diese Verpflichtung in der 
Regel jedoch wieder abmildern, wenn alterna-
tive Mobilitätskonzepte existieren. 

Erschwerte Neuaufteilung 
des Straßenraums: Die 
Begünstigung von Kfz-
Verkehren im Straßen- 
und Wegerecht

Nach den Straßen- und Wegegesetzen der 
Länder besteht eine Verpflichtung, die Stra-
ßen in einem dem Verkehrsbe-
dürfnis genügenden Zustand 
anzulegen, zu unterhalten, zu 
erweitern oder sonst zu ver-
bessern (Straßenbaulast). Die-
se Pflicht wird lediglich durch 
die finanzielle Leistungsfähig-
keit der Straßenbaulastträ-
ger*innen eingeschränkt. Be-
lange wie der Natur- und Kli-
maschutz, die besonderen Be-
dürfnisse der nicht motorisier-
ten Bevölkerung, die Funktion 

der Straße als Aufenthaltsort oder das Ortsbild 
spielen dagegen keine oder nur eine unter-
geordnete Rolle. Durch die vorrangige Orien-
tierung an den tatsächlich bestehenden Ver-
kehrsbedarfen entsteht bei den Kommunen 
Handlungsdruck, dem motorisierten Individu-
alverkehr immer mehr Raum zur Verfügung zu 
stellen, weil diese Verkehrsart weiter wächst 
und einen erheblichen Raumbedarf hat.

In eine ähnliche Richtung gehen die Rege-
lungen über die Widmung der Straßen. Die 
Widmung verleiht das Recht, eine Straße in 
dem durch sie festgelegten Rahmen zu nutzen 
(Gemeingebrauch), teilt also den Straßenraum 
den verschiedenen Nutzungsansprüchen zu. 
Zulässig ist die Nutzung einer Straße dabei 
grundsätzlich nur für verkehrliche Zwecke, al-
so Verhaltensweisen, die mit Fortbewegung im 
Zusammenhang stehen. Dazu gehört auch das 
Parken von Autos, während Aufenthalt nicht 
als Fortbewegung zählt und nur dann Gemein-
gebrauch ist, wenn er mit dem Fußwegever-
kehr in Zusammenhang steht (also Stehenblei-
ben und Kommunizieren, nicht aber zum Bei-
spiel Sitzen, Spielen, Essen, künstlerische Dar-
bietungen usw.). Aufenthalt bedarf daher einer 
ausdrücklichen, gebührenpflichtigen Erlaub-
nis (Sondernutzung), während das Parken von 
Kraftfahrzeugen erlaubnis- und gebührenfrei 
möglich ist. Dasselbe gilt für die Reservierung 
von Flächen für Sharing-Angebote (Carsharing, 
Bikesharing usw.). Anders als das normale Par-
ken ist das Abstellen von Autos zu diesem ge-
werblichen Zweck gebührenpflichtige Sonder-
nutzung. 

Allerdings können die Straßenbaulastträ-
ger*innen die Widmung einer Straße differen-

zieren: Sie können sie dem 
Kfz-Verkehr oder dem Parken 
von Autos vorbehalten, aber 
auch dem Radverkehr (Rad-
straßen oder Radspuren), dem 
Fußgängerverkehr (Gehwege 
oder Fußgänger*innenberei-
che) oder dem ÖPNV (Busstra-
ßen oder Busspuren). Dadurch 
kann knapper Straßenraum zu 
Gunsten des Umweltverbun-
des aufgeteilt werden. Durch 
eine großzügige Sondernut-

Baurecht und Verkehrsrecht: Hürden für eine kompakte und verkehrsarme Innenentwicklung

Die Baugebietstypisie-
rung, der Grundsatz der 

Trennung städtebauli-
cher Funktionen und die 

Stellplatznachweispflicht 
erschweren eine kom-

pakte und verkehrsarme 
Innenentwicklung. 

Während die Nutzung 
der öffentlichen Straße 
für das Abstellen von 

privaten Autos zum Ge-
meingebrauch gehört und 

jederzeit erlaubnisfrei 
möglich ist, bedürfen Sit-
zen, Spielen, Essen oder 
Feiern sowie Car- oder 

Bike-Sharing-Angebote 
einer gesonderten gebüh-
renpflichtigen Erlaubnis.
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zungs-Praxis kann er zudem auch für Aufent-
haltszwecke oder Sharing-Angebote nutzbar 
gemacht werden. Diese Möglichkeiten haben 
allerdings Grenzen. Einschränkungen des Ge-
meingebrauchs sind Ermessensentscheidun-
gen und bedürfen einer angemessenen Be-
rücksichtigung der Bedarfe des motorisierten 
Verkehrs, da das Verkehrsrecht die Befriedi-
gung aller Verkehrsbedürfnisse gleichermaßen 
anstrebt. So bleibt es aufgrund seiner tatsäch-
lichen Menge und seines Raumbedarfes doch 
oft bei einem faktischen Übergewicht des Kfz-
Verkehrs.

Die Straßenverkehrsordnung: 
(K)ein Instrument zur 
Neuaufteilung des 
Straßenraums 

Das Straßenverkehrsrecht des Bundes dient 
mit seinem wesentlichen Regelwerk, der Stra-
ßenverkehrsordnung (StVO), grundsätzlich 
nur der Sicherheit und Leichtigkeit des Ver-
kehrs, d.h. der Gefahrenabwehr. Einschränken-
de Anordnungen bedürfen daher verkehrlicher 
Gründe und dienen grundsätzlich nicht dem 
Zweck, Straßenraum neu zu verteilen. Aller-
dings hat die zentrale Regelung des Paragraph 
45 StVO in der Vergangenheit in vielfacher Hin-
sicht Erweiterungen erfahren. So können be-
stimmte straßenverkehrsrechtliche Anordnun-
gen auch aus Gründen, die dem Umweltschutz 
dienen, oder im Zusammenhang mit Bewoh-
ner*innenparken, Fußgänger*innen- und ver-
kehrsberuhigten Bereichen, zum Schutz der 
Bevölkerung vor Lärm und Abgasen oder zur 
Unterstützung einer geordneten städtebauli-
chen Entwicklung erfolgen. 

Auf Grundlage dieser Regelung können da-
her insbesondere die Regelungen zum Parken 
als Instrumente nutzbar gemacht werden, um 
die Inanspruchnahme des knappen Straßen-
raums zum Abstellen von Autos durch Parkver-
bote oder Parkraumbewirtschaftungszonen, in 
denen das Parken zeitlich beschränkt und ei-
ner Gebührenpflicht unterworfen wird, zu er-
schweren. Dabei hat die Gemeinde insbeson-
dere mit der Parkgebühr ein effektives Instru-
ment in der Hand, weil die Höhe der Gebühr 
vollständig in ihrer Entscheidung liegt und sie 
mit der Gebühr auch verkehrslenkende Ziele 
verfolgen und den wirtschaftlichen Vorteil für 
die Nutzer*innen abschöpfen darf. Vergleich-
bares gilt für Radfahrstreifen oder Schutzstrei-
fen für Fahrräder sowie Busspuren, die zu Las-

ten von Fahr- und Parkspuren für Kraftfahrzeu-
ge eingerichtet werden können. Auf diese Wei-
se kann Einfluss auf die Verteilung des öffentli-
chen Straßenraums genommen werden. 

Auch diese Möglichkeiten haben allerdings 
Grenzen. Erforderlich ist in allen Fällen, dass 
auch verkehrliche Gründe vorliegen, die die 
Anordnung rechtfertigen. Es muss ein erhebli-
cher Verkehrs- beziehungsweise Parkdruck be-
stehen, der eine Entflechtung der unterschied-
lichen Verkehrsarten aus Sicherheitsgründen 
erfordert. Zudem sind auch Anordnungen 
nach der Straßenverkehrsordnung Ermessens-
entscheidungen, sogar mit verschärften Anfor-
derungen. Einschränkende Anordnungen be-
dürfen daher erneut einer angemessenen Be-
rücksichtigung der Bedarfe des motorisierten 
Verkehrs und müssen zudem zwingend erfor-
derlich sein. 

 
Anordnungen nach der Straßenverkehrsord-
nung dienen grundsätzlich nur der Abwehr 
von Gefahren im Straßenverkehr, können aber 
auch zugunsten des Fußwege-, Fahrrad- und 
ÖPNV-Verkehrs nutzbar gemacht werden.
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Vieles steht konsequenter Suffizienzpolitik 
entgegen. Als kommunale Nachhaltigkeits-
strategie ist die Suffizienz nahezu unbekannt. 
Dennoch gibt es einige Kommunen, die Suffi-
zienzmaßnahmen umsetzen. Mit welcher Idee 
werden diese Maßnahmen umgesetzt und wie 
überwinden die Verantwortlichen die Hemm-
nisse?

Unsere vergleichende Untersuchung suffi-
zienzorientierter Stadtentwicklungsprojekte 
stellt die Kommune als Akteurin in den Mittel-
punkt. Bis auf die Stadt Zürich bezeichnet kei-
ne der untersuchten Kommunen ihr Handeln 
als Suffizienzpolitik. Dessen ungeachtet konn-
ten wir diverse Projekte identifizieren, die da-
rauf abzielen, Menschen durch Infrastruktur-
veränderungen und Veränderungen im kom-
munalen Handeln zu ermöglichen, ihr alltäg-
liches Leben ressourcenschonender als bis-
her zu gestalten. Im Bereich Mobilität gibt es 
etwa vielerorts Anstrengungen, den motori-
sierten Individualverkehr einzuschränken zu-
gunsten anderer, nachhaltiger Verkehre. Beim 
Wohnen geben manche Kommunen gemein-
schaftlichen und flächensparenden Projekten 
Vorrang vor der Ausweisung von flächeninten-
siven Neubaugebieten. Mancherorts wird die 
grüne Wiese zur Tabuzone erklärt und mit kre-
ativen Konzepten zur Innenentwicklung daran 
gearbeitet, Gewerbetreibenden Alternativen 
aufzuzeigen. Diese und weitere Maßnahmen 
finden sich detailliert beschrieben in diesem 

Kapitel. Die Darstellungen sind so-
wohl Ergebnis unserer Auswertung 
qualitativer Interviews mit Vertre-
ter*innen aus Kommunen als auch 
ergänzender Literaturrecherchen 
zu bereits erforschten Stadtentwi-
cklungprojekten. 

Kaum eine der dargestellten Suf-
fizienzpraktiken stellt aus sich heraus etwas 
grundlegend Neues im Sinne von noch nie Ge-
dachtem oder Praktiziertem dar. Gemeinsam 

ist den Projekten allerdings, dass sie Möglich-
keiten aufzeigen, den jeweiligen Sektor zu op-
timieren, ohne neue Ressourcen in Anspruch 
zu nehmen. Sie fördern zudem eine Verände-
rung von Alltagspraktiken und Lebensstilen in 
Richtung Nachhaltigkeit. Flächen werden zu 
Lasten flächenintensiver individueller Nutzun-
gen und zu Gunsten öffentlicher und gemein-
schaftlich genutzter Flächen umverteilt. Um 
dies zu erreichen, fördern Kommunen nach-
haltige Praktiken, indem sie Infrastrukturen 
umbauen (etwa Fuß- und Fahrradwege), Ver-
günstigungen einführen (zum Beispiel gerin-
gere Quadratmeterpreise für gemeinschaft-
liches oder genossenschaftliches Wohnen) 
oder neue Auswahlkriterien für die Vergabe 
von Flächen oder Immobilien anlegen (Kon-
zeptvergabe statt Höchstpreisverfahren). Zu-
sätzlich deprivilegieren sie nicht-nachhaltige 
Praktiken, indem sie sie unattraktiver machen 
und einschränken. Dies ist es, was die Projek-
te als einzelne und in der Summe beachtens-
wert macht.

Zweifellos existieren viele einzelne, zum Teil 
sehr ambitionierte Projekte im Bereich flä-
chenschonender Stadtentwicklung. Die Frage 
danach jedoch, wie viel genug ist für ein ge-
lingendes Leben in der Stadt und wie, daraus 
abgeleitet, das Vorhandene gerecht verteilt 
werden kann, ist bislang kaum als Leitmotiv 
urbaner Entwicklung zu erkennen. Suffizienz 
als regelrechte Nachhaltigkeitsstrategie, als 
umfassendes, beabsichtigtes und geplantes 
Vorgehen zur Einsparung und zur Deckelung 
des Ressourcenverbrauchs einerseits und zur 
gleichberechtigteren Verteilung des Zugangs 
zum städtischen Raum andererseits, findet 
sich in der Praxis nur sehr selten. 

Das liegt vermutlich auch am nicht unbe-
trächtlichen Konfliktpotential, das kommunale, 
flächenbezogene Suffizienzpolitik birgt. Denn, 
wie Uta von Winterfeld vom Wuppertal Ins-
titut (WI) schreibt, bedeutet Suffizienz, nicht 

Flächen werden zu Lasten 
flächenintensiver indivi-

dueller Nutzungen und zu 
Gunsten öffentlicher und 
gemeinschaftlich genutz-

ter Flächen umverteilt.

IV. Weniger ist schwer, aber 
möglich. Beispiele aus 
der Praxis
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IV. Weniger ist schwer, aber möglich. Beispiele aus der Praxis

‚mehr’ zu machen, sondern das Vorhandene zu 
teilen.1 Umverteilung von (Zugang zu) Stadt-
raum geht fast immer mit Kontroversen ein-
her – unabhängig davon, ob das Wohnen, die 
Mobilität, das Gewerbe oder der Umgang mit 
Flächen behandelt wird. Sich als Kommune zu 
entscheiden, Interessenskonflikte nicht durch 
weiteres Flächenwachstum zu lösen, sondern 
durch Umverteilung, erfordert (nicht nur) ei-
nen langen Atem und kreative Konzepte. 
Denn einige Beteiligte empfinden im Zuge der 
drohenden Deprivilegierung Verlustängste. 
Dementsprechend stellen Routinen und ver-
innerlichte kulturelle Leitbilder große Hemm-
nisse dar, nicht nur auf Seiten der Nutzer*in-
nen, sondern auch innerhalb der Verwaltung. 
Gewohnte und eingeübte Vorgehensweisen 
sowie die Abwesenheit einer Kultur des Schei-
terns hemmen das Entstehen einer neuen Per-
spektive der Stadtplanung. Darüber hinaus 
lassen sich auch Ressourcenkonflikte beob-
achten. Knapp besetzten Verwaltungen fehlt 
oftmals das Personal für die Entwicklung und 
Umsetzung neuer Ideen, und in chronisch un-
terfinanzierten Kommunen entstehen schnell 
politische Spannungen, wenn zugunsten ei-
ner nachhaltigen Stadtentwicklungspolitik auf 
Einnahmen verzichtet werden muss oder zu-
sätzliche Ausgaben anfallen.

Als grundlegende Umgangsstrategie mit den 
skizzierten Herausforderungen lässt sich in den 
untersuchten Städten ein Streben nach Gestal-
tungsmacht beobachten: Stadtverwaltungen 
verstehen sich als Mediatorinnen unterschied-
licher Interessen und versuchen häufig, die 
Konflikte zu moderieren. Zentral für die Aus-
handlung der Konflikte ist eine Idee des Städti-
schen, welche von der Stadt verfolgt wird. Das 
heißt, eine Vision für die jeweilige Stadt, die 
bei wichtigen Entscheidungen und in Entwick-
lungsprozessen als Richtschnur dient. In den 
untersuchten Städten entsteht so eine Stadt-
entwicklung für Viele, die nicht partikularen In-
teressen folgt, sondern sich stark am Gemein-
wohl orientiert. Damit eine solche Idee um-
gesetzt werden kann, verfolgen Städte Strate-
gien, um ihre Ressourcenverfügbarkeit zu er-
höhen, insbesondere eine aktive Bodenpolitik. 
Darüber hinaus zeichnen sich die erfolgreichen 
Projekte durch einen kontinuierlichen, projekt-
unabhängigen und intensiven Austausch der 
Verwaltung mit den relevanten Akteur*innen, 
der Politik, den Einwohner*innen und den Um-
landgemeinden aus. Kooperative und enge Be-
ziehungen zu diesen Akteursgruppen schaffen 
eine Vertrauensbasis für neue Ideen und för-
dern damit die Umsetzungswahrscheinlichkeit 
der im Folgenden beschriebenen Maßnahmen.

Ulm
120.000 Einwohner*innen
aktive Bodenpolitik 
Seite 37

Bocholt 
73.000 Einwohner*innen

Fahrradstadt und 
aktive Bodenpolitik

Seite 38

Templin 
16.000 Einwohner*innen
ticketloser ÖPNV
Seite 44

Siegen
103.000 Einwohner*innen

Naherholung statt 
Parkplätze 

Seite 51

Tübingen
92.000 Einwohner*innen
Konzeptvergaben 
Seite 52

Zürich
415.000 Einwohner*innen

2.000-Watt-Gesellschaft 
Seite 56

Flensburg
90.000 Einwohner*innen 
Quartiersentwicklung
Seite 62

München
1,5 Mio Einwohner*innen
Konzeptvergaben
Seite 59 in der Box

Friedrichshain-Kreuzberg 
(Berlin)
290.000 Einwohner*innen
Pop-Up Bike Lanes
Seite 46

Grafik oben: Neun 

Städte unterschiedli-

cher Größe, in denen 

bereits heute suffizienz-

politische Maßnahmen 

erfolgreich umgesetzt 

wurden.

Ravensburg
51.000 Einwohner*innen

Innen- vor Außenentwicklung
Seite 40
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Boden – Fundament 
nachhaltiger Stadtplanung

Kommunale Flächen sind, insbe-
sondere in wachsenden Städten, 
begrenzt und umkämpft. Viele un-
terschiedliche Interessensgruppen 
möchten die Nutzung der Flächen 
gestalten. Einwohner*innen brau-
chen Wohnraum, Gewerbebetrie-
be wollen sich neu ansiedeln oder 
erweitern, Straßen und Parkplätze 
werden für eine vielerorts zuneh-

mende Anzahl an Autos bereitgestellt und Flä-
chen der Naherholung und Freizeitgestaltung 
sollen die Lebensqualität erhöhen. Gleichzei-
tig sind viele Kommunen auf die Einnahmen 
der ökonomischen Verwertung der Flächen 
angewiesen. In dieser scheinbaren Zwangsla-
ge haben viele Kommunen in den vergange-
nen Jahrzehnten immer neue Baugebiete auf 
der „grünen Wiese“ ausgewiesen, um dem an-
haltenden Druck mit Wachstum zu begegnen. 
Vielerorts stoßen Kommunen dabei an ihre ei-
genen Stadtgrenzen und können keine weite-
ren Flächen auf ihren Gebieten ausweisen oder 
nur noch auf Kosten von ökologisch oder sozi-
al wertvollen Räumen. Darüber hinaus haben 
Kommunen Wohnungsbestände, Grundstü-
cke, städtische Gesellschaften und weitere In-
frastrukturen privatisiert, um durch die kurz-
fristigen Erlöse Haushaltslöcher zu stopfen. Da-
mit haben Kommunen aber nicht nur kurzfristi-
ge Einnahmen generiert, sondern gleichzeitig 
weite Teile ihres Handlungs- und Gestaltungs-
spielraums aufgegeben. 

Suffizienzpolitik versucht den Druck durch 
die Umverteilung des Stadtraums, die Förde-
rung gemeinschaftlich genutzter Flächen und 
durch ein Mehr an öffentlichem Wohlstand zu 
mindern. Verfügen Kommunen über eigenen 

Grund und Boden, können sie leich-
ter gestaltend einwirken und dem 
Druck auf die Fläche unterschied-
lich begegnen. Eine aktive Boden-
politik, die nicht auf den Verkauf 
zugunsten eines kurzfristigen Ge-
winns setzt, sondern darauf, die 
Nutzung auf kommunalen Flächen 
mitzugestalten, kann sozial-öko-
logischen Problemen vorbeugen 

und langfristig finanzielle Vorteile erwirtschaf-
ten. Denn Kommunen sind mit einer aktiven 
Bodenpolitik unabhängiger vom Spekulations-
markt, können leichter den Planwertzuwachs 
bei der Entwicklung von Baugrundstücken 
abschöpfen und die Nutzungsvorgaben der 
Grundstücke aktiver mitgestalten und mit den 
städtischen Zielsystemen in Einklang bringen. 
Einige Kommunen betreiben schon lange eine 
aktive Bodenpolitik und vergeben darüber hin-
aus kommunale Flächen nur in Erbbauchrech-
ten. 

Aktive Bodenpolitik 

Aktive Bodenpolitik, Bodenbevorratungspo-
litik oder auch öffentliche Liegenschaftspolitik 
beschreibt eine Politik des vorausschauenden 
Sicherns und Ankaufens von Boden durch die 
Kommune. Das Deutsche Institut für Urbanistik 
(Difu) unterteilt die aktive Bodenpolitik in drei 
wesentliche Typen.2 Zum einen ist es der lang-
fristige strategische Ankauf von Flächen, um 
diese für spätere Entwicklungsoptionen zu si-
chern. Diese Flächen können dann bei Bedarf 
von der Stadt selbst entwickelt oder über Erb-
pachtverträge Dritten zur Verfügung gestellt 
werden, sodass die Kommune weiterhin Eigen-
tümerin der Flächen bleibt. Eine kurzfristigere 
Form der aktiven Bodenpolitik stellt der Zwi-
schenerwerb von Grundstücken dar. Dazu kauft 
die Kommune Grundstücke auf, schafft gege-
benenfalls Baurecht, um sie dann beispielswei-
se mittels Konzeptvergabe zum Festpreis zu 
verkaufen oder in Erbpacht an diejenigen mit 
dem besten städtebaulichen Konzept zu ver-
geben. Als dritte und schwächste Ausgestal-
tungsform der aktiven Bodenpolitik nennt das 
Difu Modelle kooperativer Baulandentwicklung 
auf der Basis städtebaulicher Verträge im Zu-
ge einer Bauleitplanung. Hier agiert die Kom-
mune nicht als Eigentümerin der Flächen, son-
dern handelt mit den privaten Eigentümer*in-
nen im Rahmen der Schaffung von Baurecht 
Quoten für geförderten oder preisgedämpften 
Wohnungsbau oder weitere soziale, städtebau-
liche sowie ökologische Anforderungen aus. 

Suffizienzpolitik 
versucht den Druck 

durch die Umverteilung 
des Stadtraums, die 

Förderung gemeinschaft-
lich genutzter Flächen 

und durch ein Mehr an 
öffentlichem Wohlstand 

zu mindern. 

Aktive Bodenpolitik, 
Bodenbevorratungspoli-
tik oder auch öffentliche 

Liegenschaftspolitik 
beschreibt eine Politik 
des vorausschauenden 

Sicherns und Ankaufens 
von Boden durch die 

Kommune.
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REVOLVIERENDER BODENFONDS

In Bocholt wurde für die Finanzierung des Bodenma-
nagements und der sozial gerechten Bodennutzung ein 
revolvierender Bodenfonds als Sonderposten im Haus-
halt eingerichtet, der von einer treuhändischen Ent-
wicklungsgesellschaft verwaltet wird. Zu den Aufgaben 
des Bodenfonds zählen in Bocholt die Bereitstellung 
von Wohnbaugrundstücken durch Kauf, Verkauf, 
Tausch oder Vermittlung ohne Zwischenerwerb unter 
Berücksichtigung sozialer Kriterien. 
Ein revolvierender Bodenfonds trägt sich in der Regel 
selbst und deckt Ankäufe durch generierte Einnahmen 
aus Verkäufen, Darlehensraten oder Erbpachtzinsen. 
Dadurch belasten Ankäufe von neuen Flächen nicht 
den Grundhaushalt und es kommt zu geringeren 
Schwankungen im Haushalt. Da in der Regel Flächen 
in frühen Entwicklungsstadien aufgekauft und nach 
der Entwicklung verkauft oder in Erbpacht vergeben 
werden, verbleibt ein Großteil des Planwertzuwach-
ses – welcher vor allem durch städtische Investitionen 
hervorgerufen wird – im Bodenfonds und damit bei 
der Stadt. Dabei sind die Einnahmen und Ausgaben 
zweckgebunden, sodass eine zweckfremde Verwen-
dung für andere Haushaltsposten vermieden wird. 
Somit können keine Flächen aus dem Bodenfonds ver-
kauft werden, um Haushaltslöcher an anderen Stellen 
zu füllen und das städtische Vermögen wird nicht über 
die Zeit aufgezehrt. Grundsätzlich ist die Führung 
eines revolvierenden Bodenfonds als „Sondervermö-
gen“ im Haushalt möglich, insbesondere für Kommu-
nen in der Haushaltssicherung empfiehlt sich jedoch 
das Auslagern in eine eigene Gesellschaft, die dann 
auch kreditfähig ist. 

IV. Weniger ist schwer, aber möglich. Beispiele aus der Praxis

Aktive Bodenpolitik ist nicht per se ein Inst-
rument zur Einsparung von Ressourcen. Sie ist 
jedoch eine wesentliche Voraussetzung dafür. 
Denn die Verfügbarkeit über und der Zugriff 
auf Flächen verleiht Kommunen Gestaltungs- 
und Handlungsmacht. Als Eigentümerinnen 
und Inhaberinnen der Planungshoheit können 
Kommunen darüber entscheiden, wie Flächen 
langfristig genutzt werden. Ob der Bodenvor-
rat für die Befriedigung ressourcenintensiver 
Lebensstile, etwa in Form von Einfamilienhaus-
gebieten, oder für sozial und ökologisch nach-
haltige Stadtentwicklungsmaßnahmen ein-
gesetzt wird, ist letztlich eine Frage des politi-
schen Willens und der gesellschaftlichen Rah-
menbedingungen. Ohne Bodenvorrat indes 
lässt sich weder das eine noch das andere rea-
lisieren.

Für eine gelingende aktive Bodenpolitik 
braucht es Kontinuität und Konsequenz, wel-
che mit langfristigen Zielen und dem strategi-
schen, zweckungebundenen Ankauf von Flä-
chen einhergehen.3 Dementsprechend wer-
den auch Forderungen laut, dass aktive Boden-
politik ein gängiges Alltagspolitikfeld neben 
Feldern wie Schul- oder Verkehrspolitik wird.4 

Eine große Hürde für eine aktive Bodenpoli-
tik sind die oftmals fehlenden finanziellen Mit-
tel, um Grundstücke oder Immobilien halten 
oder gar (zurück)kaufen und Baureife herstel-
len zu können. Dass eine aktive Bodenpolitik 
langfristig für Kommunen eine ökonomisch 
gewinnbringende Strategie sein kann, zeigen 
die Beispiele aus Ulm und Bocholt.

Ulm – das Urgestein 
der aktiven Bodenpolitik

In Ulm wird aktive Bodenpolitik in Form von 
langfristigen strategischen Ankäufen schon 
sehr lange und unter höchst unterschiedli-
chen politischen Systemen praktiziert. Seit 
über 125 Jahren kauft die Stadt systematisch 
Flächen auf und kann dadurch aktiv auf die Art 
ihrer Nutzung und die Stadtentwicklung Ein-
fluss nehmen. Der lange Atem hat dazu beige-
tragen, dass sich mittlerweile rund ein Drittel 
der städtischen Flächen in kommunaler Hand 
befinden.5 Allein im Jahr 2017 investierte die 
120.000 Einwohner*innen zählende Stadt rund 
33 Millionen Euro in den Ankauf neuer Flä-
chen.6 Die Flächen werden in der Regel nicht 
für einen konkreten Nutzungszweck erwor-
ben, beispielsweise um ein neues Krankenhaus 
oder eine neue Schule zu bauen. Vielmehr ver-
folgt die Stadt mit ihrer Ankaufspraxis das Ziel, ©
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land nur direkt von 

der Stadt, wodurch 
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mitgestalten kann.
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die Handlungs- und Gestaltungsfähigkeit der 
Kommune zu erhalten. Zentrales Merkmal der 
Tradition der Bodenbevorratung in Ulm ist die 
Verfahrenskontinuität. Das Vorgehen ist immer 
dasselbe, es ist transparent und behandelt alle 
Eigentümer*innen gleich.9 Beständigkeit und 
Verlässlichkeit tragen zur breiten Akzeptanz 
des Verfahrens bei.

Eines der Grundprinzipien der Bodenbevor-
ratungspolitik ist, dass es Bauland nur von der 
Stadt selbst gibt. Das heißt, die Stadt weist ein 
Baugebiet erst dann aus, wenn sie Eigentüme-
rin aller Flächen ist.10 Dieses Prinzip lässt sich 
dabei nicht nur für die wenig nachhaltige Ent-
wicklung im Außenbereich, sondern auch für 
große (Konversions-) Flächen im Innenbereich, 
bei denen ein Planbedürfnis besteht, anwen-
den. Dadurch kann sie nicht nur die spätere 
Nutzung der Grundstücke leichter mitgestal-
ten, sondern profitiert auch in höherem Ma-
ße von Bodenwertzuwächsen, die größtenteils 
erst durch öffentliche Investitionen in die Infra-
struktur und die Erschließung der Flächen ent-
stehen. Im Jahr 2016 hatte die Stadt so in 16 
potentiellen Wohngebieten genügend zusam-
menhängendes Land aufgekauft, um dort bei 
Bedarf neue Baugebiete ausweisen zu können. 
Dies wirkt sich nicht zuletzt dämpfend auf die 
Bauland- und Mietpreise aus.

Ein weiteres, bereits seit 1890 angewende-
tes Grundprinzip stellt das auch von einer Viel-
zahl anderer Städte verwendete kommuna-
le Wiederkaufsrecht dar, welches durch eine 
Auflassungsvormerkung im Grundbuch gesi-
chert wird. Dadurch wird sichergestellt, dass 
ein unbebautes, ehemals kommunales Grund-
stück niemals an Privat weiterverkauft werden 
kann.11 Das Wiederkaufsrecht ermöglicht den 
Rückkauf des Grundstücks durch die Kommu-
ne, falls der festgelegte Nutzungszweck durch 
die neue Eigentümer*in nicht erreicht wurde. 
Dabei erfolgt der Rückkauf zum ursprüngli-
chen Verkaufspreis.12

Bocholt – Zwischenerwerb 
und revolvierender 

Bodenfonds

Bocholt, eine Mittelstadt mit rund 74.000 
Einwohner*innen im Westmünsterland, hat 
erst in den 1990er Jahren mit einer aktiven 
Bodenpolitik begonnen.13 Boden- und Woh-
nungspreise stiegen, einige Bauherr*innen 
hielten ihre Grundstücke spekulativ zurück 

DREI MODELLE FÜR DEN ANKAUF 
VON FLÄCHEN IN BOCHOLT

1. Flächenerwerb: Bocholt hat ein Programm zur Preis-
findung für das Bauland entwickelt, um die Verhand-
lungen möglichst transparent zu machen. Der Kaufpreis 
wird residual ermittelt, das heißt, Ausgangspunkt ist der 
spätere Verkaufspreis des fertigen Baulandes, der für 
Schwellenhaushalte gerade noch bezahlbar ist. Schwel-
lenhaushalte zeichnen sich dadurch aus, dass sie unter 
Einbezug aller Kosten ein Haus mit maximal 30 Prozent 
ihres Haushaltseinkommens finanzieren können. In 
der Kalkulation können alle Kosten simuliert werden. 
Dadurch werden Forderungen der Eigentümer*innen in 
ihren Auswirkungen vor allem auf Schwellenhaushalte 
sichtbar und die Stadt kann ihrerseits transparent ma-
chen, dass nicht die Profitsteigerung für die Kommune 
im Fokus steht. Durch dieses Instrument konnten Ver-
handlungen der Stadt zufolge maßgeblich versachlicht 
und erleichtert werden.

2. Optionsmodell: Bei dem sogenannten Options-
modell kommt es nicht zu einem frühzeitigen Ankauf, 
sondern die Gemeinde sichert sich die Option, unter 
gewissen Bedingungen das Bauland zu erwerben. So 
kann beispielsweise vereinbart werden, dass das Land 
nur gekauft wird, wenn die Baulandentwicklung gelingt 
oder zumindest fortgeschritten ist. In diesem Fall trägt 
die Gemeinde nicht das Risiko der Baulandentwicklung 
und hat auch keine Zinslast für die Finanzierung des 
Ankaufs, muss dafür aber aufgrund des Gebots der an-
gemessenen Entschädigung einen höheren Preis zahlen, 
im Zweifel den für Rohbauland oder gar baureifes Land. 
Der Ankaufspreis wird üblicherweise ebenfalls residual 
ermittelt. Zu beachten ist, dass es durch das Optionsver-
fahren nicht zu einer Selbstbindung der Gemeinde im 
Bauleitplanverfahren kommen darf.

3. Leistungsmodell: Dieses kann auch in Kombination 
mit den ersten beiden Modellen angewendet werden. 
Hierbei verpflichten sich Eigentümer*innen oder In-
vestor*innen dazu, klar vereinbarte Leistungen der 
Baulandentwicklung anstelle des öffentlichen Trägers zu 
erbringen, wozu unter anderem die Bereitstellung von 
Grundstücken für einen ausgewählten Bewerber*innen-
kreis (insbesondere die Schwellenhaushalte) gehört. 
Hierbei haben die Voreigentümer*innen in der Regel ein 
Drittel des Bruttolandes zu einem Preis vor der Bauland-
entwicklung an die Gemeinde zu verkaufen. Gleiches 
wird in sogenannten Kooperationspakten mit Bauträ-
ger*innen vereinbart, die meist zusätzlich die gesamten 
Erschließungsmaßnahmen übernehmen und sich ver-
pflichten, die Grundstückspreise bei Weiterveräußerung 
zu limitieren. 

Mehr Informationen zu den Modellen finden sich bei der Stadt Bo-
cholt7 und bei der treuhändischen Entwicklungsgesellschaft Bocholt.8

Boden – Fundament nachhaltiger Stadtplanung
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und die Verschuldung der Stadt stieg nicht zu-
letzt aufgrund wachsender Erschließungskos-
ten immer weiter an. Bocholt verfügte nicht 
über die ökonomischen Ressourcen kurzfris-
tig eine große Menge an Flächen zu erwerben, 
mehr noch drohte der Verkauf von Flächen zur 
Behebung von Finanzierungslücken in ande-
ren Haushaltsfeldern. Daraufhin entwickelte 
die Stadt Bocholt ein rechtliches Instrumenta-
rium des Zwischenerwerbs, bei dem die Stadt 
die Nutzung der Grundstücke aktiv mitgestal-
ten und einen Großteil des Planwertzuwachses 
abschöpfen kann.

In einem Grundsatzbeschluss wurde En-
de 1995 die Einführung eines Bodenmanage-
ments beschlossen, in dem unter anderem 
festgelegt wurde, dass bei allen Grundstücks-
entwicklungen der Planwertzuwachs in der 
Regel durch Zwischenerwerb abzuschöpfen 
ist. Außerdem wurden ein revolvierender Bo-
denfonds eingerichtet und die Einnahmen 
aus Grundstücksveräußerungen für den An-
kauf neuer Flächen zweckgebunden. Städti-
sche Grundstücke ohne strategische Bedeu-
tung wurden veräußert, um mit dem Geld stra-
tegisch wertvollere Grundstücke erwerben zu 
können. Die Verwaltung wurde ermächtigt, für 
den Ankauf von neuen Flächen mit den jewei-
ligen Eigentümer*innen zu verhandeln. Dabei 
kommen angepasst an die Bedürfnisse der Ver-
kaufenden drei unterschiedliche Formen des 
Zwischenerwerbs zum Einsatz: der Flächener-
werb, das Optionsmodell oder das Leistungs-
modell. Grundstücke von Eigentümer*innen, 
die nicht mitwirkungsbereit sind, werden nicht 
in die Konzeption einbezogen und nicht mit 
Baurecht versehen, wodurch sie auf der Wert-
stufe vor städtebaulicher Planung „eingefro-
ren“ werden. Dies ist jedoch nur im Außenbe-
reich oder auf großen Flächen im Innenbereich 
(Außenbereich im Innenbereich) möglich, da 
im übrigen Innenbereich nach § 34 BauGB ein 
Baurecht auch ohne B-Plan besteht. Projekte 
mit der größten Mitwirkungsbereitschaft der 
Eigentümer*innen werden demnach zuerst re-
alisiert, wodurch ein Belohnungseffekt eintritt. 
Zugleich dienen diese Grundstücke als Beispiel 
für zukünftige Verhandlungen als Verhand-
lungsgrundlage. Eine zentrale Gemeinsamkeit 
zwischen dem langfristigen Ankauf von Flä-
chen in Ulm und dem Grundsatzbeschluss in 
Bocholt ist die hohe Transparenz des Verfah-
rens, welches unabhängig von den Käufer*in-
nen oder Verkäufer*innen gleich angewendet 
wird.14

Seit 2004 ist das Bodenmanagement an eine 
städtische Gesellschaft ausgelagert, die auch 
den Bodenfonds verwaltet. Durch diese Aus-
lagerung konnten der Stadt zufolge Schwan-
kungen im städtischen Budget verhindert, die 
Zeitspannen der Umsetzung reduziert und das 
Bodenmanagement flexibilisiert werden.15

ERBBAURECHTE

Ein wichtiges Instrument, um die durch das aktive Bo-
denmanagement gewonnene kommunale Handlungs-
macht nicht wieder abzugeben, ist das Erbbaurecht. 
Das Erbbaurecht ermöglicht es Kommunen, ihre Flä-
chen zu behalten und nutzungsgebunden zu verpach-
ten, meist für einen langen Zeitraum von mehreren 
Jahrzehnten. Die Kommune erhält von den Erbbau-
berechtigten einen jährlichen Zins, der vom Boden-
wert abhängig ist. Wird die festgeschriebene Nutzung 
durch die Erbpachtnehmer*innen nicht mehr gewähr-
leistet, kommt es zum sogenannten „Heimfall“ der 
Fläche an die Stadt. Aufgrund der kontinuierlichen 
Zahlungen haben Pächter*innen ein gesteigertes Inte-
resse daran, einen Ertrag auf dem Grundstück zu er-
wirtschaften und das Grundstück möglichst effizient 
auszunutzen. Auf diese Weise kann Bodenspekulatio-
nen durch Erbpachtverträge vorgebeugt werden, was 
schon bei der Einführung des Instruments vor über 
100 Jahren das Ziel war. Durch den Erbbauzins fließt 
die Wertsteigerung des Grundstücks, welche zumeist 
aus den Entwicklungen im Umfeld der Fläche oder 
größeren gesellschaftlichen Trends resultiert, nicht 
(allein) an die Grundstücksbesitzer*innen, sondern 
wird für die Allgemeinheit abgeschöpft. 

Eine große Flächenrelevanz hat das Erbbaurecht heute 
unter anderem in Wolfsburg. Nach 1955 bekam die 
Stadt einen Großteil der Siedlungsfläche als Grundei-
gentum aus der Treuhandverwaltung übertragen. Die-
se wurde und wird vorwiegend über Erbbaurechte an 
Bauwillige übertragen. In einigen weiteren deutschen 
Städten wie Berlin, Hamburg, Kiel, Lübeck, Köln, 
Hannover, Frankfurt am Main aber auch in Wien und 
Stockholm wird das Erbbaurecht in größerem Maße 
genutzt. Der Hamburger Senat verabschiedete Anfang 
2019 einen Beschluss, nachdem in Zukunft alle stadt-
eigenen Flächen nur noch als Erbbaurechte vergeben 
werden sollen. Ziel ist es unter anderem, die Immo-
bilienbesitzer*innen langfristig an günstige Mieten 
binden zu können.
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Gewerbe – 
Die kompakte Stadt

Jahrzehntelang hat das Ideal 
der funktionsentmischten Stadt, 
in der Wohnen, Arbeiten und 
Freizeit räumlich weit vonein-
ander getrennt liegen, die Stadt-
planung dominiert. Eng ver-
knüpft war diese Vorstellung 
mit dem Leitbild der autoge-
rechten Stadt, sollte doch das Auto als indivi-
duelles und flexibles Verkehrsmittel die von-
einander entfernten Orte verbinden. Dieses 
Leitbild wurde 1933 in der Charta von Athen 
festgeschrieben und prägte den Wiederauf-
bau nach 1945 in vielen europäischen Städten. 
Spätestens seit den 1990er Jahren gewann die 
Debatte um eine stärkere Mischung der unter-
schiedlichen Funktionen wieder an Bedeutung. 
Im Jahr 2007 wurde auf einem EU-Minister*in-
nentreffen die Leipzig-Charta zur nachhaltigen 
europäischen Stadt verabschiedet. Darin wird 
die Abkehr von der funktionsentmischten und 
autogerechten Stadt hin zu einer „Stadt der 
kurzen Wege“ empfohlen.

Die grüne Wiese bleibt grün - 
der „Ravensburger Weg“

Ravensburg verfolgt schon seit langem eine 
ökologisch nachhaltige Stadtentwicklung, ins-
besondere hinsichtlich eines schonenden Um-
gangs mit Flächen. Die Stadt liegt im Südosten 
von Baden-Württemberg, zählt etwa 50.000 
Einwohner*innen und verzeichnet seit Ende 
der 1980er Jahre ein jährliches Bevölkerungs-
wachstum von durchschnittlich rund acht Pro-
zent.16 Die Region hat sich in den vergange-
nen Jahrzehnten zu einem technologieorien-

tierten Wirtschaftsraum entwickelt. 
Wie viele Städte, hat Ravensburg in 
den letzten Jahrzehnten versucht, 
die eigene Attraktivität und An-
ziehungskraft zu steigern – jedoch 
weniger mit der Ausweisung neu-
en Baulands auf der grünen Wiese, 
sondern mit einem eigenen, dem 
sognannten Ravensburger Weg.

Im Sinne der Innen- vor Au-
ßenentwicklung hat die Stadt 
Ravensburg schon Anfang der 
2000er Jahre beschlossen, kei-
nen zentrenrelevanten Einzel-
handel am Stadtrand auf der 
grünen Wiese anzusiedeln. Die 
Baunutzungsverordnung er-

möglicht diese Regulation durch entsprechen-
de Festsetzungen in Bebauungsplänen. Damit 
verfolgt die Stadt ökologische Ziele und be-
wahrt Naherholungsräume und hochwerti-
ge Böden für die Landwirtschaft. Gleichzeitig 
möchte Ravensburg auf diese Weise ihre histo-
rische Innenstadt als „attraktive Einkaufsstadt 
in der Region“ festigen und Kaufkraftzuflüsse 
sichern. Dabei wird auf eine Vielfalt der Funk-
tionen, das heißt auf eine Mischung von Einzel-
handel, Dienstleistungen, Gastronomie, Kultur 
und Wohnen geachtet. Um die Erteilung be-
ziehungsweise Verweigerung von standortbe-
zogenen Genehmigungen transparent zu ge-
stalten, wurde in Ravensburg eine Sortiment-
liste erstellt, welche nach nahversorgungsrele-
vanten, sonstigen zentrenrelevanten und nicht 
zentrenrelevanten Sortimenten unterschei-
det.17 Auf Basis dieser Liste werden Ansiedlun-
gen nicht oder auch nur im Zentrum geneh-
migt. Vergleichbare Konzepte existieren auch 
in anderen Städten.

Gewerbeflächen werden bevorzugt für das 
Handwerk und das produzierende Gewerbe re-
serviert, welche ansonsten im Wettbewerb mit 
dem Einzelhandel um Grund und Boden oft 
nicht bestehen könnten. Um die Ausweisung 
neuer Gewerbeflächen zu begrenzen, wurde 
ein Gewerbeflächenentwicklungskonzept ver-
abschiedet. Im Rahmen der Umsetzung dieses 
Konzepts wurde beispielsweise ein Gewerbe-
gebiet nachverdichtet, indem Parkplätze, La-
ger- und Brachflächen umgenutzt wurden. Mit 
kooperierenden Unternehmen wurde ein Mo-
bilitätsmanagement entwickelt, das unter an-
derem eine kostenlose ÖPNV-Nutzung für die 
Mitarbeitenden enthielt, um Parkplätze einzu-
sparen. Im Gegenzug wurden neue Höhen und 
Dichten für die Nachverdichtung zugelassen. 

 Im Rahmen der Um-
setzung dieses Konzepts 
wurde beispielsweise ein 
Gewerbegebiet nachver-
dichtet, indem Parkplät-
ze, Lager- und Brachflä-
chen umgenutzt wurden.

Im Sinne der Innen- vor 
Außenentwicklung hat 

die Stadt Ravensburg 
schon Anfang der 2000er 
Jahre beschlossen, keinen 
zentrenrelevanten Einzel-

handel am Stadtrand auf 
der grünen Wiese 

anzusiedeln.
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So konnte die Ausweisung eines ursprünglich 
angedachten neuen Gewerbegebiets unter-
bleiben. 

Als zentrales Hemmnis für die Entwicklung 
einer attraktiven Innenstadt wurde der Kfz-
Verkehr identifiziert. Das Verkehrskonzept der 
Stadt beinhaltet diverse Maßnahmen, um den 
motorisierten Individualverkehr aus der Alt-
stadt zu halten: Der Stadtbus wird gefördert 
und kostengünstig gestaltet, park and ride eta-
bliert, indem die kostenlose Busnutzung im 
Parkticket enthalten ist und der Bahnhof als 
Eingang zur Stadt eingerichtet. All dies soll das 
Entstehen lebendiger Räume fördern, Dichte 
und Frequenz von Besucher*innen steigern, 
weniger mobile Bevölkerungsgruppen invol-

vieren, überflüssigen Verkehr reduzieren und 
so Umweltbelastungen verringern.18 Ein Groß-
teil der Besucher*innen steigt an den Stadt-
grenzen auf andere Verkehrsmittel um, wenn 
sie die verkehrsberuhigte Innenstadt besu-
chen. Einen Wermutstropfen gibt es: Trotz die-
ser Bemühungen ist die PKW-Dichte in Ravens-
burg im letzten Jahrzehnt kontinuierlich ge-
stiegen. In diesem Punkt unterscheidet sich 
Ravensburg nicht von anderen 
Städten.19 Die Zahlen verweisen da-
rauf, dass die Anstrengungen in Sa-
chen Verkehrsentwicklung offenbar 
noch nicht ausreichen, damit mehr 
Ravensburger*innen ganz auf ihr 
Auto verzichten.

Um eine Verbindung zur „grünen Wiese“ aufzubauen und die 

Auswirkungen menschlicher Eingriffe erfahrbar zu machen, un-

ternahm der Stadtrat in Ravensburg beispielsweise Ausflüge in 

umliegende Wälder und zu Müllkippen am Stadtrand.

©
 oakidoki, iStock

Als zentrales Hemmnis 
für die Entwicklung einer 
attraktiven Innenstadt 
wurde der Kfz-Verkehr 
identifiziert.
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In vielen Städten ist der Ver-
kehr durch das Auto dominiert. 
In Mittelstädten und kleinen 
Großstädten wie Fürth, Ingol-
stadt oder Flensburg stehen 
rund 20 Prozent der gesam-
ten Stadtfläche dem Verkehr 
zur Verfügung20, der größte 
Anteil dem Autoverkehr. Und 
es werden in vielen Städten 
immer mehr Autos: Zwischen 
2010 und 2020 ist die Anzahl 
der privat genutzten PKW in Deutschland um 
knapp 15 Prozent auf über 47 Millionen Fahr-
zeuge gestiegen. Dies führt zu mehr Staus, zu 
Parkplatzmangel und zu Verteilungskonflik-
ten auf der Straße. Angesichts der Normalität 
von Autos in deutschen Städten bleibt häufig 
unsichtbar, dass Alte, Kinder und Jugendliche, 
Menschen ohne Führerschein oder mit zu we-
nig Geld für ein eigenes Auto von dieser Mobi-
litätsform ausgeschlossen bleiben. Das Poten-
tial von Parkplätzen und Straßen für die Stei-
gerung von Lebensqualität wird überall dort 
sichtbar, wo Autos kurzzeitig oder dauerhaft 
die Flächen freigeben. Fußgängerzonen sind 
aus keiner Stadt mehr wegzudenken, in eini-
gen Städten stellen Cafés ihre Stühle auf vor-
malige Parkplätze, andernorts können Kinder 
wieder auf der Straße und nicht nur hinter dem 
eigenen Gartenzaun spielen. Damit ein Weni-
ger an Autos bei gleichbleibender oder sogar 
steigender Mobilität möglich wird, braucht es 
eine Neuverteilung von Fläche und eine Bereit-
stellung attraktiver Alternativen.

Ticketloser ÖPNV – 
(k)eine gute Idee für 
die suffizienzorientierte 
Mobilitätswende?

Die Begriffe des ticket- oder auch fahrschein-
losen ÖPNV werden sowohl für den Ersatz des 
physischen Tickets durch ein Digitales als auch 
für den Wegfall des Ticketpreises für die Nut-
zer*innen verwendet. Nicht selten wird der 

letzteren Variante des ticketlo-
sen ÖPNV bei der Mobilitäts-
wende eine wichtige Rolle zu-
geschrieben, in der Annahme, 
dass es vor allem der Ticket-
preis ist, der die Menschen ins 
Auto statt in den Bus steigen 
lässt. Die brandenburgische 
Kleinstadt Templin hat schon 
vor über 20 Jahren den Test ge-
macht. Und in der Tat stiegen 
dort die Fahrgastzahlen nach 

dem Wegfall des Fahrpreises um das Fünf-
zehnfache. Ähnliches ließ sich im belgischen 
Hasselt, im estnischen Tallin oder im bayri-
schen Pfaffenhofen beobachten, welches En-
de 2018 den ticketlosen ÖPNV einführte. In all 
diesen Städten nahm – und dies widerspricht 
der oben skizzierten Intention – der Anteil der 
Autofahrenden nur in geringem Maße ab. Der 
wichtigste Grund dafür war: Vor allem Fußgän-
ger*innen, Radfahrende und Menschen, die 
zuvor weniger mobil waren, haben die kosten-
losen ÖPNV-Angebote genutzt. Der ökologisch 
orientierte Verkehrsclub Deutschland (VCD), 
sieht im ticketlosen ÖPNV daher auch „eine 
Kannibalisierung des Umweltverbundes, der 
den Wettbewerb zwischen den umweltfreund-
lichen Mobilitätsformen verzerrt“.21 Der Kon-
kurrenz innerhalb des Umweltverbundes kann 
aus Sicht des VCD durch einen geringen Ti-
cketpreis vorgebeugt werden. Radfahren und 
zu Fuß gehen bilden bei geringem Ticketpreis 
immer noch die kostengünstigere Alternati-
ve. Gleichzeitig begünstigt der geringe Ticket-
preis den ÖPNV gegenüber dem verhältnismä-
ßig kostenintensiven Auto. Im Vergleich zum 
steuerfinanzierten, „kostenlosen“ ÖPNV kann 
ein niedriger Pauschalpreis nach Einschätzung 
des VCD somit die Umstiegswahrscheinlichkeit 
vom Auto auf den ÖPNV bei gleichzeitiger Aus-
balancierung der potentiellen Nebeneffekte 
etwas erhöhen.22 

Entscheidender für den Wechsel als der 
Preis, sind meist andere Faktoren: Schnellig-
keit, Komfort und Praktikabilität. Wenn der Bus 
bis in den späten Abend hinein in hoher Tak-
tung fährt, die nächste Haltestelle nie weit ent-

Angesichts der Normali-
tät von Autos in deut-

schen Städten bleibt häu-
fig unsichtbar, dass Alte, 
Kinder und Jugendliche, 
Menschen ohne Führer-
schein oder mit zu wenig 

Geld für ein eigenes 
Auto von dieser Mobili-
tätsform ausgeschlossen 

bleiben.
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fernt liegt und die Linienführung intelligent die 
ganze Stadt abdeckt, bildet der ÖPNV für viele 
Menschen eine attraktive Alternative zum Au-
to. In zahlreichen Städten stoßen die Kapazitä-
ten des ÖPNV allerdings an ihre Grenzen. Nicht 
allein, weil das Geld für neue Busse und Bah-
nen fehlt, sondern auch, weil die Busse im Stau 
stehen. Weniger Autos und mehr Busspuren 
können hier Abhilfe schaffen. Wird auf eine Er-
weiterung des Straßenraums verzichtet, muss 
hierfür eine PKW-Spur oder ein Parkplatzstrei-
fen weichen. 

Rückenwind kommt hierfür von einer Stu-
die aus Kassel, die anhand der Städte Kassel, 
Bremen und Kiel aufzeigt, dass die kommuna-
len Ausgaben für die Errichtung und Erhaltung 
der Infrastruktur für den PKW-Verkehr deutlich 
über denen des ÖPNV liegen.23 Der ÖPNV weist 
also aus kommunaler Sicht einen deutlich hö-
heren Kostendeckungsgrad als der motorisier-
te Individualverkehr auf. Bezieht man die ex-
ternen Kosten wie Umweltschäden, Unfälle 
oder Gesundheitsbelastungen mit ein, werden 
die Vorteile des ÖPNV noch deutlicher. Eine 
stärkere Privilegierung des ÖPNV gegenüber 
dem motorisierten Individualverkehr kann al-
so auch finanzielle Vorteile bieten. In jedem 
Fall muss der ÖPNV niedrigschwellig nutzbar, 
komfortabel, praktisch und schnell sein und 
zugleich der Automobilverkehr eingedämmt 
werden, damit eine Mobilitätswende gelingt.

Die Corona-Krise hat dem attraktiven ÖPNV 
noch eine weitere Komponente hinzugefügt. 
Zu Beginn der Krise brachen die Fahrgastzah-
len in einigen Städten um 60 bis 80 Prozent 
ein.24 Dass sich Busse und Bahnen jedoch rasch 
wieder füllten, verweist auf die große Rele-
vanz der Verkehrsmittel einerseits und ande-
rerseits auf die Notwendigkeit aus der Corona-
zeit zu lernen. Denn die Corona-Krise, die rasch 
zu einer Krise des ÖPNV wurde, hat bereits be-
kannte Problemlagen im Bereich Mobilität ver-
stärkt und dadurch sichtbarer werden lassen. 
Soziale Ungleichheiten etwa und damit zusam-
menhängende unterschiedliche Verletzlichkei-
ten gegenüber Krisen: Wer kein Auto hat und 
wer nicht im home office tätig sein kann – dies 
trifft überwiegend Menschen in niedrigen Ein-
kommensgruppen – ist (oft) darauf angewie-
sen, mit den Öffentlichen mobil zu sein. Die 
Corona-Krise zeigt, dass ein breit akzeptierter 
und genutzter ÖPNV nicht nur niedrigschwel-
lig, bezahlbar und alltagstauglich sein sollte. 
Er muss auch sicher sein und zwar nicht allein 
im bislang geltenden Sinn, Schutz vor Unfäl-
len bieten. Sondern der ÖPNV be-
ziehungsweise das Mobilitätssys-
tem muss darüber hinaus auch re-
silient, das heißt widerstandsfähig 
sein gegenüber Pandemien, denn 
aller Voraussicht nach wird Corona 
nicht das letzte Ereignis dieser Art 
gewesen sein.25 

Der ÖPNV weist also aus 
kommunaler Sicht einen 
deutlich höheren Kos-
tendeckungsgrad als der 
motorisierte Individual-
verkehr auf.

Ein  kostengünstiger 

ÖPNV ist nicht nur eine 

ökologische und so-

zial inklusive Alternati-

ve zum PKW, sondern 

kann auch für die Kom-

mune kosteneffizienter 

als der motorisierte In-

dividualverkehr sein.
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Die Stadt Templin – 
Vorreiterin des 
ticketlosen ÖPNV

Mitte der 1990er Jahre litt der Mobilitätssek-
tor im brandenburgischen Templin unter zwei 
Problemen: Insbesondere in der historischen 
Altstadt staute sich der PKW-Verkehr und der 
defizitäre ÖPNV wurde nur sehr wenig genutzt 
(Kostendeckungsgrad 14 Pro-
zent).26 Um diesen Problemen 
zu begegnen, gründete sich 
ein Arbeitskreis bestehend aus 
der Stadt Templin, dem Land-
kreis Uckermark, dem Frem-
denverkehrsverein und dem 
Verkehrsunternehmen der 
Uckermärkischen Verkehrsge-
sellschaft (UVG mbH). Außer-
dem wurde das Tourismus-
management hinzugezogen. 
Die Runde diskutierte über die Einstellung des 
ÖPNV, entschied sich aber für das genaue Ge-
genteil: Der Stadtbus sollte für die Nutzer*in-

nen vollständig kostenfrei werden. 
Damit sollte die Luftqualität ver-
bessert und der Kurstatus, der auf-
grund hoher Schadstoffemissionen 
zur Disposition stand, gesichert so-
wie die Lebensqualität für Einwoh-
ner*innen und Tourist*innen ge-
steigert werden. Man versprach 

sich zudem einen Werbeeffekt für den Kurort, 
welcher finanzielle Nebeneffekte durch gestei-
gerte Steuereinnahmen befördern sollte.

In Templin entschied man sich nicht nur 
für einen ticketlosen ÖPNV, sondern begann 
schon vor Projektstart mit einer systemati-
schen Verbesserung der ÖPNV-Infrastruktur. 
Es wurden zwei neue Haupt- und zwei Neben-
linien installiert, 24 neue überdachte Bushal-
testellen errichtet, die Zahl der Haltestellen 

von 27 auf 42 erhöht und ein 
zentraler Umsteigepunkt am 
Markt in der Altstadt einge-
richtet.27 Nach Planungen der 
Stadt Templin sollten Haltestel-
len weniger als 150 Meter von 
den Wohnungen der Einwoh-
ner*innen entfernt liegen und 
einen Abstand von 300 bis 350 
Metern voneinander aufwei-
sen.28

Innerhalb eines Jahres stiegen die Fahrgast-
zahlen von 41.000 auf 350.00029, innerhalb von 
weiteren drei Jahren insgesamt um das 15-fa-
che.30 Dieser Anstieg beruhte jedoch weniger 
auf PKW-Fahrenden, die auf den ÖPNV umstie-
gen, sondern mehr auf dem „häufigeren Fah-
ren von bereits den ÖPNV nutzenden Personen 
und Umsteigen des nichtmotorisierten Indivi-
dualverkehrs“.31 Die finanzielle Belastung der 
Kommune stieg deutlich. Um „Spaßfahrten“ 
und eine nicht bedürfnisorientierte Übernut-

Die Runde diskutierte 
über die Einstellung des 

ÖPNV, entschied sich aber 
für das genaue Gegenteil: 

Der Stadtbus sollte für die 
Nutzer*innen vollständig 

kostenfrei werden.

Gestartet als ökologisch 
und ökonomisch moti-

viertes Projekt, um unter 
anderem den Kurstatus 
zu erhalten, ist der kos-

tengünstige ÖPNV heute 
vor allem eine sozial-
politische Maßnahme 

und über alle Fraktionen 
hinweg unumstritten.

In Templin gibt es 

schon seit über 20 Jah-

ren Erfahrungen 

mit dem kostenlosen 

und –günstigen ÖPNV, 

der mittlerweile partei-

übergreifend unter-

stützt wird.
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zung des ÖPNV einzudämmen, führte die Stadt 
im Jahr 2002 eine günstige Jahreskarte von 29 
Euro ein, im Jahr 2007 wurde der Preis auf 44 
Euro erhöht und ist seitdem konstant. Die Fahr-
gastzahlen haben sich seitdem ungefähr auf 
dem sechsfachen Niveau von vor der Einfüh-
rung der Maßnahme eingependelt. Tourist*in-
nen mit Kurkarte fahren weiterhin kostenlos 
und auch Menschen aus den Umlandgemein-
den können mit einer Kurkarte von großen Ra-
batten profitieren. 

Gestartet als ökologisch und ökonomisch 
motiviertes Projekt, um unter anderem den 
Kurstatus zu erhalten, ist der kostengünsti-
ge ÖPNV heute vor allem eine sozialpolitische 
Maßnahme und über alle Fraktionen hinweg 
unumstritten.32 Der erschwingliche und gut 
ausgebaute ÖPNV erhöht die Teilhabe von Äl-
teren, Jugendlichen und Menschen die kein 
Auto besitzen oder nicht fahren können. Au-
ßerdem sind die Unfälle im Straßenverkehr 
deutlich zurückgegangen. Die Stärkung des 
Umweltverbundes und die Einschränkung des 
motorisierten Individualverkehrs, gegebenen-
falls in Kooperation mit den Nachbarkommu-
nen, könnte zusätzliche ökologische Effekte, 
wie geringeren Flächenverbrauch und weniger 
Emissionen zur Folge haben.

Fahrradfahren und 
zu Fuß gehen – eine 

Frage der Infrastruktur

„Sie radeln einfach deshalb, weil es heute 
die schnellste und bequemste Möglichkeit ist 
vorwärts zu kommen“.33 So erklärt Morten Ka-
bell, ehemaliger Umweltbürgermeister Ko-
penhagens, warum in der dänischen Haupt-
stadt rund 62 Prozent der Bürger*innen jeden 
Tag mit dem Fahrrad zur Arbeit oder zur Schule 
fahren. Nur neun Prozent dagegen nutzen für 
diese Wege das Auto. Gerade mal sieben Pro-
zent der Radfahrenden fahren aus Umwelt-
schutzgründen. Diese Zahlen verweisen auf 
die markantesten Aspekte fahrradfreundlicher 
Städte: Vergleichsweise viele Wege werden mit 
dem Fahrrad zurückgelegt und die Infrastruk-
tur ist gut ausgebaut. Eine Verkehrsinfrastruk-
tur, die sich überwiegend an den Bedürfnissen 
von Fahrradfahrer*innen (und Fußgänger*in-
nen) orientiert, sorgt für deutlich mehr Sicher-
heit im Straßenverkehr und befördert so diese 
Mobilitätsformen, beispielsweise durch kreu-
zungsarme Wegeführung oder die physische 
Trennung von Fahrbanen für den Auto-, den 
Rad- und Fußverkehr. Viele dieser Erkenntnis-
se ließen sich eins zu eins auf den Fußverkehr 
übertragen, auch dieser braucht zuallererst ei-
ne attraktive und barrierearme Infrastruktur.

Eine attraktive Fahrrad- 

und Fußverkehrsinfra-

struktur ist ein Schlüs-

selfaktor für die Mo-

bilitätswende und für 

Kommunen langfristig 

kostengünstiger als die 

Instandhaltung und 

der Ausbau von PKW-

Infrastrukturen.
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„Sie radeln einfach deshalb, weil es heute 
die schnellste und bequemste Möglichkeit 

ist vorwärts zu kommen“.
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Einige Städte haben auf die Corona-Krise mit 
dem beschleunigten Ausbau der Radinfrastruktur 
reagiert und sogenannte Pop-up Bike Lanes einge-
richtet. Unter anderem in Berlin, Köln, München, 
Stuttgart und Nürnberg, in Leipzig, Düsseldorf und 
Fürth wurden temporäre Fahrradwege ausgewiesen. 
Gelbe Markierungen und Absperrbaken kennzeich-
neten die neuen Wege, für die in der Regel die rechte 
Fahrspur oder ein Parkstreifen umgenutzt wurde. 

Ziel ist es, Fahrradfahrer*innen mehr Platz einzu-
räumen und ihnen zu ermöglichen, die im Zuge der 
Corona-Pandemie geforderten Abstandsregeln auch 
im Straßenverkehr einzuhalten. Begründet wur-
den die Maßnahmen damit, dass die Nutzung von 
Bussen und Bahnen im Frühsommer 2020 erheb-
lich zurückging, weil sie aufgrund der Enge als Orte 
potentieller Ansteckung mit COVID-19 galten. 
Argumentiert wurde zudem, dass nicht alle ÖPNV-
Nutzer*innen auf ein Auto ausweichen konnten oder 
wollten – eine Option, die im Sinne einer nachhal-
tigen Mobilität zumeist auch politisch nicht gewollt 
war. Die rasch eingerichteten temporären Fahrrad-
streifen sollten also zumindest für die Nahmobilität 
Entlastung bieten. Die Maßnahmen werden in allen 
Städten kontrovers diskutiert. Befürworter*innen 
argumentieren, die Corona-Krise beschleunige nur 
Entwicklungen, die ohnehin verkehrs- und klima-
politisch seit langem beschlossen sind, nämlich die 
Umverteilung des Straßenraums zugunsten nach-
haltiger Verkehrsmittel, wie eben dem Rad. Kri-
tiker*innen dagegen monieren, die aktuelle Krise 
und die Abstandsregelungen würden als Vorwand 
genutzt, den motorisierten Verkehrsfluss zu behin-
dern und Autofahrer*innen zu benachteiligen. Die 
FDP bezweifelte die Rechtmäßigkeit des Vorgehens, 
woraufhin die Wissenschaftlichen Dienste (WD) 
des Bundestages im Juni 2020 die rechtlichen Rah-
menbedingungen der Anordnung solcher Radwege 
prüften und im Ergebnis den Kommunen die juristi-
sche Legitimität des Vorgehens bescheinigten.34 Die 
Regelung in § 45 Straßenverkehrsordnung (StVO) 
erlaubt Kommunen die zeitweise und auch dauer-
hafte Einrichtung von Radfahrstreifen. 

Vorreiter in Sachen Pop-up Bike Lanes war der Ber-
liner Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg. Die ersten 
Kilometer der provisorischen Infrastruktur entstan-
den dort bereits im März 2020. Nach Auskunft des 
Bezirks waren bis August 2020 13 Kilometer solcher 
Fahrradwege eingerichtet, bis Ende des Jahres sollen 
insgesamt 21 Kilometer entstanden sein, die zudem 
ebenfalls bis Jahresfrist baulich verstetigt sein sol-
len. Zum Vergleich: Das bestehende Radwegenetz, 
ohne Pop-up Radwege, in Friedrichshain-Kreuzberg 
umfasst rund 40 Kilometer bei 140 Kilometern Stra-
ße. Der Radverkehr im Bezirk hat, laut Verkehrs-
zählungen des Straßen- und Grünflächenamts, seit 
Beginn der Pandemie um 15 Prozent zugenommen. 
National und international haben die Berliner Maß-
nahmen große Aufmerksamkeit erregt. Nicht nur in 
den Medien wurde über das Vorgehen intensiv be-
richtet, auch Wissenschaftler*innen haben sich den 
Pop-up Bike Lanes angenommen.35 Dem Vorbild der 
Friedrichhain-Kreuzberger Verwaltung sind Städte 
im In- und Ausland gefolgt: Neben den oben ge-
nannten deutschen Kommunen, finden sich auch in 
Paris, Mailand, Mexico-Stadt, Wien und Budapest 
provisorische Radwege. 

Die Pop-up Bike Lanes treffen allerdings nicht 
überall auf positive Resonanz. Im September 2020 
gab das Berliner Verwaltungsgericht dem Eilantrag 
eines Berliner AfD-Politikers gegen acht der Pop-
up Bike Lanes statt und verpflichtete die Senats-
verwaltung die entsprechende Beschilderung und 
Fahrbahnmarkierung wieder zu entfernen. Dabei 
hat das Gericht die Möglichkeit von befristeten 
Radwegen auf der Grundlage des § 45 StVO nicht 
grundsätzlich verneint, jedoch betont, dass das Stra-
ßenverkehrsrecht ausschließlich der Regelung der 
Sicherheit und Ordnung des Verkehrs dient. Gegen 
den Verwaltungsgerichtsbeschluss legte die Senats-
verwaltung Berufung ein. Durch Nachreichung von 
Verkehrszählungen und Unfallstatistiken konnte die 
Senatsverwaltung die Gefahrenprognose belegen. 
Aufgrund dieser Belege stoppte das Oberverwal-
tungsgericht die erstinstanzliche Entscheidung, da 
die öffentlichen Belange die privaten Belange des 

PANDEMIERESISTENTE INFRASTRUKTUR: POP-UP BIKE LANES
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Antragsstellers überwiegen. Somit können die 
Pop-up Bike Lanes vorerst bleiben, die end-
gültige Entscheidung über die Beschwerde des 
Antragsstellers steht zum Zeitpunkt des Redak-
tionsschlusses noch aus.

Wie in vielen anderen gesellschaftlichen Be-
reichen auch, hat die Corona-Krise die im 
Mobilitätssektor bestehenden Probleme und 
Herausforderungen besonders sichtbar werden 
lassen. Deutlich wurde, dass eine Umvertei-
lung des Straßenraums, die vor der Krise kaum 
möglich schien, binnen kurzer Zeit nicht nur in 
den Bereich des Möglichen gelangte, sondern 
tatsächlich punktuell realisiert werden konn-
te. Insofern hat die Krise Möglichkeitsräume 
eröffnet. Ob die Veränderungen der Radwege-
netze die Krise allerdings überdauern werden, 
ist ungewiss. Noch ist nicht absehbar, ob die 
temporären Radwege, wie in Berlin vorgesehen, 

überall in permanente Infrastruktur umgewan-
delt werden, oder ob die Rückkehr zur Nor-
malität eine vollstätige Wiederherstellung des 
Status quo ante bedeutet. Doch auch wenn die 
Radwege wieder verschwinden, eines bleibt: Die 
Erfahrung, dass eine Umverteilung des Straßen-
raums grundsätzlich und rasch möglich ist – so-
fern der Wille dies zu tun, vorhanden ist und bei 
der Umsetzung die rechtlichen Voraussetzungen 
sorgfältig beachtet werden.

Die Pop-up Bike Lanes stellen eine Form experimenteller Beteiligung dar: Dadurch, dass sie niederschwellig in der Praxis getestet wer-

den, müssen sich alle Nutzer*innen der Straße dazu verhalten. Das so eingesammelte Feedback kann integriert werden, wenn 

die Radwege wie geplant auf Dauer gestellt werden.
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In der Mittelstadt Bo-

cholt werden 

39 Prozent der Wege 

mit dem Fahrrad, aber 

nur 3 Prozent mit dem 

ÖPNV zurückgelegt. 
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Eine Förderung des Fuß- und Fahrradver-
kehrs ist für Kommunen ungleich günstiger 
als die Unterstützung des Autoverkehrs. Ko-
penhagen etwa begann in den 1980er Jahren 
mit der Förderung des Radverkehrs – ein um-
fangreiches Wegenetz und zahlreiche Fahr-
radbrücken sind entstanden. Gekostet haben 
diese infrastrukturellen Veränderungen circa 
280 Millionen Euro.36 Aktuell investiert Kopen-
hagen gut 35 Euro pro Einwohner*in und Jahr 
in die Radverkehrsförderung. Das ist ein Viel-
faches der Investitionen deutscher Großstäd-
te, die im Schnitt zwischen zwei und fünf Euro 
ausgeben.37 Zwar investiert Kopenhagen mehr 
in die Fahrradverkehrsinfrastruktur, spart da-
mit aber im Vergleich viel Geld, denn Straßen, 
Parkplätze und andere Infrastrukturen für Au-
tos zu bauen und zu unterhalten, ist deutlich 
teurer. So kosten beim vermutlich teuersten 
Straßenbauprojekt Deutschlands, dem Aus-
bau der A100 in Berlin 3,2 Kilometer Stadtauto-
bahn 613 Millionen Euro.38 Hinzu kommen ex-
terne Kosten für Gesundheit, Klimafolgen und 
Unfälle, die für den Autoverkehr deutlich hö-
her ausfallen. In einer Kosten-Nutzen Berech-
nung der Universität Lund aus dem Jahr 2018 
wurden die Verkehrsinvestitionen für Rad und 
Auto verglichen und hinsichtlich ihrer Renta-
bilität geprüft. Der Studie zufolge entstehen in 
Deutschland pro Auto und Jahr 
Kosten von rund 4.000 Euro, die 
nicht durch Steuern, Abgaben 
und Versicherungen gedeckt 
sind, das entspricht 20 Cent pro 
Personenkilometer. Fahrradfah-
rende verursachen hingegen 

keine Kosten, sondern spielen der Volkswirt-
schaft, vor allem aufgrund positiver Gesund-
heitswirkung und deutlich weniger Unfällen, 
sogar rund 30 Cent pro Kilometer ein.39 

Neben den positiven Gesundheits- und Kos-
teneffekten kann die Förderung des Rad- und 
Fußverkehrs zu deutlichen Senkungen des Res-
sourcenverbrauchs insbesondere in Bezug auf 
knappe Flächen, Material, Energie und Treib-
hausgasemissionen beitragen. Zusätzlich trägt 
eine Förderung des Fuß- und Radverkehrs da-
zu bei, öffentliche Flächen vom Autoverkehr 
für neue Nutzungen zurückzugewinnen, Lärm 
zu reduzieren und insgesamt die Attraktivi-
tät des öffentlichen Raumes und damit die Le-
bensqualität zu verbessern.

Bocholt – Fahrradfahren 
von Jung bis Alt

Eine der fahrradfreundlichsten Mittelstädte 
in Deutschland ist das westmünsterländische 
Bocholt: Im Jahr 2019 wurde die Stadt Bocholt 
zum sechsten Mal Siegerin in der Kategorie 
der Mittelstädte (50.000 bis 100.000 Einwoh-

ner*innen) im bundesweiten 
Fahrradklimatest des Allgemei-
nen Deutschen Fahrrad-Clubs 
(ADFC). Das Fahrrad bleibt das 
Verkehrsmittel der Wahl unter 
den Bocholter*innen. Tatsächli-
che besitzt jede*r von ihnen im 

213 Kilometer Rad-
wege ziehen sich durch 
das Stadtgebiet und der 
Anteil des Rades am 
Hauptverkehrsaufkom-
men liegt bei rund 39 
Prozent.

Mobilität – Weniger Autos, mehr Platz zum Leben
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Durchschnitt zwei Räder. 213 Kilometer Rad-
wege ziehen sich durch das Stadtgebiet und 
der Anteil des Rades am Hauptverkehrsauf-
kommen liegt bei rund 39 Prozent.40

Die Förderung des Radverkehrs hat in Bo-
cholt Tradition. An vielen Stellen zeigt sich die 
Berücksichtigung der Bedürfnisse Radfahren-
der: Die Siedlungsstruktur wurde bereits in 
der Planung so angelegt und fortlaufend er-
weitert, dass sie eine hohe Netzdurchlässigkeit 
für Radfahrende und Fußgänger*innen bietet, 
das heißt, Wege sind für den Autoverkehr ge-
sperrt, für Radfahrende und Fußgänger*innen 
aber durchgängig nutzbar. Eine ähnliche Stra-
tegie wird auch im dänischen Kopenhagen 
oder im belgischen Houten verfolgt. Dort ist 
es ebenfalls einfach, sich mit dem Rad oder zu 
Fuß zwischen den Stadtvierteln zu bewegen, 
während man mit dem Auto mitunter länge-
re Umwege in Kauf nehmen muss. In Bocholt 
ist das Straßennetz geprägt von vielen Tempo-
30-Zonen, sowie von Einbahnstraßen, die für 
Radfahrende in beide Richtungen befahrbar 
sind. Es gibt zahlreiche Radwege neben Haupt-
verkehrsstraßen und eigenständige Fahrrad-
straßen. Allgemein ist das Netz der Radwe-
ge engmaschig und feingliedrig angelegt. An 
Verkehrsknotenpunkten geben vorgezogene 
Aufstellflächen und großzügige Markierungen 
Raum und Führung für den Radverkehr. Für 
Vorsprung im Straßenverkehr sorgen zusätz-
lich eigene Ampelsignale für Radfahrende. Die 
Stadt bemüht sich außerdem, die bereits vor-
handenen Radwege zu Schnellradwegen aus-
zubauen und Fahrradstellplätze an zentralen 

Orten wie dem Busbahnhof, in der Innenstadt 
oder dem Liebfrauenplatz zu überdachen und 
zum Teil sogar zu überwachen.

Autoarme Mobilität 
durch Umverteilung 

von Flächen

Wenn Städte den konsequenten Ausbau von 
ÖPNV-, Fahrrad- und Fußverkehrsinfrastruktur 
vorantreiben, kommt es häufig zu Konflikten 
um den begrenzten öffentlichen Raum, meist 
um Verkehrsflächen, die bislang dem Auto zu-
gedacht sind. Da der Verkehrsraum, insbeson-
dere in innerstädtischen Lagen, nicht mehr er-
weitert werden kann, um zusätzlich Platz für 
alternative Verkehre zu schaffen, stehen Kom-
munen vor der Aufgabe, den vorhandenen 
Raum neu zu verteilen. Oftmals werden Park-
plätze oder Fahrspuren des Autoverkehrs zu 
Fahrradabstellanlagen, Radwegen oder Bus-
spuren umgewidmet. Diese Umverteilung ist 
nicht nur nötig, um den Verkehrsmitteln des 
Umweltverbundes mehr Platz einzuräumen, 
sondern auch, um mehr Autofahrer*innen aus 
Gründen des Klimaschutzes und zur Steige-
rung der Lebensqualität in den Städten zum 
Umstieg zu bewegen. Zu einer erfolgreichen 
Förderung des ÖPNV-, Fahrrad-, und Fußver-
kehrs im Sinne einer Mobilitätswende gehören 
also immer auch Einschränkungen für den mo-
torisierten Individualverkehr. 

Den Fahrradverkehr in 

Städten zu fördern 

bedeutet vielfach 

Fläche umzuverteilen. 

IV. Weniger ist schwer, aber möglich. Beispiele aus der Praxis
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niversitätsstadt Siegen

Mobilität – Weniger Autos, mehr Platz zum Leben

Der Abriss der Siegplatte war umstritten. Die Stadt 
ging einen eher ungewöhnlichen Weg, sie setzte auf 
Transparenz und Partizipation. Die Baumaßnahmen 
wurden durch eine intensive Öffentlichkeitsarbeit 
begleitet, etwa durch das Baustellenmarketing in 
Form eines Internetauftritts, ein Baustellenbüro und 
Informationsmaterialien sowie umfassende Infor-
mationsangebote zum Umgestaltungsprozess.41 Auf 
der preisgekrönten Internetseite wurde mehrmals 
im Monat über den Baufortschritt und aktuelle Er-
eignisse berichtet. Außerdem wurde anlässlich des 
Umbaus sechs Mal eine Stadtteilzeitschrift herausge-
geben. Der Bürgermeister und der Baustadtrat boten 
mindestens einmal pro Monat eine Baustellenfüh-
rung an, bei der sie über die Planungen und den 
Fortschritt informierten. Eine Malaktion von Schul-
klassen vor dem Abriss der Siegplatte oder der Ver-
kauf von Bruchstücken der Siegplatte als Andenken, 
ließen die Bevölkerung am Veränderungsprozess 
teilhaben. Neben den selbstorganisierten Veranstal-
tungen hat die Stadtverwaltung bei jedem Stadtteil-
fest, an verkaufsoffenen Sonntagen oder zu anderen 
Anlässen in der Stadt Informationsstände aufgebaut. 
Es gab Aktionen wie die „Abrissparty Siegplatte“ 
und Architekturabende der Universität. Die Ein-
wohner*innen konnten über diverse Entscheidungen 
online abstimmen, so zum Beispiel über einen neuen 
Standort der stadtgeschichtlich bedeutenden Stand-
bilder von Hütten- und Bergmann, im Volksmund 
„Henner und Frieder“ auf der neuen Oberstadtbrü-
cke, an der fast 1.600 Siegener*innen teilnahmen. 

Nicht zuletzt blieben die Bauzäune während der 
Arbeiten offen, um die Veränderung den Bürger*in-
nen transparent zugänglich zu machen. Mit einem 
dreitägigen Uferfest schließlich wurde die Eröffnung 
der neuen Uferanlage gefeiert.42

Um eine enge und kooperative Zusammenarbeit 
zwischen Verwaltung und Politik zu ermöglichen, 
wurde zu Beginn des Verfahrens ein gemeinsamer 
Arbeitskreis gegründet, in dem regelmäßig über 
den Zwischenstand informiert wurde. Anwesend 
war immer auch der Projektleiter des Büros, das 
den Wettbewerb gewonnen hatte. Der Arbeits-
kreis besaß keine besonderen Befugnisse, sondern 
diente vor allem der engmaschigen Information und 
Abstimmung zwischen Planer*innen, Verwaltung 
und Politik und unterstützte so die Arbeit in den 
politischen Ausschüssen. Eine Zusammenarbeit mit 
Immobilien- und Grundstückseigentümer*innen, 
Geschäftstreibenden und Gastronom*innen sowie 
mit der Immobilien- und Standortgemeinschaft und 
der Gesellschaft für Stadtmarketing ergänzte den 
Prozess. 

Der transparente und auf Kooperation setzende 
Umgang der Fachverwaltung mit Bürger*innen und 
den Vertreter*innen der Politik war ein wichtiges 
Element, um die Siegplatte als Teil der automobilen 
Infrastruktur zurückbauen zu können.

TRANSPARENZ UND KOOPERATION MIT EINWOHNER*INNEN UND POLITIK IN SIEGEN

Das Flussbett der Sieg, die sich mitten durch die Innenstadt schlängelt, 

war für viele Jahre durch die sogenannte Siegplatte, einem Parkplatz für 

rund 200 PKW, verdeckt.
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IV. Weniger ist schwer, aber möglich. Beispiele aus der Praxis

Für Einige unerwartet 

ist durch die Freilegung 

der Sieg im  Stadtzent-

rum Siegens ein neues 

urbanes Zentrum 

entstanden. 

Die Stadt hat durch den 
Abriss eine Parkfläche ver-
loren, dafür aber ein neues 
naturnahes innerstädti-
sches Zentrum gewonnen, 
einen Ort, der durch den 
Umbau nicht unattraktiver 
geworden ist, sondern we-
gen seiner hohen Aufent-
haltsqualität gern und viel 
genutzt wird. 

Siegen – Naherholung 
statt Parkplätze

In der Nachkriegszeit wurde die 100.000 Ein-
wohner*innen zählende Stadt Siegen, wie viele 
deutsche Städte, zu einer autogerechten Stadt 
umgebaut. Breite Straßen, zahlreiche Parkplät-
ze und geringe Aufenthaltsqualität im öffentli-
chen Raum prägen das Stadtbild. Das Flussbett 
der Sieg, die sich mitten durch die Innenstadt 
schlängelt, war für viele Jahre durch die soge-
nannte Siegplatte, einem Parkplatz für rund 
200 PKW, verdeckt.

Seit 1991 existierten Pläne für den Abriss 
der Siegplatte. Erst 2009, die Siegplatte war in-
zwischen stark sanierungsbedürftig, schrieb 
die Stadt im Rahmen eines Strukturförderpro-
gramms des Landes Nordrhein-Westfalen ei-
nen freiraumplanerischen Wettbewerb aus. 
Anders als die Umgestaltung, wäre eine Sanie-
rung der Siegplatte nicht förderfähig gewesen. 
Eine Jury, zusammengesetzt aus Vertreter*in-
nen von Rat und Verwaltung, unabhängigen 
Architekt*innen und Landschaftsplaner*innen, 
traf in einem mehrstufigen Verfahren die Ent-
scheidung für einen Komplettabriss der Sieg-
platte sowie den Bau einer Treppenanlage am 
Siegufer. Neben der Freilegung und Umge-
staltung der Sieg wurden im gleichen Zug ei-
ne Straße zur Fußgängerzone umgewidmet, ei-
ne weitere von vier auf zwei Spuren verringert, 
Geh- und Überwege für Fuß- und Radfahrer*in-
nen verbessert, Kurzzeitparkplätze sowie eine 
neue Bushaltestelle eingerichtet und die Auf-

enthaltsqualität durch Begrünung 
erhöht.

 Im Vorfeld der Umbaumaßnah-
me gab es „harte Kämpfe“43 und 
umfangreiche Kritik an der Pla-
nung. Die Siegplatte war im Ver-
gleich zu den umliegenden Park-
häusern ein beliebter Parkplatz. 
Darüber hinaus waren viele an-
grenzende Immobilieninhaber*in-
nen und Einzelhändler*innen 
skeptisch, ob der Wegfall der Parkplätze ihr Ge-
schäft schädigen, beziehungsweise den Wert 
ihres Eigentums mindern würde. Und schließ-
lich wurde durch die Reduzierung von Fahr-
bahnen ein Verkehrschaos befürchtet. Die 
Stadt versuchte, mit Gutachten und Fachpla-
nungen die Befürchtungen zu entkräften und 
durch einen steten Informationsfluss für Trans-
parenz zu sorgen, da es im politischen Raum 
und in der Verwaltung eine breite Rückende-
ckung für das Projekt gab.44 So wurde zum Bei-
spiel gutachterlich überprüft und nachgewie-
sen, dass in der Innenstadt ausreichend alter-
native Stellplatzflächen vorhanden waren. Zu-
sätzlich wurde ein Parkplatzkonzept erarbei-
tet. Den Umbau selbst begleitete die Stadt mit 
zahlreichen Aktivitäten und Informationsfor-
maten. Die Kritik ist längt abgeklungen. Die 
Stadt hat durch den Abriss eine Parkfläche ver-
loren, dafür aber ein neues naturnahes inner-
städtisches Zentrum gewonnen, einen Ort, der 
durch den Umbau nicht unattraktiver gewor-
den ist, sondern wegen seiner hohen Aufent-
haltsqualität gern und viel genutzt wird. 
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Wohnen – von privatem Luxus 
zu öffentlichem Wohlstand

Die Trends im Wohnbe-
reich lassen sich kurz zu-
sammenfassen: Menschen 
leben in immer kleine-
ren Haushalten auf zuneh-
mend größerer Fläche. Ak-
tuell bestehen rund drei 
Viertel aller Haushalte aus 
nur einer oder zwei Per-
sonen. Die Wohnfläche pro Kopf steigt stetig, 
sie liegt gegenwärtig bei knapp 47 Quadrat-
metern. Die historische Entwicklung in diesem 
Sektor ist bemerkenswert: Die Fläche, auf der 
heute in Deutschland gelebt wird, würde für 
200 Millionen Menschen ausreichen – würden 
sie auf einer Fläche leben, die in den 1960er 
Jahren üblich war. Die mit Abstand am häu-
figsten gebauten Wohngebäude sind Ein- und 
Zweifamilienhäuser. Jahrzehntelang wurde 
die Nachfrage nach Wohnraum unter anderem 
durch politische Förderung und immobilien-
wirtschaftliche Interessen hoch gehalten. Städ-
te und Gemeinden haben mit der Ausweisung 
von immer neuen Baugebieten auf der grünen 
Wiese versucht, dem Druck zu begegnen. Vie-
lerorts sind die Grenzen des Wachstums längst 
erreicht, schlichtweg, weil Städte keine Flächen 

mehr im eigenen Stadtgebiet für 
Wohnraum bereitstellen können. 
Die Folgen dieser Wohnungspo-
litik sind weitreichend. Der Ver-
brauch knapper Naturräume 
und landwirtschaftlicher Flächen 
schreitet fort, Miet- und Immobi-
lienpreise steigen vielerorts deut-
lich schneller als die Reallöhne, so-

dass viele Menschen aus ihren angestammten 
Wohnorten verdrängt werden. Die funktions-
entmischte Stadt, in denen Wohnen, Arbeiten 
und Freizeit voneinander getrennt an unter-
schiedlichen Orten stattfindet, hat die Auto-
mobilität in die Städte geschrieben. Die Zu-
nahme an Ein- und Zweipersonenhaushalten 
lässt Einsamkeit für immer mehr Menschen zu 
einem alltäglichen Problem werden.

Suffizienzorientierung beim Wohnen bedeu-
tet Lösungen für die skizzierten Herausforde-
rungen zu finden, ohne dafür weitere Flächen 
in Anspruch zu nehmen. Das schließt die weit 
verbreitete Praxis, Wohnraummangel mit der 
Ausweisung reiner Wohngebiete für besonders 
flächenintensive Wohnformen auf der grünen 
Wiese zu begegnen, aus. Gefordert sind Alter-

Die funktionsentmischte 
Stadt, in denen Wohnen, 

Arbeiten und Freizeit 
voneinander getrennt an 
unterschiedlichen Orten 
stattfindet, hat die Auto-

mobilität in die Städte 
geschrieben.

Aktuelle 
Wohnfläche
 pro Kopf = 

47 m2

Wohnfläche
 pro Kopf
 1960 = 

19 m2

Der Anstieg der 

Wohnfläche verschärft 

nicht nur die Konflik-

te um Flächen, sondern 

schmälert auch die 

Energieeinsparungen, 

welche durch bessere 

Dämmung der Häuser 

erreicht werden, deutlich.

Würde in 
Deutschland heute 

noch auf dem Niveau 
der 1960er Jahre 
gewohnt, wäre genug 

Wohnfläche für 
200 Millionen 

Menschen vorhanden
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IV. Weniger ist schwer, aber möglich. Beispiele aus der Praxis

nativen auf der Ebene einzelner Wohneinhei-
ten und für die (Weiter-)Entwicklung ganzer 
Quartiere. Auf der Ebene der Wohneinheiten 
bieten sich gemeinschaftliche Wohnformen 
an. Welche Vorteile die kommunale Förderung 
gemeinschaftlichen Wohnens hat, ist ein The-
ma dieses Kapitels. Auch mit einer besseren, 
das heißt zum Beispiel den verschiedenen Le-
bensphasen angepassten Nutzung vorhande-
ner Räume, mit flexiblen Grundrissen oder mit 
Strukturen und Organisationshilfen, die den 
Tausch von Wohneinheiten erleichtern und 
fördern, können Flächen eingespart werden – 
Ideen und auch praktische Beispiele dafür gibt 
viele.45 Jedoch ist die systematische Förderung 
solcher Maßnahmen zur Reduktion der Flä-
cheninanspruchnahme auf kommunaler Ebe-
ne noch wenig verbreitet. 

Alternative Konzepte im Bereich der Quar-
tiersentwicklung, die ebenfalls zu einer deutli-
chen Reduktion der Wohnfläche pro Kopf bei-
tragen können, sind ebenfalls Gegenstand die-
ses Abschnitts. Zu nennen wären nutzungsge-
mischte Quartiere, in denen Wohnen auf kom-
pakter Fläche mit gemeinschaftlich genutzten 
Räumen und Freiflächen möglich ist. Quartie-
re also, in denen das Weniger an individueller 
Wohnfläche durch ein Mehr an gemeinschaft-
lichem Wohlstand, in Form von öffentlichen 
Erholungsflächen, kurzen Wegen und alltags-
tauglicher, nachhaltiger Mobilitätsinfrastruktur 
wettgemacht werden kann.

Genossenschaften, 
Cluster-Wohnen, 
Wohngemeinschaften 
und Co – Potentiale 
gemeinschaftlichen 
Wohnens

In Deutschland leben über 65-Jährige durch-
schnittlich auf 60 Quadratmetern pro Kopf. Die 
Kinder sind ausgezogen, das Haus oder die 
Wohnung eigentlich zu groß, der Garten ist 
schön, aber zu pflegeintensiv, wie überhaupt 
der Unterhalt einer so großen Fläche. Die Woh-
nung oder das Haus zu verlassen und an einen 
anderen Ort zu ziehen, ist jedoch ökonomisch 
und/oder sozial unattraktiv oder bedarf gro-
ßer Umstellungen. Junge Familien mit Kindern 
hingegen haben, insbesondere in wachsenden 
Kommunen, oftmals Schwierigkeiten passen-
den und vor allem bezahlbaren Wohnraum zu 
finden. Im Laufe eines Lebens wandeln sich die 

Wohnraumbedarfe meist deutlich. Bisher wer-
den die Konjunkturen des Flächenbedarfs im 
Lebensverlauf und deren soziale, ökonomische 
und ökologische Folgen indes selten öffentlich 
diskutiert. 

Ansätze gemeinschaftlichen Wohnens ver-
suchen, die Inanspruchnahme von Flächen zu 
reduzieren und Lösungen für den Umgang mit 
dem Druck auf den Wohnungsmarkt anzubie-
ten. Gemeinschaftliche Wohnprojekte – insbe-
sondere generationsübergreifende – können 
es Älteren erleichtern, eine große Wohnung 
gegen eine kleinere, dem Bedarf angemessene 
zu tauschen und Familien den zeitweise größe-
ren Raumbedarf zu erfüllen. Denn der Wohn-
ort, also das Wohnprojekt, bleibt das gleiche, 
der Tausch oder die Umnutzung ist aufgrund 
sozialer Beziehungen einfacher und finanziell 
ergeben sich weniger Nachteile, da man nicht 
auf dem freien Wohnungsmarkt eine neue 
Miet- oder Eigentumswohnung finden muss.

Gemeinschaftliche Wohnformen begüns-
tigen darüber hinaus auch das Teilen und ge-
meinsame Nutzen von Gebrauchsgütern. Bei 
geteilten Küchen oder Waschkellern braucht 
es weniger Herde, Kühlschränke oder Wasch-
maschinen. In größeren Wohnprojekten wie 
beispielsweise der Kalkbreite in Zürich gibt es 
gemeinschaftlich genutzte Wohn- und Wirt-
schaftsräume, Spielplätze, Gästewohnungen, 
Garten- und Terrassenanlagen, Werkstätten 

Die gemeinsame Nut-

zung ermöglicht für die 

Einzelnen eine größere 

Vielfalt der Angebote 

und in der Gesamtheit 

häufig einen geringeren 

Ressourcenverbrauch, 

ohne auf eine Privat-

sphäre ganz verzichten 

zu müssen.
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oder Saunen. Die gemeinsame Nutzung er-
möglicht für die Einzelnen eine größere Viel-
falt der Angebote und in der Gesamtheit häu-
fig einen geringeren Ressourcenverbrauch, oh-
ne auf eine Privatsphäre ganz verzichten zu 
müssen. Durch den Gemeinschaftsfokus wir-
ken Wohnprojekte häufig nicht nur nach innen, 
sondern auch in die sie umgebenden Stadt-
quartiere. Einige Wohnprojekte öffnen Teile ih-
rer Räumlichkeiten auch für andere Menschen 
aus der Nachbarschaft, was eine lebendige Zi-
vilgesellschaft stärkt und resiliente Quartiere 
entstehen lässt.

Die Wohnfläche pro Kopf kann sich aufgrund 
der größeren gemeinsam genutzten Flächen 
reduzieren. Dies ist jedoch nicht zwangsläufig 
der Fall, sondern bedarf entsprechender Pla-
nungen. Eine Studie zu den Potenzialen ge-
meinschaftlichen Wohnens in Bezug auf demo-
graphische und soziale Herausforderungen48 
zeigte bei der Betrachtung von zehn Wohn-
projekten die große Varianz der Wohnfläche 
pro Kopf in unterschiedlichen Projekten auf. 
In den meisten untersuchten Projekten liegt 
der Wert unter dem regionalen Mittelwert für 
Mehrfamilienhäuser, schwankt aber zwischen 
26 Quadratmetern und 46 Quadratmetern pro 
Kopf. Auch beim Wärme- und Wasserverbrauch 
liegen die Wohnprojekte meist deutlich unter 
dem Bundesdurchschnitt und dem regionalen 
Referenzwert. Zusammengenommen verweist 
die starke Varianz bei der Flächeninanspruch-
nahme auf große Gestaltungsspielräume.

Quartiersentwicklung 
mit Konzeptvergaben

Eine Möglichkeit für Kommunen, die Entste-
hung und Gestaltung von gemeinschaftlichen 
Wohnformen zu fördern, liegt in der Konzept-
vergabe. Kommunen haben bei der Vergabe 
von Grundstücken grundsätzlich drei verschie-
dene Möglichkeiten darauf Einfluss zu neh-
men, wem der Zuschlag erteilt wird, sei es zum 
Verkauf oder als Erbbaurecht. Am weitesten 
verbreitet ist das Bieterverfahren mit der Ver-
gabe nach maximalem Gebot (Höchstpreisver-
fahren). Bei der Direktvergabe erfolgt der Ver-
kauf zum Verkehrswert.49 In den vergangenen 
Jahren hat sich als dritte Variante in verschie-
denen Städten das Konzeptverfahren mit einer 

Wohnen – von privatem Luxus zu öffentlichem Wohlstand

GEMEINSCHAFTLICHES WOHNEN

Gemeinschaftliches Wohnen beschreibt im allgemei-
nen Wohnformen, in denen einige Flächen und Räume 
gemeinschaftlich von den Bewohner*innen genutzt, ge-
staltet und gepflegt werden. Eine Studie im Auftrag der 
Stadt Wien unterscheidet vier verschiedene Typologien 
des gemeinschaftlichen Wohnens, welche in der Ab-
bildung unten rechts dargestellt sind.46 In der Wohnge-
meinschaft werden viele funktionale Räume wie Küche 
oder Bad gemeinschaftlich genutzt und meist gibt es nur 
einen privaten Raum pro Bewohner*in. In Wohngrup-
pen (Cluster-Wohnen) befinden sich häufig kleine Bä-
der oder Kochnischen in den privaten Räumlichkeiten 
und die einzelnen Wohnungen verfügen über eigene Zu-
gänge und Anschriften. Zusätzlich gibt es gemeinschaft-
liche Räume wie eine größere Gemeinschaftsküche und 
gemeinsame Wohnräume. Hausgemeinschaften setzen 
sich aus einzelnen, abgeschlossenen Wohneinheiten zu-
sammen. In den Gebäuden gibt es zusätzliche Gemein-
schaftsflächen wie einen gemeinsamen Garten oder 
einen Waschkeller. Integrierte Nachbarschaften stellen 
die räumlich größte Ausgestaltungsform gemeinschaft-
lichen Wohnens dar und bieten am meisten private 
Flächen. Hier leben einzelne Haushalte, beispielsweise 
Familien, Wohngemeinschaften oder Wohngruppen, in 
vollständig abgeschlossenen Wohnungen oder Gebäu-
den. Nur das Außengelände, (halb-)öffentliche Räume 
oder einzelne Gegenstände, wie beispielsweise Fahrzeu-
ge, werden gemeinsam genutzt.

Das Spektrum der ökonomischen und rechtlichen Or-
ganisationsformen von gemeinschaftlichen Wohnpro-
jekten reicht von gemeinsamen Ökonomien, bei denen 
ehemals private Einkünfte, Vermögen und Ausgaben 
vollständig in der Gemeinschaft aufgehen, bis hin zu 
Gemeinschaften, bei denen sich die einzelnen Wohnun-
gen und die Gemeinschaftsräume anteilig in Privat-
besitz befinden. Mögliche Organisationsformen sind 
Wohnprojekte zur Miete, Wohnungseigentümergemein-
schaften (WEG), Vereine, Gesellschaften bürgerlichen 
Rechts (GbR), neu gegründete Kleinstgenossenschaf-
ten, GmbHs (wie beispielsweise beim Mietshäuser-
Syndikatsmodell) oder die Trägerschaft durch eine 
Genossenschaft oder ein städtisches Wohnungsunter-
nehmen.47 Im letzten Fall sind die Wohnprojekte meist 
als Verein organisiert und schließen einen General-
mietvertrag oder eine Kooperationsvereinbarung mit 
den Wohnungseigentümer*innen ab. Mit der Wahl der 
Rechtsform gehen unterschiedliche Modalitäten in Be-
zug auf Mitspracherechte, Austrittsregelungen und die 
finanziellen Verpflichtungen einher.
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Wohngemeinschaft                               Cluster-Wohnen                              Hausgemeinschaft              Integrierte Nachbarschaft

Vergabe nach qualitativen As-
pekten der Bebauung verbrei-
tet. Die Kommune kann hier 
im Vorfeld des Verfahrens Kri-
terien definieren, die die ein-
gereichten Konzepte für Bau-
vorhaben erfüllen müssen. Zu 
unterscheiden sind bei den Konzeptverfahren 
solche nach Festpreis und nach Bestgebot. Im 
Festpreisverfahren setzt die Kommune schon 
zu Beginn den Preis fest, zu dem sie das Grund-
stück vergeben wird. Die Vergabe erfolgt nur 
nach Qualität des eingereichten Konzepts. Im 
Verfahren mit Bestgebot wird nur ein Mindest-
preis festgelegt. In die Beurteilung der Konzep-
te fließt bei der Vergabe nicht nur die Qualität, 
sondern auch ein ggf. höheres Preisangebot 
mit ein (häufig 70 Prozent Konzept und 30 Pro-
zent Preis).50

Häufig wird die Konzeptvergabe genutzt, um 
bezahlbaren, zielgruppengerechten oder auch 
besonders nachhaltigen Wohnungsbau zu för-
dern. In der Diskussion um bezahlbaren Wohn-
raum etwa fungiert die Konzeptvergabe als Lö-
sungsstrategie, da mit dem Festpreis geringe-
re Miethöhen möglich werden. Grundsätzlich 
kann die Stadt über das Verfahren direkten Ein-
fluss darauf nehmen, was auf den vergebenen 
Flächen geschieht. In vielen Fällen wird dabei 
über die einzelne Bebauung hinaus auch die 
Wirkung auf das Quartier mitgedacht. Von ei-
nigen Städten, wie beispielsweise Tübingen, 

München, Hamburg oder Ber-
lin wird das Verfahren explizit 
dazu genutzt gemeinschaftli-
che Wohnprojekte zu fördern.51 

Zur Anwendung kommen 
Konzeptverfahren seit den 

1990er Jahren zunächst in Tübingen und Ham-
burg. Seither haben sich die Vergabeverfah-
ren weiterentwickelt und kommen in immer 
mehr Städten zur Anwendung. Dabei variie-
ren Verfahren als auch Kriterien sehr stark je 
nach Stadt. In München sind beispielsweise 
der energetische Standard, ein sparsamer Um-
gang mit Wohnflächen, ökologische Bauweise, 
Beitrag zur Quartiersvernetzung und Mobili-
tätsbausteine relevant. In Tübingen sind sozi-
ale Aspekte, eine Vielfalt von Wohnkonzepten, 
bauliche Aspekte wie das Energiekonzept oder 
auch die Berücksichtigung von Berufstätigen, 
die derzeit nach Tübingen pendeln, die aus-
schlaggebenden Kriterien. Unabhängig von 
der konkreten Ausgestaltung der Kriterien er-
möglicht eine Vergabe nach Konzept eine ak-
tivere Mitgestaltung der Quartiere durch die 
Stadt. Politik und Verwaltung können festle-
gen, wer die Stadt wie bauen soll, und geben 
diese Gestaltungsmacht nicht an die finanz-
stärksten Akteur*innen ab. Dadurch lassen sich 
auch soziale Folgekosten minimieren, sodass 
eine Vergabe zum Festpreis langfristig auch die 
ökonomisch günstigere Variante für die Stadt 
darstellen kann.

Gemeinschaftliches 

Wohnen kann viele 

unterschiedliche Aus-

prägungen annehmen 

und unterscheidet sich 

in Bezug auf den Grad 

der Vergemeinschaf-

tung von eng bis lose 

und der Größe des Be-

zugsraum des gemein-

schaftlichen Wohnens 

von der Wohnung bis 

zur Nachbarschaft.52

Die Kommune kann hier 
im Vorfeld des Verfahrens 
Kriterien definieren, die 
die eingereichten Kon-
zepte für Bauvorhaben 

erfüllen müssen.

Gemeinschafts-
flächen

Privatflächen
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Tübingen – Vorreiterin 
in Punkto Konzeptvergabe

Schon seit Ende der 1990er Jahre werden im 
rund 90.000 Einwohner*innen starken Tübin-
gen unter Ratsmehrheit der Grünen zunächst 
vereinzelt, dann systematisch und in großem 
Umfang Grundstücke und Baurechte anhand 
des besten Konzepts vergeben. Was vor rund 
zwanzig Jahren in einem Trial-and-Error-Ver-
fahren begann, hat sich heute in ein erprob-
tes und in anderen Städten adaptiertes Verfah-
ren weiterentwickelt. Zwischen 1996 und 2016 
wurde auf diese Art in über 300 einzelnen Bau-
projekten Wohnraum für 5.900 Menschen und 
1.700 Arbeitsplätze geschaffen.53

Die Grundzüge des Verfahrens 
sind seit Beginn die gleichen: Flä-
chen werden anhand von weni-
gen qualitativen Kriterien zum Fest-
preis vergeben und die einzelnen 
Parzellengrößen sind bis zum fi-
nalen Zuschlag frei verhandelbar. 
Durch die Grundstücksvergabe an-
hand des besten Konzepts anstelle 

des höchsten Preises kann die Stadt Tübingen 
die Stadtentwicklung aktiv mitgestalten. Dem-
entsprechend spielt bei der Auswahl der Pro-
jekte deren Wirkung auf das Quartier und die 
gesamte Stadt eine entscheidende Rolle. Da-
für gibt es eine Reihe von Kriterien, die aber 
im Wesentlichen die soziale Mischung, das ge-
werbliche Konzept und einen Bonus für private 
Baugemeinschaften im Vergleich zu Projekten 
von Bauträgern umfassen. Die architektoni-
sche Gestaltung spielt keine Rolle für die Aus-

wahl. In der Regel werden Baugruppen, soge-
nannte Wohnungseigentümergemeinschaf-
ten (WEG), ausgewählt. Aber auch Bauträger, 
Genossenschaften oder andere Rechtsformen 
können einen Zuschlag erhalten. 

Das Forum für Gemeinschaftliches Wohnen 
e.V. unterteilt in einer Handreichung zu dem 
Thema das Tübinger Konzeptverfahren in elf 
Schritte.54 Zu Beginn [1] steht die Flächenana-
lyse, die eine Machbarkeitsstudie und Vorbe-
reitungen für den Erwerb der Flächen umfasst. 
Wenn die Fläche ein gutes Entwicklungspoten-
tial aufweist, beginnt der Erwerb [2] der einzel-
nen Flächen und die Altlastensanierung und 
der Abbruch von nicht mehr nutzbaren Ge-
bäuden durch die Kommune. Gleichzeitig star-
tet ein Bürgerdialog über die Entwicklungszie-
le der Fläche. Anschließend wird unter Einbe-
zug einer umfassenden Öffentlichkeitsbeteili-
gung ein städtebaulicher Wettbewerb ausge-
lobt [3] und durchgeführt. Ein Fokus in diesem 
Wettbewerb liegt auf der Eignung der Flächen 
für private Baugemeinschaften und der flexib-
len Parzellierung. Die finalen Parzellengrößen 
werden erst später, bei der finalen Auswahl der 
Baugemeinschaften, festgelegt. Anschließend 
[4] wird ein planungsrechtliches Verfahren mit 
formeller und informeller Öffentlichkeitsbetei-
ligung durchgeführt. In diesem Schritt werden 
auch die Grundstückspreise festgelegt. Dazu 
trifft eine knapp zehnköpfige Gruppe aus Ar-
chitekt*innen, Bauträger*innen, Verwaltungs-
mitarbeitenden und Bewohner*innen früherer 
Quartiere zusammen und verhandelt über die 
Differenzierung der Grundstückspreise. Aus-
gehend von einem gleichen Quadratmeter-
preis für die gesamte Fläche werden mithilfe 
von verschiedenen Filtern, wie Lage oder be-

Wohnen – von privatem Luxus zu öffentlichem Wohlstand

Zwischen 1996 und 
2016 wurde auf diese 

Art in über 300 ein-
zelnen Bauprojekten 
Wohnraum für 5.900 
Menschen und 1.700 

Arbeitsplätze 
geschaffen.

In Tübingen gibt es in der Konzeptvergabe keine Matrix, nach 

der Punkte vergeben werden, auch der Preis spielt keine Rolle. 

Stattdessen wird die Anordnung der Projekte durch eine 

Optionskommission zusammengepuzzelt.
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sondere Verpflichtungen 
(z.B. Gewerbeansiedlung), 
die Preise für einzelne Tei-
le der Fläche gesenkt und 
für andere erhöht. Der Erlös 
der gesamten Fläche für die 
Stadt bleibt dabei konstant. 
So können die Quadratme-
terpreise inklusive Erschlie-
ßungskosten zwischen un-
ter 200 Euro bis über 800 
Euro schwanken. 

Nach diesen vorbereitenden Schritten durch 
die Stadt beginnt die eigentliche Vermarktung 
der Grundstücke. Dazu wird eine große Öffent-
lichkeitsveranstaltung organisiert [5], an der 
nicht selten mehrere hundert Personen teil-
nehmen. Hier werden alle Rahmendaten und 
bisherigen Planungen des Projekts vorge-
stellt. Im Anschluss können alle Interessierten 
– egal, ob fertige Baugruppen oder Einzelper-
sonen – ihr Interesse mit Hilfe eines sehr nie-
derschwelligen, kurzen Fragebogens bekun-
den und skizzieren [6]. Hier beschreiben die 
Bewerber*innen erste Konzeptideen und ge-
ben Standortprioritäten sowie grobe Mini-
mal- und Maximalflächen an. Für Interessierte, 
die noch auf der Suche nach weiteren Mitstrei-
ter*innen sind, richtet die Stadt Tübingen eine 
„Börse“ ein, sowohl Online als auch auf Veran-
staltungen. Nachdem alle Fragebögen einge-
gangen sind, führt die Stadtverwaltung mit al-
len Interessierten Gespräche [7], um die Projek-
te kennenzulernen und bei Bedarf zu beraten. 
In diesem Gespräch wird von Seiten der Stadt 
ein einseitiger Steckbrief des jeweiligen Pro-
jekts verfasst, in dem die wesentlichen Charak-
teristika festgehalten werden: Handelt es sich 
um einen Bauträger oder um eine Baugemein-
schaft? Ist die Gruppe bereits vollständig? Wie 
wird die Realisierbarkeit eingeschätzt? Oder 
welchen Beitrag leistet das Projekt zur sozialen 
und funktionalen Mischung? 

Für die Auswahl der Projekte [8] trifft ei-
ne circa fünfzehnköpfige Kommission, beste-
hend aus etwa sieben Vertreter*innen der Ge-
meinderatsfraktionen, circa vier Mitarbeiten-
den der Verwaltung und zwei bis drei Personen 
aus dem Stadtteil, zusammen. An einem Tag 
wird in einer nicht-öffentlichen Sitzung über 
alle Bewerbungen intensiv diskutiert und an-
schließend in Form eines „Superpuzzles“ die 
Auswahl getroffen. In diesem Zuge werden 
auch die letztendlichen Parzellengrößen fest-
gelegt. Projekte mit einer hohen Flexibilität in 
Bezug auf Größe und Standort haben dement-
sprechend meist höhere Chancen für einen Zu-

schlag. Die Kriterien für die Aus-
wahl werden vor Beginn des ge-
samten Konzeptverfahrens vom 
Gemeinderat beschlossen und 
sind anders als beispielsweise 
in München nicht von vornher-
ein in Form einer Punktematrix 
oder ähnlichem gewichtet. Da-
durch soll einerseits der Gestal-
tungsspielraum für die Kommune 
möglichst groß gehalten werden, 
denn welche Projektkombinati-

on für die Entwicklung eines Quartiers die bes-
te wäre, ergibt sich häufig erst in der Gesamt-
schau aller Projekte. Andererseits soll dadurch 
aber auch eine höhere Kreativität bei den Be-
werbungen ermöglicht werden. Die Auswahl 
erfolgt allein auf Basis der Konzeptentwürfe, 
ein Entwurf für den Hochbau gibt es zu diesem 
Zeitpunkt noch nicht, da die genauen Grund-
stücke für die einzelnen Projekte noch nicht 
feststehen. Meist liegen drei bis vier Mal so vie-
le Bewerbungen vor, wie Fläche zur Verfügung 
steht, wodurch die Auswahl und die Parzellie-
rung sehr komplex ist. Abschließend entschei-
det der Gemeinderat auch über die getroffene 
Auswahl der Projekte.

Nach der Auswahl durch die 
Kommission erhalten die Projekte 
in einem ersten Schritt sechs Mo-
nate Zeit [9], um ihre Baugruppe 
zu vervollständigen, falls dies noch 
nicht geschehen ist, den Hochbau-
entwurf zu erstellen und ein Bau-
gesuch einzureichen sowie die Fi-
nanzierung zu sichern. Wenn sich 
das Konzept nach den sechs Monaten nicht 
grundlegend verändert hat und die Realisie-
rung nicht ernsthaft in Zweifel gezogen wird, 
kann dieser Optionszeitraum turnusmäßig 
um drei Monate verlängert werden. In diesem 
Schritt werden auch die durch mehrere Projek-
te gemeinsam zu gestaltenden Vorhaben, wie 
eine gemeinsame Tiefgarage oder gemeinsa-
me Innenhöfe, ausgehandelt. Üblicherweise 
werden die Grundstücke kurz vor der Erteilung 
der Baugenehmigung verkauft. Das heißt, die 
Zusage ergeht an alle ausgewählten Bewer-
ber*innen gleichzeitig, vorzeitige Zusagen für 
bestimmte Flächen sind ausgeschlossen [10]. 
Vom Tag des Zuschlags bis zum Verkauf der 
Grundstücke vergehen in der Regel acht bis 
zwölf Monate. Da nun die meisten späteren 
Bewohner*innen des gesamten Gebiets fest-
stehen, wird auf Grundlage des Grobkonzepts 
des städtebaulichen Wettbewerbs und des Be-
bauungsplanverfahrens die Planung für den 
öffentlichen Raum in partizipativen Verfahren 

An einem Tag wird in 
einer nicht-öffentlichen 
Sitzung über alle Bewer-
bungen intensiv disku-
tiert und anschließend 
in Form eines „Super-
puzzles“ die Auswahl 

getroffen. In diesem Zuge 
werden auch die letztend-

lichen Parzellengrößen 
festgelegt. 

Anstelle einer für Ver-
waltungsprozesse sonst oft 
typischen Linienstruktur 
gibt es bei der Stadt Tübin-
gen eine Abteilung, die die 
gesamte Prozessgestaltung 
der Konzeptvergabe ver-
antwortet und bei der alle 
Fäden zusammenlaufen. 



58

abgeschlossen. Gegen Ende 
der Hochbauphase wird der 
öffentliche Raum [11], insbe-
sondere die Oberflächen und 
die Grünraumgestaltung, end-
gültig hergestellt. Das gesam-
te Verfahren, von erster Ana-
lyse bis zur Fertigstellung und 
zum Bezug, dauert circa fünf 
bis sechs Jahre. 

Rechtsgrundlage für die Durchführung von 
Konzeptvergaben liefert in Tübingen meist 
ein städtebaulicher Entwicklungsbereich nach 
§165ff BauGB. Anstelle einer für Verwaltungs-
prozesse sonst oft typischen Linienstruktur 
gibt es bei der Stadt Tübingen eine Abteilung, 
die die gesamte Prozessgestaltung der Kon-
zeptvergabe verantwortet und bei der alle Fä-
den zusammenlaufen. 

Daneben hat die Stadt auch eine eigene pri-
vatrechtliche GmbH, die Wirtschaftsförderge-
sellschaft Tübingen (WIT), die Flächen – meist 
Gewerbebrachen – aufkauft. Satzungsgemä-
ßer Zweck der Gesellschaft ist nicht die Ge-
winnmaximierung, sondern die Strukturförde-
rung. Der Aufsichtsrat dieser Gesellschaft, der 
überwiegend aus Stadträt*innen besteht, ent-
scheidet über das Verfahren, die Verkaufsprei-
se und die Auswahlkritierien. Größere wirt-
schaftliche Entscheidungen werden zusätzlich 

durch den Gemeinderat ent-
schieden. Grundlegend funk-
tioniert die WIT wie ein revol-
vierender Fond, da die Gewin-
ne aus alten Projekten in den 
Erwerb von neuen Flächen in-
vestiert werden. 

Das Bauen mit Baugruppen 
und die Vergabe nach Kon-
zepten ermöglichen eine brei-

te Vielfalt der Nutzungen sowie die Integrati-
on kleinerer Gewerbe. Es ermöglicht und er-
fordert eine kleinteilige Parzellierung, die ei-
ne gute Voraussetzung für ein lebendiges 
und urbanes Quartier darstellt. Darüber hin-
aus steigern Baugemeinschaften in der Regel 
die Identifikation mit dem eigenen Quartier 
und bieten eine gute Grundlage für weiteres 
gemeinschaftliches Handeln. Nach Einschät-
zungen des Forums für Gemeinschaftliches 
Wohnen hält sich der erhöhte Verwaltungs-
aufwand für das Konzeptvergabeverfahren in 
Grenzen, einzig die kleinteilige Parzellierung 
führt zu einem großen Mehraufwand im Ver-
gleich zu größeren Bauträgerprojekten. 

In Tübingen gibt es die Erfahrung, dass Bau-
gruppen Projekte im Schnitt rund 15 Prozent 
günstiger realisieren als Bauträger.55 Grund da-
für sind vor allem eine höhere Passgenauig-
keit der Wohnungen zu den Bedürfnissen der 

Wohnen – von privatem Luxus zu öffentlichem Wohlstand
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Bewohner*innen, wodurch unnötiger, nicht 
genutzter Platz vermieden werden kann, die 
Möglichkeit zur Eigenleistung und wegfallen-
de Provisionen und Gewinnmargen. Aber auch 
bei Baugruppen- oder Genossenschaftsprojek-
ten handelt es sich nicht zwangsläufig um be-
zahlbaren Wohnraum. Insbesondere hohe ex 
ante definierte Anforderungen an das Konzept 
hemmen die Kreativität der Projekte und tra-
gen zu einer erhöhten Komplexität des Verfah-
rens und einem steigenden Preis bei.56

Aufgrund zahlreicher Vorteile ist das Bau-
gruppenmodell in Tübingen sehr erfolgreich. 
So erfolgreich, dass sich immer weniger Men-
schen in den etablierten Vierteln eine Woh-
nung leisten können. Da die Quartiere sehr 
attraktiv sind und der Wohnungsmarkt, wie 
in vielen Universitätsstädten, angespannt ist, 
steigen die Preise, wenn einzelne Wohnungen 
oder Gebäude weiterverkauft werden und die 
soziale Exklusivität dieser Viertel steigt. Da die 
Stadt die Grundstücke bisher in den meisten 
Konzeptvergaben an die privaten Baugemein-
schaften verkauft hat, hat sie im Anschluss 
wenig Handlungsspielraum in Bezug auf die 
Nutzung der Flächen. Darauf hat die Stadt Tü-
bingen reagiert und unter anderem das Pro-
gramm „Fairer wohnen“ verabschiedet, in wel-
chem engere soziale Vorgaben für den Neubau 
aber auch Förderprogramme für die Schaffung 
von sozialem Wohnraum im Bestand enthal-
ten sind. Außerdem gilt seit 2016 eine Zweck-
entfremdungsverbotssatzung, die grundlosen 
Leerstand von Wohnraum unter Strafe stellt. 
Darüber hinaus sollen bei gegenwärtigen Kon-
zeptvergaben neben Baugemeinschaften ver-
stärkt gemeinschaftliche Wohnprojekte und 
Genossenschaften zum Zuge kommen. 

KONZEPTVERGABEN IN DER 
TEUERSTEN STADT DEUTSCHLANDS 

In München besteht das Auswahlverfahren der Kon-
zeptvergaben aus zwei Stufen. In der ersten werden die 
Grundvoraussetzungen für die Teilnahme am Vergabe-
verfahren geprüft. Bei einem Findungsgespräch werden 
mögliche Kooperationen und Zusammenschlüsse mit 
anderen Baugemeinschaften oder Genossenschaften 
diskutiert, ebenso wie mögliche Bewerbungen auf alter-
native Grundstücke. In der darauf folgenden zweiten 
Stufe erfolgt eine Konzeptausschreibung, welche die 
erforderlichen Auswahlkriterien in einer Punktematrix 
festlegt. Zu diesen müssen die Bewerber*innen konkre-
te Aussagen in einem Bewerbungsformular einreichen. 
Kriterien in der Bewertungsmatrix der Stadt München 
sind zum Beispiel wohnungspolitische Maßnahmen, 
wie ein sparsamer Wohnflächenverbrauch, also das 
Verhältnis zwischen Wohnungsgröße und der Zahl der 
darin lebenden Personen. Außerdem spielen ökologi-
sche Kriterien eine Rolle, zum Beispiel der Anteil nach-
wachsender Rohstoffe pro Quadratmeter Wohnfläche, 
die Regenwassernutzung, ebenso wie bauliche Maßnah-
men für Gebäudebrüter (d. h. Vögel, die an Gebäuden 
brüten, da sie im Umland keine natürlichen Brutplätze 
finden). Als Drittes spielen planerische Kriterien wie 
ein Nah-Mobilitätskonzept und gemeinschaftsfördern-
de Maßnahmen wie die Einrichtung von Dachgärten 
oder Gemeinschaftsräumen eine Rolle. Als Letztes wird 
die Größe und Stabilität der sich bewerbenden Bauge-
meinschaft bewertet.57

Da alle Kriterien im Vorfeld in einer Matrix mit Punk-
ten belegt werden müssen und die Anzahl der Kriterien 
von Mal zu Mal anwächst, ist der Kriterienkatalog 
mittlerweile sehr umfassend wodurch dieses Verfah-
ren deutlich voraussetzungsvoller ist, als der Tübinger 
Ansatz. Außerdem haben es die Projekte schwerer, 
eigene Schwerpunkte zu setzen oder ihrer Kreativität 
freien Lauf zu lassen, da die Rahmenbedingungen recht 
eng sind. Ein weiteres Problem besteht darin, dass in 
der Vergangenheit oft mehrere Projekte die Höchst-
punktzahl erreicht haben und dann ausgelost werden 
mussten. In diesem Zuge wurde auch diskutiert, ob ein 
eingeschränkter Preiswettbewerb eingeführt werden 
sollte. Dies würde jedoch das Problem nur verlagern 
und dazu führen, dass es faktisch wieder zu einer 
Höchstpreisvergabe, nur mit strengeren Vorgaben, 
käme.

Die Mietpreise für Immobilien in München sind deutschlandweit am höchsten. Ur-

sächlich dafür sind vor allem die starken Steigerungen der Bodenpreise um mehrere 

10.000 % seit den 1950er Jahren. Solange Boden und Wohnungen auf einem privat-

wirtschaftlichen Markt gehandelt werden, können Konzeptvergaben nur in begrenz-

tem Maße für bezahlbare Mieten sorgen. 

©
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Suffizienz als handlungsleitendes Prinzip 
– Die 2000-Watt-Gesellschaft

Die „2000-Watt-Gesellschaft“ ist eine ener-
giepolitische Vision in der Schweiz, bei der 
die Nachhaltigkeitsstrategie der Suffizienz ei-
ne zentrale Rolle spielt. 2000 Watt Primärener-
gie Dauerleistung pro Person im Jahr 2050 
sind ein Richtwert, welcher die energiepoliti-
schen Anstrengungen messbar macht. Weite-
re Ziele sind 100 Prozent erneuerbare Energien 
und null energiebedingte Treibhausgasemis-
sionen bis 2050 in der Schweiz. Per Volksab-
stimmung haben sich in der Schweiz die Städ-
te Zürich, Luzern, Zug, Aarau, Dietikon, Nidau 
und Winterthur zur 2000-Watt-Gesellschaft be-
kannt. Zusätzlich haben 23 Kantone und mehr 
als 100 Städte und Gemeinden die Vision einer 
„2000-Watt-Gesellschaft“ in ihren energiepoli-
tischen Zielen verankert.58

Zürich – Suffizienz 
hat Priorität

Die Stadt Zürich war in den 2000er Jahren 
eine wichtige Pioniergemeinde. Ihr Volksent-
scheid 2008 war ein Meilenstein für die Bewe-
gung der „2000-Watt-Gesellschaft“. Zur Errei-
chung der Ziele der „2000-Watt-Gesellschaft“ 
finden alle drei Nachhaltigkeitsstrategien der 
Suffizienz, Effizienz und Konsistenz Anwen-
dung. Im „Masterplan Energie“ ist die Suffizienz 
als oberste Priorität verankert. Suffizienz soll 
als handlungsleitendes Prinzip in bestehende 
Strategien, Leitbilder und Prozesse einfließen 
und stellt daher keine eigenständige Strate-
gie dar. Zur Organisation ihrer Umsetzung gibt 
es Maßnahmenpläne in den 17 Dienstabteil-
ungen der Stadt, die jährlich aktualisiert wer-
den.59

Die Rolle der Politik beschreibt 
die Stadt selbst als die Herstellung 
von Suffizienz fördernden Rahmen-
bedingungen. Wirtschaftlichen Ak-
teur*innen fällt die Aufgabe zu, Suf-
fizienz fördernde Geschäftsmodel-
le zu verfolgen und Individuen sind 
darin gefordert, weniger zu konsu-
mieren und Dinge länger zu nutzen.

Maßnahmen der Stadt

Die Vermeidung von (motorisiertem) Ver-
kehr ist der zentrale Ansatzpunkt für Suffizienz 
im Mobilitätsbereich. Hierzu gilt es, das Ange-
bot und die Attraktivität des öffentlichen Ver-
kehrs, des Fahrrad- und Fußverkehrs zu ver-
bessern und die Kapazitäten des motorisierten 
Verkehrs nicht zu erhöhen.60 Seit 2012 läuft das 
Programm „Stadtverkehr 2025“. Darin festge-
legte Maßnahmen beziehen sich auf den Aus-
bau des Netzes und des Angebots von Trol-
leybus und Tram, höherer Tarife für Parkplätze 
in bestimmten Zonen und die Steuerung von 
Verkehrsmengen in der Stadt über Maßnah-
men des Verkehrsmanagements. Der Ausbau 
des städtischen Fahrradnetzes wird durch den 
„Masterplan Velo“ vorangetrieben. Die Stadt 
bietet außerdem Mobilitätsberatung zum Um-
stieg auf ÖPNV und Fuß- und Radverkehr an.61 
Die Stadtverwaltung selbst setzt auf Carsharing 
statt auf eigene Dienstfahrzeuge und hat au-
ßerdem ein eigenes Sharing Angebote für den 
Fahrrad und Pedelecverleih, „Publibike“. Priva-
te Anbieter von Radsharingangeboten werden 
durch den anfänglichen Verzicht auf Konzessi-
onsgebühren für die Nutzung im öffentlichen 
Raum unterstützt.62 Darüber hinaus setzt sich 
die Stadt auf Landesebene für eine Umgestal-
tung fiskalischer Rahmenbedingungen im Sin-
ne der Suffizienz ein.

Im Themenkomplex Siedlung, Wohnen und 
Arbeiten sind suffiziente Maßnahmen solche, 
die den Flächenkonsum für Wohnung, Arbeit 
und Infrastruktur verringern. Hierfür ist es not-
wendig, durchmischte und verdichtete Sied-
lungen zu schaffen. Allgemein ist Zürich bei 
neuen Großüberbauungen Vorbild: Vier der 
schweizweit sieben 2000-Watt-Areale finden 
sich hier. An der Green City in Zürich Manegg 
wurden die Standards für die 2000-Watt-Areale 
entwickelt.63 Diese wurde 2012 das erste zerti-
fizierte 2000-Watt-Areal der Schweiz. Die Stadt 
hat es sich zum Ziel gesetzt, attraktive und be-
zahlbare Wohnungen mit flächensparenden 

Die Vermeidung von 
(motorisiertem) 

Verkehr ist der zentrale 
Ansatzpunkt für 

Suffizienz im Mobili-
tätsbereich.
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Grundrissen, geringerer Fläche pro Zimmer 
beziehungsweise pro Person sowie neuen Ar-
beitsplatzformen zu schaffen.64 In den eigenen 
Liegenschaften nimmt die Stadt daher direk-
ten Einfluss auf den Flächenkonsum. Die Nut-
zungsstandards und Flächenvorgaben bei Ar-
beitsplätzen werden an veränderte Arbeitsmo-
delle wie Teilzeit- oder Home-Office-Arbeit und 
an die Digitalisierung angepasst. Um die Mehr-
fachnutzung von Flächen zu fördern, setzt die 
Verwaltung in Zürich Belegungsvorschriften 
für vergünstigte Wohnungen der Stadt durch. 
Hierbei entspricht die Mindestanzahl der Be-
wohner*innen der Zimmerzahl minus eins (z.B. 
mindestens zwei Personen in einer 3-Zimmer-
Wohnung).65 Auch der Energieverbrauch von 
Bewohner*innen muss zum Erreichen der Zie-
le der „2000-Watt-Gesellschaft“ verringert wer-
den. Für Hauseigentümerschaften wird daher 
ein Energie-Coaching angeboten, um den lau-
fenden Betrieb ihrer Wohneinheiten nachhal-
tiger zu gestalten. Neu gebaute Areale mit ei-
nem Energieverbrauch von maximal 2000 Watt 
pro Bewohner*in werden von der Stadt geför-
dert (wie zum Beispiel das Hunziker Areal).

Suffizienz in Bezug auf Konsum bedeutet 
für die Stadt Zürich die Begrenzung des Kon-
sums materieller Güter und ressourcenintensi-

ver Dienstleistungen auf ein ange-
messenes Maß, mehr Qualität und 
Dienstleistungen sowie mehr Zeit 
und mehr Beziehungen statt mehr 
Güterkonsum. Generell gilt es den 
Bedarf an Gütern und Produk-
ten zu überprüfen und umwelt-
bewusst zu konsumieren. Hierzu 
kauft die Stadt Waren und Dienst-
leistungen nach nachhaltigen Kri-
terien. Durch die geteilte Nutzung 
zentraler Drucker und Kopierer in 
der Verwaltung müssen insgesamt 
weniger Geräte angeschafft wer-
den. Es sollten auch neue Formen des Kon-
sums und der Produktion entwickelt und ge-
fördert werden. Dies sind zum Beispiel Tausch-
börsen, Sharing-Plattformen oder Reparatur-
werkstätten.

In Bezug auf Ernährung geht es um eine Ver-
ringerung des Konsums tierischer Produkte so-
wie um einen sparsameren und umsichtigeren 
Umgang mit Nahrungsmitteln. Hierzu hat die 
Stadt das Projekt „Menu Plus“ in vier ihrer Per-
sonalcafeterias eingeführt. Dort werden Mahl-
zeiten angeboten, die das Klima durch regio-
nale und biologische Produkte um 60 Prozent 
weniger belasten, als Standardmenus.

Um die Mehrfachnutzung 
von Flächen zu fördern, 
setzt die Verwaltung in 
Zürich Belegungsvor-
schriften für vergünstigte 
Wohnungen der Stadt 
durch. Hierbei entspricht 
die Mindestanzahl der 
Bewohner*innen der 
Zimmerzahl minus eins 
(z.B. mindestens zwei 
Personen in einer 3-
Zimmer-Wohnung).

Der Sechseläutenplatz in Zürich – der zweitgrößte innerstädti-

sche Platz der Schweiz – diente bis zu seiner Umgestaltung im 

Jahr 2012 als Parkplatz. Jetzt können Menschen hier entspannt 

verweilen und herumschlendern. Für die Umgestaltung wurde 

allerdings ein neues Parkhaus unterhalb des Platzes gebaut. Suf-

fizienzpolitik weiter gedacht würde Autos nicht nur an den Rand 

öffentlicher Freiflächen drängen, sondern Städte insgesamt im-

mer autofreier organisieren.

©
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Suffizienz als Strategie für die 
Entwicklung urbaner Quartiere 
– Reallabor in Flensburg

Die Entwicklung eines neuen Quartiers auf 
einer Konversionsfläche bietet einer Stadt die 
Chance, sich verantwortungsvoll den Heraus-
forderungen der Zukunft zu stellen und Nach-
haltigkeit für das Gebiet bewusst und um-
fassend, das heißt, von dem ersten Planungs-
schritt bis zu der Umsetzung, als handlungs-
leitende Strategie zu verfolgen. Modellcharak-
ter bekommt dieser Prozess, wenn dabei nicht 
nur die in Politik, Stadtentwicklung und Gesell-
schaft weitestgehend akzeptierten Nachhal-
tigkeitsstrategien der Effizienz und Konsistenz 
zum Tragen kommen, sondern auch die Nach-
haltigkeitsstrategie der Suffizienz. Dann geht 
es nicht nur um technische Lösungen zur Re-
duktion des Ressourcenverbrauchs. Der Fokus 
liegt vielmehr auf der Integration der drei Stra-
tegien mit dem Ziel der Schaffung von Infra-
strukturen und anderer Rahmenbedingungen, 
die reduzierte, ressourcenschonende Lebens-
stile normal, alltagsfähig und bequem werden 
lassen, während ressourcenintensive Verhal-
tensweisen erschwert werden.

Soll Suffizienz Leitstrategie für ein neues 
Quartier werden, bedeutet dies nicht, dass das 
Gebiet nach grundlegend neuen städtebauli-
chen Ideen entwickelt werden muss. Vielmehr 
werden lediglich bekannte und vielfach ange-
wandte Ansätze unter einem anderen Blick-
winkel betrachtet und bewertet, nämlich nach 
ihrer Auswirkungen auf die Ressourcenintensi-
tät von Verhaltensweisen. Konsequent werden 
Ansätze zur Anwendung gebracht, die gute 
Rahmenbedingungen für ressourcenschonen-
de Lebensstile bieten beziehungsweise res-
sourcenintensive Verhaltensweisen einschrän-
ken. Hierzu gehört, das Gebiet durch eine Viel-
falt unterschiedlicher Nutzer*innen sukzessi-
ve und kleinteilig mit einer kompakten Bebau-
ung in angemessener Dichte zu entwickeln. 
Flächenintensive Wohn- und Gewerbeformen 
werden vermieden und individuell genutz-
te Flächen für Wohnen, Arbeiten und Gewer-
be zugunsten gemeinschaftlich genutzter Flä-
chen und öffentlicher Räume reduziert. Im öf-
fentlichen Raum wird eine Vielzahl attraktiver, 
offener Freiräume geschaffen, die viele Funkti-
onen erfüllen, wie Begegnung, Erholung, Spiel 

und Sport, Anbau von Lebensmitteln, Begrü-
nung, Förderung der Biodiversität, Verbesse-
rung des lokalen Klimas und Abfederung von 
Extremwetterereignissen. Funktional gemisch-
te Quartiere, in denen Wohnen, Arbeiten, regi-
onale Versorgung, Bildung, Kultur und Freizeit 
ineinandergreifen, sind kleinteilig strukturiert, 
um die fußläufige Erreichbarkeit möglichst al-
ler Bedarfe des täglichen Lebens zu gewähr-
leisten. Die Bebauung ist so flexibel, dass sie 
sich an wandelnde Bedarfe der Bewohner*in-
nen und Nutzer*innen anpassen kann. Die Mo-
bilität zu Fuß und mit dem Fahrrad wird gegen-
über dem motorisierten Individualverkehr be-
vorzugt und mit attraktiven ÖPNV- und Sha-
ring-Angeboten verknüpft. Alle diese Ansätze 
sind mit einer Umverteilung der öffentlichen 
Räume verbunden und ausschließlich am Be-
darf der Nutzer*innen orientiert. Letztlich be-
deutet die Entwicklung eines neuen Quartiers 
unter dem Leitbild der Suffizienz nämlich auch, 
sämtliche Maßnahmen in Bezug auf ihren Nut-
zen für das Quartier oder die Stadt zu hinter-
fragen. Nicht Haben-Wollen steht im Vorder-
grund, sondern die Frage: Brauchen wir dies 
wirklich oder in diesem Umfang? 

Durch diese Herangehensweise an eine städ-
tebauliche Entwicklung kann nicht nur der Ver-
brauch von Fläche, Material und Energie ge-
senkt werden. Es entsteht auch eine höhere Le-
bensqualität für eine breitere Anzahl von Men-
schen, die mehr nutzbaren Raum zur Verfü-
gung haben. Mehr Gemeinschaft, Begegnung 
und Kommunikation und damit lebendige so-
ziale Gefüge werden ermöglicht.

Zukunft Hafen-Ost 
– Entwicklung eines 

nachhaltigen urbanen 
Quartiers 

Die Entwicklung des Gebiets Hafen-Ost ge-
hört zu den wichtigsten städtebaulichen Pro-
jekten der Stadt Flensburg. Das Gebiet umfasst 
ein knapp 53 Hektar großes innerstädtisches 
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Areal in direkter Lage an der 
Flensburger Innenförde, das 
auf einem großen Teil der Flä-
chen durch einen sukzessiven 
Rückgang der Hafenwirtschaft, 
Brachen sowie leerstehende Si-
los und Lagergebäude geprägt 
ist. Seine Nähe zu der Flens-
burger Altstadt, die besonde-
re Lage am Wasser, die vorhan-
denen Flächenpotenziale und 
der Zugriff der Stadt auf einen erheblichen Teil 
der Flächen bieten gute Voraussetzungen für 
die Entwicklung eines urbanen Quartiers. Mit 
dem Gebiet Hafen-Ost besteht für die Stadt die 
Möglichkeit, ein neues Quartier von Anfang an 
unter dem Leitbild der Nachhaltigkeit zu ent-
wickeln und dabei einen besonderen Fokus auf 
die Nachhaltigkeitsstrategie der Suffizienz zu 
legen. Das Gebiet kann damit eine Vorbildwir-
kung für die städtebauliche Entwicklung der 
Stadt Flensburg insgesamt entfalten und auch 
Vorbild für andere Städte werden.

  

Leitlinien als Grundlage 
für die Entwicklung 
des Quartiers

Der Bereich Hafen-Ost ist seit Anfang 2019 
Sanierungsgebiet. Ein erstes Entwicklungs-
konzept sieht Wohnraum für bis zu 3.000 Men-
schen in einem urbanen Quartier mit einer le-
bendigen Mischung aus Wohnen, Gewerbe, 
Dienstleistungen, Wissenschaft, Kultur und 
Freizeit vor. Voraussetzung hierfür ist die Verla-
gerung des in dem Gebiet noch vorhandenen 
Hafenumschlags auf die gegenüberliegende 
Seite des Hafens, die in Politik und Öffentlich-
keit kontrovers diskutiert wird. Für die Vergabe 
der städtischen Flächen hat die Ratsversamm-
lung der Stadt Flensburg die Durchführung 
von Konzeptvergaben vorgeschrieben, mit fes-
ten Quoten für geförderten und bezahlbaren 
Wohnungsbau und unter Berücksichtigung 
weiterer gemeinwohlorientierter Kriterien. An-
ders als in Bocholt oder Ulm ist jedoch nicht 
vorgesehen, alle Flächen in kommunaler Hand 
zusammenzuführen, bevor Baurecht geschaf-
fen wird. Der Grund hierfür liegt darin, dass 
ein wesentlicher Teil der nicht-kommunalen 
Flächen bereits jetzt durch einen Baustoffhan-
del genutzt wird und der Eigentümer bereit ist, 
den Betrieb zu verlagern und an dem Entwick-
lungsprozess für das Gebiet mitzuwirken. Zu-
dem sind einzelne denkmalgeschützte Gebäu-

de bereits vor Inkrafttreten der 
Sanierungssatzung für Inves-
tor*innen reserviert worden, 
die für diese Bauwerke bereits 
konkrete Nutzungskonzepte 
ausgearbeitet haben und um-
setzen wollen. 

Mit der Entscheidung für 
Konzeptvergaben war der ers-
te Schritt zu der Entwicklung 

eines nachhaltigen Quartiers getan. Stadtver-
waltung und Sanierungsträger (Flensburger 
Gesellschaft für Stadterneuerung mbH - FGS) 
wollten jedoch weiter gehen. Auf der Grund-
lage von Gesprächen mit dem Forschungspro-
jekt zu Entwicklungschancen und Hemmnis-
sen einer suffizienzorientierten Stadtentwick-
lung sollte die Entwicklung des Gebiets Hafen-
Ost insgesamt unter das Leitbild der Nachhal-
tigkeit gestellt und unter dem Motto „Weniger 
verbrauchen – besser leben“ ein besonderer 
Fokus auf Suffizienz gelegt werden. Im Lau-
fe des weiteren Prozesses kristallisierte sich 
heraus, dass zur Erreichung dieses Ziels Leit-
linien erforderlich sind, die die Grundsätze ei-
ner nachhaltigen Entwicklung für den gesam-
ten weiteren Planungs- und Umsetzungspro-

Das Gebiet Hafen-Ost 

ist aufgrund seiner Lage 

am Wasser und seiner 

Nähe zu der Innenstadt 

für die Entwicklung zu 

einem lebendigen urba-

nen Quartier prädesti-

niert. Wohnraum für bis 

zu 3000 Menschen soll 

hier entstehen.

Die umfassende Ent-
wicklung des Quartiers 
Hafen-Ost unter dem 

Leitbild der Nachhaltig-
keit kann Modellcharak-

ter für eine Stadtentwick-
lung entfalten, die sich 
verantwortungsvoll den 
Herausforderungen der 

Zukunft stellt.
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zess enthalten. Dies beruhte auf der 
Überlegung, dass es eines festen, 
einheitlichen Maßstabes bedarf, 
an dem sich sowohl die Entwick-
lung des Rahmenplans, die Aufstel-
lung der Bebauungspläne, die städ-
tebaulichen und hochbaulichen 
Wettbewerbe und die Vergabe der 
Grundstücke zu orientieren haben, 
damit sich das Leitbild der Nachhal-
tigkeit im weiteren Prozessverlauf 
nicht nach und nach abschwächt 
oder ganz verloren geht.

Partizipation als 
Voraussetzung für 
städtebauliche Qualitäten 
und Identifikation 

Zur Erarbeitung der ersten Entwicklungs-
ziele hatte bereits vor der Festsetzung als Sa-
nierungsgebiet eine umfassende Partizipati-
on von Öffentlichkeit, Fachexpert*innen, loka-
len Akteur*innen und politischen Vertreter*in-
nen in dem Gebiet Hafen-Ost stattgefunden. 
Für die Entwicklung der Leitlinien wurde dieser 
Partizipationsprozess in dem Dialog „Zukunft 
Hafen-Ost“ fortgesetzt. Die städtebauliche und 
nachhaltige Entwicklung des Gebiets wurde 
zum einen mit Fachexpert*innen diskutiert, 
zum anderen konnte die Öffentlichkeit in meh-
reren Veranstaltungen und unter einer Vielzahl 
unterschiedlicher Blickwinkel ihre Anregungen 
und Ideen zu einer nachhaltigen Entwicklung 
des Quartiers einbringen. 

Die zahlreiche und engagierte Beteiligung 
an dem Dialog zeigte, dass die Öffentlichkeit 
die Entwicklung des Quartiers mit erheblichem 
Interesse verfolgt und begleitet. In dem Dialog 
gelang es auf der einen Seite, Offenheit und 
Zustimmung für das Thema Nachhaltigkeit be-
ziehungsweise Suffizienz zu erzeugen. Ande-

rerseits wurde das eigentliche The-
ma, die Entwicklung eines nach-
haltigen urbanen Quartiers, immer 
wieder durch die Diskussion um die 
Verlagerung des Hafenumschlags 
überlagert. Auch eine engagierte 
Mitwirkung der Politik in dem Di-
alog gelang nicht, da die Vertre-
ter*innen der Flensburger Ratsver-
sammlung nicht ausreichend in 
die einzelnen Beteiligungsmodule 
einbezogen wurden und keine ko-

operative Erarbeitung der Leitlinien gemein-
sam mit der Politik erfolgte. Entsprechend be-
durfte es eines zusätzlichen Gesprächsprozes-
ses, bevor die Ratsversammlung die Leitlinien 
beschloss. Dabei wurde deutlich, dass die Po-
litik mit der Hoffnung auf eine höhere Reali-
sierungswahrscheinlichkeit insbesondere eine 
frühzeitige Berücksichtigung von Investor*in-
neninteressen wünschte. Entsprechend be-
schloss die Ratsversammlung zugleich mit den 
Leitlinien, dass Investor*innen von Anfang an 
in die nachfolgenden Planungsprozesse einzu-
beziehen sind. 

Das Partizipationsverfahren machte deut-
lich, dass die Entwicklung von Leitlinien für ei-
ne komplexe städtebauliche Entwicklung in ei-
nem neu entstehenden Quartier nur im Wege 
einer kooperativen Mitwirkung von Betroffe-
nen, lokalen Akteur*innen, Fachexpert*innen, 
der Öffentlichkeit und der Politik möglich ist. 
Nur so können ausreichend Ideen und fachli-
che sowie lokale Expertise gewonnen und ei-
ne Mitgestaltung des Gebietes durch die Be-
troffenen, die Einwohnerschaft und die Politik 
ermöglicht werden. Ferner können im Rahmen 
eines kontinuierlichen, kooperativen Dialogs 
ausreichend Überzeugungsarbeit für das The-
ma Nachhaltigkeit geleistet und mehrheitsfä-
hige Kompromisse in der Politik ausgehandelt 
werden. Nur so entstehen städtebauliche Qua-
litäten, die zu der Stadt passen, und es kann 
nicht nur Akzeptanz, sondern auch Identifikati-
on mit dem neuen Quartier und eine breite po-
litische Rückendeckung erreicht werden. 

Dies gilt in besonderer Weise, wenn ein Ge-
biet unter dem Fokus der Nachhaltigkeitsstra-
tegie der Suffizienz entwickelt wird. Denn die-
se Strategie strebt die Veränderung von Verhal-
tensweisen und Lebensstilen von Menschen 
an. Sollen hierfür die städtebaulichen Rah-
menbedingungen geschaffen werden, ist eine 
kooperative Mitwirkung der von der Planung 
Betroffenen, der Öffentlichkeit und der politi-
schen Vertretung unerlässlich.

Kooperation 
statt Wettbewerb 

Die Erfahrungen aus dem Dialog „Zukunft 
Hafen-Ost“ wirkten sich auch auf die weiteren 
Planungsschritte für das neue Quartier aus. Der 
Rahmenplan sollte ursprünglich auf der Grund-
lage eines städtebaulichen Wettbewerbs ent-
wickelt werden. Jetzt entschieden sich Verwal-
tung und Sanierungsträger jedoch, den Rah-

Weniger verbrauchen 
– besser leben: Die 

Entwicklung von Leit-
linien für das Quartier 
Hafen-Ost gewährleis-

tet, dass das Leitbild der 
Nachhaltigkeit in allen 

Planungs- und Um-
setzungsphasen einen 

einheitlichen 
Maßstab setzt. 

Suffizienz als Strategie für die Entwicklung urbaner Quartiere – Reallabor in Flensburg

Suffizienz strebt die 
Veränderung von Ver-

haltensweisen an. Sollen 
hierfür die städtebauli-

chen Rahmenbedingun-
gen geschaffen werden, 

bedarf es eines kontinu-
ierlichen und koopera-
tiven Dialogs zwischen 

Verwaltung, Politik und 
Stadtgesellschaft. 
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menplan in einem zweistufigen kooperativen 
Verfahren zu entwickeln, um eine kontinuierli-
che und kooperative Partizipation von Fachex-
pert*innen, Betroffenen, lokalen Akteur*innen, 
Öffentlichkeit und Politik zu gewährleisten. 
Dabei soll eine Bürogemeinschaft aus Stadt-
planer*innen, Freiraumplaner*innen und Ver-
kehrsplaner*innen die planerischen Grundla-
gen im Dialog mit den Eigentümer*innen und 
Gewerbetreibenden vor Ort, mit potentiellen 
Investor*innen, mit der Wohnungswirtschaft 
und weiteren lokalen Akteur*innen, mit der 
Politik und der Öffentlichkeit und in enger Ab-
stimmung mit der Verwaltung und dem Sanie-
rungsträger erarbeiten. Hinter diesem Verfah-
renswechsel steht die Überzeugung, dass städ-
tebauliche Qualitäten, die zu der Stadt passen, 
sowie Akzeptanz und Identifikation am besten 
in einem sukzessiven Verfahren im Rahmen ei-
nes moderierten Dialogs entstehen. Idealer-
weise wird dies mit einem wettbewerblichen 
Verfahren kombiniert. In Bezug auf das Quar-
tier Hafen-Ost standen einer solchen Kombina-
tion jedoch die Anforderungen des Landes an 
städtebauliche Wettbewerbe entgegen.

Die Überzeugung der Verwaltung wird nicht 
umfassend geteilt. Teile der städtischen Politik 
lehnen das kooperative Verfahren für den Rah-
menplan mit dem Argument ab, dass nur in ei-
ner Wettbewerbssituation zwischen Planungs-
büros ein großer Wurf, der sich von dem loka-
len „Klein, Klein“ emanzipiert, möglich ist. 

Weniger verbrauchen – 
besser leben: Leitlinien 

für die Entwicklung des 
Gebiets Hafen-Ost

Die Leitlinien für die Entwicklung des Ge-
biets Hafen-Ost sind Grundlage nicht nur für 
die Entwicklung des Rahmenplans, sondern 
für alle weiteren Planungs- und Umsetzungs-
schritte in dem Quartier Hafen-Ost. Zentrale 
Aussagen der Leitlinien sind die Kleinteiligkeit 
und Lebendigkeit sowie Gemeinwohlorientie-
rung des Quartiers und die Reduzierung des 
Ressourcenverbrauchs. Ein behutsamer Um-
gang mit Architektur und Stadtbild und die 
gemeinwohlorientierte Steuerung der Boden-
nutzung werden ebenso festgelegt wie eine 
sukzessive und kooperative Entwicklung. In-
dividuelle Nutzungen werden zu Gunsten ge-
meinschaftlicher und öffentlicher 
Räume reduziert, die Bebauung 
muss Anforderungen an eine CO2-
Neutralität, an Baustoffe, Langle-
bigkeit und Flexibilität erfüllen. 
Die Entstehung einer kleinteiligen 
Mischung aus Nutzer*innen und 
Nutzungen und multifunktionale 
Freiräume erhalten ein besonde-
res Gewicht. Kfz-Verkehre werden 
weitest möglich aus dem Gebiet 
herausgehalten. Der Schwerpunkt 

Städtebauliche Qualitäten, 
die zu der Stadt passen, 
sowie Akzeptanz und 
Identifikation entstehen am 
besten in einem sukzessi-
ven Verfahren im Rahmen 
eines moderierten Dialogs 
zwischen Planer*innen, 
Fachexpert*innen, Betroffe-
nen, lokalen Akteur*innen, 
Politik und Öffentlichkeit. 

Der Dialog „Zukunft 

Hafen-Ost“ stieß auf 

große Resonanz in der 

Bevölkerung. Etwa 500 

Menschen brachten ih-

re Ideen und Anregun-

gen für ein nachhalti-

ges Quartier ein.
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Suffizienz als Strategie für die Entwicklung urbaner Quartiere – Reallabor in Flensburg
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Legende
A
ls ein Ergebniss aus dem

 
B
eteiligungsverfahren ist 

das W
im

m
elbild entstanden. 

Im
 W

im
m
elbild w

erden die 
erarbeiteten Inhalte aus den 
drei Veranstaltungen zur Zu-
kunft des G

ebiets H
afen-O

st 
räum

lich-visuell zusam
m
en-

geführt.



67

IV. Weniger ist schwer, aber möglich. Beispiele aus der Praxis

LEITLINIEN FÜR DIE ENTWICKLUNG DES 
GEBIETS HAFEN-OST MIT GRUNDAUSSAGEN*

1. Der Hafen-Ost hat Charakter: Die Wasserlage und der 
Hafen prägen das Stadtbild seit langem und geben ihm 
einen eigenständigen Charakter. Zukünftig gilt es, dieses 
Alleinstellungsmerkmal behutsam weiterzuentwickeln.

2. In öffentlicher Hand mit Herz und Verstand: Durch 
den Verbleib der Flächen in öffentlicher Hand werden eine 
langfristige Verfügbarkeit und der Handlungsspielraum für 
eine gemeinwohlorientierte Entwicklung gesichert. Dies ist 
Voraussetzung für eine funktionale und soziale Mischung 
und die Bezahlbarkeit von Wohn- und Gewerberäumen 
sowie eine Nutzung der öffentlichen Freiräume durch alle.

3. Kooperativ entwickeln: Nur mit der Möglichkeit der 
Teilhabe wird das Gebiet Hafen-Ost zukünftig zu einem 
lebenswerten Quartier für alle. Gemeinschaft, Teilhabe, 
Selbstorganisation etc. spielen in der Entwicklung des Ge-
bietes eine essenzielle Rolle.

4. Weniger ist mehr: Im Quartier Hafen-Ost wird scho-
nend mit dem Verbrauch von Flächen und anderen Res-
sourcen umgegangen.

5. Genial klimaneutral: Das neue Quartier ist dem Ziel der 
CO2-Neutralität verpflichtet. Zusätzlich ist auch die Kli-
maanpassung wesentlicher Bestandteil der Entwicklung.

6. Die Mischung macht’s: Das zukünftige Stadtquartier 
Hafen-Ost wird durch die kleinteilige soziale und funktio-
nale Mischung mit vielfältigen Nutzungen und lebendigen 
Nachbarschaften zu einem lebenswerten Quartier. Die Mi-
schung aus Arbeiten, Produktion, Dienstleistungen, einer 
Vielfalt von verschiedenen Wohnformen, Bildung und 
Soziales, Kultur und Freizeit am selben Standort stellt opti-
male Bedingungen für die „Stadt der kurzen Wege“ dar.

7. Freiräume – mehrfach nutzbar und gemeinwohlorien-
tiert: Freiräume stehen im Quartier Hafen-Ost überwie-
gend allen zur gemeinschaftlichen Nutzung zur Verfügung. 
Sie werden von den Bewohner*innen mitgestaltet und 
multifunktional von unterschiedlichen Zielgruppen und 
zu unterschiedlichen Zwecken genutzt.

8. Alternativ mobil: Das neue Stadtquartier Hafen-Ost ist 
Vorreiter für nachhaltige Mobilität. Es wird ein autoarmes 
Quartier angestrebt, die Fortbewegung findet überwiegend 
zu Fuß, mit dem Fahrrad oder mit öffentlichem Nahver-
kehr statt. Die tägliche Verkehrsmittelwahl der Nutzer*in-
nen wird aktiv in Richtung des Umweltverbundes gelenkt.

*Die ausführliche Fassung der Leitlinien mit allen Unterpunkten 
kann unter https://www.ihrsan.de/fileadmin/Content/PDF_und_
Images/Hafen-Ost/Leitlinien_Hafen_Ost.pdf abgerufen werden.

liegt auf großzügigen Aufenthaltsbereichen 
und Fußgänger*innen- und Fahrradverkehren. 

Eine besondere Herausforderung für die Um-
setzung der Leitlinien ergibt sich daraus, dass 
in Flensburg nur sehr begrenzte Erfahrungen 
mit Baugruppen, kleinen Genossenschaften 
oder vergleichbaren Akteur*innen bestehen, 
die für die Entwicklung eines kleinteiligen, von 
den Bewohnenden getragenen Quartiers je-
doch von erheblicher Bedeutung sein können.

Abb links.: Das Wimmelbild visualisiert die 

Leitlinien für das Quartier Hafen-Ost.

©   Urban Catalyst GmbH

In dem Quartier Hafen-Ost 
stehen neben der Reduzierung 
des Ressourcenverbrauchs auch 
Kleinteiligkeit und Lebendigkeit 
sowie Gemeinwohlorientierung 
und kooperative Entwicklung im 
Vordergrund.
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Zehn Jahre. So viel Zeit bleibt noch, um das 
Flächenziel der Bundesregierung zu erreichen. 
Um Biodiversität und Klima zu schützen, soll 
bis 2030 die tägliche Flächeninanspruchnah-
me halbiert werden. Von derzeit rund 60 Hek-
tar auf 30 Hektar. Doch die Konkurrenz um 
Grund und Boden ist groß.

Investor*innen und Bauträger*innen, Ge-
werbetreibende und Landwirt*innen, Umwelt-
schützer*innen und Menschen, die ein Haus 
im Grünen bauen wollen oder Stadtbewoh-

ner*innen, die auf breite Radwege pochen, 
sie alle haben begründete Interessen, wenn 
es um die Verteilung von Flächen geht. Kom-
munen stehen vor der Herausforderung, sozi-
ale, ökologische und ökonomische Interessen 
gegeneinander abzuwägen, Flächenkonflik-
te zu moderieren und vor allem Lösungen an-
zubieten. Kommunale Suffizienzpolitik ist ein 
Weg, um dem Flächenziel durch Umverteilung 
und veränderter Nutzung von Flächen näher 
zu kommen.

Im Kern zielt flächenbezogene Suffizienzpo-
litik auf die Umverteilung von Flächen, indem 
sie nachhaltiges Verhalten fördert und nicht-
nachhaltige Alltagspraktiken hemmt. Nachhal-
tiges, das heißt ressourcenschonendes Verhal-
ten, wird durch das Angebot entsprechender 
Infrastrukturen und Räume unterstützt. Die ge-
baute Welt mit den ihr zugeschriebenen Funk-
tionen beeinflusst, wie Menschen sich verhal-
ten. Gibt es zahlreiche gut ausgebaute Fahr-
radwege in einer Stadt, fahren mehr Menschen 
mit dem Rad, wird der Busverkehr deutlich 
günstiger und attraktiver steigen die Fahr-
gastzahlen rapide an, gibt es attraktive urba-
ne Wohnungen mit Grün- und Freiflächen vor 
dem Haus, lockt dies einige Menschen aus den 

Einfamilienhäusern. Bei der Schaf-
fung nachhaltiger Infrastrukturen 
steht der Zusatz ‚ansprechend‘ im 
Zentrum: Zu Fuß, mit dem Rad oder 
dem ÖPNV unterwegs zu sein, soll-
te praktischer als die Autonutzung 
sein, damit Menschen (gerne) um-

steigen, urbanes Wohnen sollte hohe Lebens-
qualität bieten, damit Menschen darin eine Al-
ternative zum Wohnen im Einfamilienhaus am 
Stadtrand sehen. Dem zugrunde liegt die Vor-
stellung, dass Verhaltensweisen sich weniger 
an normativen und abstrakten Zielen wie dem 
Klimaschutz ausrichten, sondern primär an lan-
ge eingeübten, gesellschaftlich weit verbrei-
teten und institutionell geförderten Routinen. 
Gelingende Suffizienzpolitik steht also vor der 
Herausforderung, Städte zu schaffen, in de-
nen ressourcenschonendes Verhalten attraktiv 
und alltagstauglich ist und umstandslos gelebt 
werden kann.

Wenn nachhaltiges Verhalten wirksam ge-
fördert werden soll – ganz gleich, ob aus sozi-
alen, ökologischen oder ökonomischen Grün-
den – ist es sinnvoll, gleichzeitig nicht-nach-
haltige Alltagspraktiken einzuschränken. Dafür 
gibt es zwei Gründe: Zum einen fehlt schlicht-
weg der Platz, um neben den bestehenden 
Nutzungen immer noch weitere hinzuzufügen. 

Charakteristika flächen-
bezogener Suffizienzpolitik

Nachhaltiges, das heißt 
ressourcenschonendes 
Verhalten, wird durch 
das Angebot entspre-

chender Infrastrukturen 
und Räume unterstützt.

V. Was zeichnet 
suffizienzorientiertes 
Verwaltungshandeln aus? 
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V. Was zeichnet suffizienzorientiertes Verwaltungshandeln aus? 

Kommunen haben nicht (mehr) genügend Flä-
chen, um Einfamilienhausgebiete auszuweisen 
und alternative Wohnformen zu fördern. In vie-
len Städten reicht der Straßenraum nicht aus, 
um die stetig steigende Nachfrage nach Stell-
plätzen für den ruhenden und nach Raum für 
den möglichst reibungslos fließenden automo-
bilen Verkehr zu befriedigen und zugleich aus-
reichend Flächen für Fuß-, Fahrrad- und öffent-
lichen Verkehr zur Verfügung zu stellen. Der 
städtische Raum kann vielerorts nicht einfach 
erweitert werden, um all den Anforderungen 
zu genügen. Das heißt, wenn nachhaltige Ver-
kehre gefördert werden sollen, müssen schon 
aus Platzgründen Fahrbahnen und Parkplät-
ze für einen ansprechenden Radweg oder eine 
Busspur weichen. Die Nutzung des Automobils 
als nicht-nachhaltige Mobilitätsform wird auf 
diese Weise unattraktiver, weniger komfortabel 
und zeitintensiver. 

Zum anderen lässt sich beobachten, dass ein 
reines Hinzufügen von nachhaltigen Wohn- 
oder Mobilitätsangeboten für Verhaltensände-
rungen in Richtung Nachhaltigkeit nicht aus-
reicht. Solange deren nicht-nachhaltige Pen-
dants unangetastet bleiben, werden die nach-
haltigen Angebote eben zusätzlich genutzt 
und nicht als Ersatz. So wie im Supermarkt regi-
onal, saisonal und biologisch erzeugte Lebens-
mittel das Sortiment im Wesentlichen nur er-
weitern, der bestehenden nicht-nachhaltigen 
Auswahl an Alltagsgütern also eine zusätzliche 
Option hinzufügen, an der Produktion des übri-
gen Sortiments hingegen nichts ändern, so än-
dern auch rein additive Maßnahmen im Bereich 
Wohnen oder Mobilität in struktureller Hinsicht 
wenig. Die Einführung des ticketlosen ÖPNV im 
brandenburgischen Templin zum Beispiel, ließ 

zwar die Fahrgastzahlen in ungekannte Hö-
hen steigen, er führte aber zu keiner signifikan-
ten Reduktion des Autoverkehrs. Der attraktive 
ÖPNV war aber eine wichtige Grundlage für 
spätere Einschränkungen des Autoverkehrs.

Neben der Umgestaltung des physischen 
Raums können Kommunen den Zugang zu 
Stadtraum auch mittels Geld und Quoten um-
verteilen. Einige Städte erhöhen Parkgebüh-
ren oder schöpfen den Planwertzuwachs bei 
der Ausweisung von Neubaugebieten ab, um 
die Nutzer*innen an den Kosten, die ansons-
ten die Allgemeinheit tragen würde, zu beteili-
gen. Bei der Vergabe von Flächen können mit-
tels Konzeptvergaben Quoten für bestimmte 
Bevölkerungsgruppen eingeführt werden, um 
ihnen den Zugang zu Stadtraum zu erleichtern 
oder für sie die Preise zu senken. Suffizienzpoli-
tik verhandelt häufig die Frage des Eigentums 
oder der Nutzung von Grund und Boden. Ge-
meinschaftliches Nutzungsrecht, 
vor allem in öffentlichem oder ge-
nossenschaftlichem Eigentum, wird 
gefördert, wohingegen individuel-
le Nutzungen eingeschränkt oder 
Eigentümer*innen stärker an den 
Kosten für die Allgemeinheit betei-
ligt werden. 

Um einen schonenden Umgang mit Flächen 
durch Umverteilung zu realisieren, braucht 
es mehr, als nur Wissen über konkrete Maß-
nahmen zur Flächeneinsparung, das zeigt un-
sere qualitative Untersuchung in zehn deut-
schen Kommunen. Was genau den untersuch-
ten Kommunen dabei half, suffizienzpolitische 
Maßnahmen zu implementieren, wird im Fol-
genden erläutert.

Wenn nachhaltiges Ver-
halten wirksam gefördert 
werden soll, ist es sinnvoll, 
gleichzeitig nicht-nachhal-
tige Alltagspraktiken 
einzuschränken.

Mit Landwirtschaft, 

Wohnen, Mobilität oder 

Umweltschutz treffen 

zahlreiche Anforderun-

gen auf eine begrenzte 

Fläche – suffzienzo-

rientierte Maßnahmen 

können die Flächen-

konkurrenz mindern, 

indem sie ressourcen-

schonendes Handeln 

ermöglichen und 

gleichzeitig flächen-

intensive nicht-nach-

haltige Praktiken ein-

schränken. 
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Flächen sparen durch Suffizienz. 
Verwaltungsstrategien

Eine Idee des Städtischen

Zentral für die erfolgreiche Umsetzung suffi-
zienzpolitischer Maßnahmen ist eine Idee des 
Städtischen. Gemeint ist damit eine übergrei-
fende Vision für die jeweilige Entwicklung ei-
ner Stadt, die über die Grenzen einzelner Pro-
jekte und Maßnahmen hinausreicht. Bei den 
untersuchten Städten sind die jeweiligen Vi-
sionen von unterschiedlichen Aspekten der 
Nachhaltigkeit geprägt, wie eine kompakte, 
autoarme, ressourcenschonenende, attraktive 
oder eine sozial durchmischte Stadt. In eini-
gen Städten ist auch die Vermarktungsfähig-
keit dieser Kombinationen, also eine dichte, ur-
bane Stadt mit hoher Aufenthaltsqualität, ein 
wichtiger Treiber für die Entwicklung entspre-
chender Ideen des Städtischen. Gemeinsam ist 
den unterschiedlichen Visionen in den unter-
suchten Städten der Anspruch, möglichst vie-
le Bedürfnisse der Bewohner*innen und Be-
sucher*innen durch ansprechende öffentliche 
Räume zu befriedigen. Dies bedeutet im Um-
kehrschluss, dass für Räume, die primär der 
privaten Nutzung zugedacht sind, wie Einfa-
milienhäuser oder Fahrspuren und Parkplät-
ze für PKW, weniger Flächen zur Verfügung 
gestellt werden. Eine breit geteilte Idee des 
Städtischen, die sich eher an den Bedürfnis-
sen der Bewohner*innen und weniger ausge-
prägt an der ökonomischen Verwertbarkeit ori-
entiert, dient in den untersuchten Städten als 
Richtschnur, die sich durch das politische Han-
deln der beteiligten Akteur*innen zieht. Diese 
Richtschnur hilft bei der Bewertung und Aus-
gestaltung von konkreten Projekten. Langfris-
tigkeit ist eines der wesentlichen Merkmale ei-

ner Idee des Städtischen. Eine lang-
fristige Perspektive einzunehmen, 
klingt als Strategie zunächst banal, 
impliziert aber bei genauerem Hin-
sehen eine für suffizienzpolitische 
Maßnahmen zentrale Abkehr von 
kurzfristigen, auf schnellen Erfolg 
ausgerichteten stadtplanerischen 
Maßnahmen. Eine langfristige Per-
spektive gibt Zeit zu lernen und 
mehrfach nachzujustieren. Hinzu 

kommt, dass sich die Wirkungen von veränder-
ten Rahmenbedingungen häufig erst zeitver-
setzt zeigen. So liegen bei der aktiven Boden-
politik in Bocholt städtische Grundstücke nach 
dem Erwerb nicht selten 10 oder 15 Jahre still, 
bevor sie entwickelt werden. In der Regel ge-
nügt es nicht, Visionen in strategischen Papie-
ren festzuhalten. Denn konzeptionelle Vorstel-
lungen entwickeln vor allem dann Strahlkraft 
und Wirkung, wenn sie insbesondere von Ent-
scheidungsträger*innen im politischen Alltag 
und Verwaltungshandeln gelebt werden. Die 
Entwicklung und konsequente Umsetzung 
der Innen-vor-Außen-Strategie in Ravensburg 
war beispielsweise unter anderem begleitet 
von Exkursionen des Stadtrats. Initiiert wurden 
diese Ausflüge vom damaligen Bürgermeister, 
Hermann Vogler. Im Wald oder auf der Müll-
kippe machten sich die Ratsmitglieder ein Bild 
von der Stadt und ihrem Umland, diskutierten 
über umweltrelevante Themen und verstän-
digten sich darüber, wie ihr strategisches Vor-
gehen aussehen und welchen Zwecken es die-
nen sollte.

Aktives Selbstverständnis 

Neben einer Idee des Städtischen, einer Vor-
stellung davon also, in welche Richtung Stadt-
entwicklung betrieben werden soll, ist ein we-
sentlicher Erfolgsfaktor für Suffizienz, die Be-
reitschaft in Politik und Verwaltung, die Stadt 
aktiv selbst zu gestalten und diese Aufgabe 
nicht finanzstarken Akteur*innen oder dem 
Markt zu überlassen. Gestaltendes Handeln 
bedeutet, Politik und Verwaltung setzen kla-
re, transparente und einheitliche Rahmenbe-
dingungen, durch die Stadtentwicklung ent-
sprechend der favorisierten Ideen des Städti-
schen möglich wird. Demokratisch legitimier-
te Gremien sowie Fachverwaltungen kön-
nen (und sollen) ihr Handeln am Gemeinwohl 
statt an Partikularinteressen orientieren. Das 
heißt, sie können eine Stadtentwicklung be-
fördern, die Viele mit einbezieht und die Vie-
len zu Gute kommt. Es bedarf den Willen zur 
Gestaltung und ein aktives Selbstverständnis, 

Im Rahmen von Kon-
zeptverfahren ist nicht 
die Finanzkraft von In-
vestor*innent entschei-
dend, sondern was und 

in welcher Weise auf 
einer Fläche entspre-
chend demokratisch 

legitimierter Kriterien 
entwickelt werden soll.
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um das entsprechend voran-
zutreiben. Konzeptvergaben 
sind Beispiele aktiv gestalten-
der Politik und Verwaltungen. 
Statt Grundstücke oder Im-
mobilien nach dem Höchst-
preis zu vergeben und die Ent-
scheidung, was auf der Fläche 
geschieht, letztlich den Käu-
fer*innen zu überlassen, for-
muliert die Kommune Krite-
rien, die erfüllt sein müssen, 
um das fragliche Objekt zu erwerben. Den Zu-
schlag bekommt dann idealerweise der oder 
die Bewerber*in mit dem überzeugendsten 
Konzept. Dies schließt renditeorientierte In-
vestor*innen nicht per se aus dem Stadtent-
wicklungsprozess aus. Sie können, neben Ge-
nossenschaften, Baugruppen und städtischen 
Wohnbaugesellschaften, wichtige Akteure der 
Stadtgestaltung darstellen. Jedoch ist im Rah-
men von Konzeptverfahren nicht ihre Finanz-
kraft entscheidend, sondern was und in wel-
cher Weise auf einer Fläche entsprechend der 
in demokratischen Verfahren entstandenen 
Kriterien entwickelt werden soll. Die formalen 
und inhaltlichen Rahmenbedingungen hierfür 
setzt die Stadt als aktiv gestaltende und damit 
auch für das Prozessergebnis mitverantwortli-
che Akteurin. 

Langer Atem 

Ein aktives Selbstverständnis der Stadtver-
waltung zeigt sich in konsequentem Handeln, 
Kreativität und ausgeprägter Dialogbereit-
schaft. Konsequentes Handeln hat zwei Di-
mensionen: Ein langfristiges Durchhaltever-
mögen und eine entschlossene Umsetzung. In 
der Regel gehen suffizienzpolitische Maßnah-
men mit Widerständen einher. Konsequentes 
Handeln bedeutet im Falle solcher Widerstän-
de das stetige Verfolgen von Zielen, mit ande-
ren Worten, den Widerständen weder nachzu-
geben, noch blindlings eigene Vorstellungen 
durchzusetzen. Durchhalten heißt, einen lan-
gen Atem zu haben – und ist nicht mit viel Sitz-
fleisch zu verwechseln. Denn Stadtentwick-
lungsprozesse sind Prozesse, die weit in die 
Zukunft reichen, sowohl was die Planung und 
den Bau materieller Infrastrukturen anbelangt 
als auch deren Nutzungszeiträume betreffend. 
Bis ein neues Quartier entstanden oder eine 
bestehende Mobilitätsinfrastruktur umgebaut 
ist, vergehen mitunter Jahre. Das neue Quar-
tier und die veränderte Mobilitätsinfrastruktur 
wiederum werden die Stadt und die Art und 

Weise wie in ihr das Alltagsle-
ben stattfindet auf Jahrzehnte 
hinaus prägen. Angesichts die-
ser Zeitlichkeit ist Durchhalte-
vermögen vor allem deshalb 
notwendig, um Effekte, die in 
größer zeitlicher Entfernung 
liegen, erzielen zu können und 
nicht durch kurzfristige Inter-
essen aushebeln zu lassen. Es 
braucht nicht nur Zeit, um et-
was Neues zu bauen, sondern 

auch, um neue Praktiken zu etablieren, neue 
Rahmenbedingungen zur Routine werden zu 
lassen und um Visionen des Städtischen zum 
Leitbild für künftiges Handeln werden zu las-
sen. In den Städten, in denen wir bodenpoli-
tische Maßnahmen untersucht haben, hat de-
ren Entwicklung, stetige Überarbeitung und 
letztliche Etablierung Jahre gedauert. In län-
geren Prozessen sind durch die konsequen-
te Verfolgung bodenpolitischer Ziele Verfah-
ren entstanden, die gewährleisten, dass Bau-
land allein von der Stadt veräußert oder in Erb-
pacht vergeben wird oder Konzeptvergaben 
ausschließlich unter klaren Auflagen erfolgen, 
die in städtebaulichen Verträgen festgehalten 
werden. Konsequenz ist hier ein weiteres wich-
tiges Stichwort. Neue Verfahren und Rahmen-
bedingungen sind oft dann langfristig tragfä-
hig, erfahren breite Akzeptanz und erlangen 
Wirksamkeit, wenn sich kommunale Verwal-
tungen und kommunale Politik ausnahmslos 
und verlässlich an die eigenen Vorgaben hal-
ten. Es gilt also, davon abzusehen, kurzfristig 
dringlich erscheinende Ausnahmeregelungen 
zu treffen, damit kommunales Handeln verläss-
lich ist und Planungssicherheit ermöglicht. 

Es mag an dieser Stelle paradox klingen, 
doch nicht zuletzt der Wunsch eine verlässli-
che Kommune zu sein, erschwert oftmals die 
Einführung und Etablierung neuer, stärker an 
Nachhaltigkeit ausgerichteten Rahmenbedin-
gungen. Weil nicht-nachhaltige Praktiken nicht 
nur tief im Alltag der Einwohner*innen veran-
kert sind, sondern auch über Jahrzehnte insti-
tutionell und durch Verwaltungshandeln ge-
stützt und gefördert wurden, mithin als nor-
mal und gegeben wahrgenommen werden, 
erweist es sich auch für öffentliche Verwaltun-
gen als schwierig, eingeübte Gewohnheiten zu 
verändern. Dort, wo man seit jeher kostenlos 
das eigene Auto auf öffentlichem Grund par-
ken konnte, wird die Einführung einer Park-
raumbewirtschaftung und erst recht die Re-
duktion von Parkraum zu Kritik und Widerstän-
den führen. Umso bedeutsamer ist, auch im 
Sinne eines konstruktiven Umgangs mit Kritik 

Es braucht nicht nur 
Zeit, um etwas Neues zu 

bauen, sondern auch, 
um neue Praktiken zu 

etablieren, neue Rahmen-
bedingungen zur Routine 
werden zu lassen und um 
Visionen des Städtischen 
zum Leitbild für künfti-

ges Handeln werden 
zu lassen.
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und Konflikten, ein transparentes und auf Ko-
operation setzendes Vorgehen. Sollen in einer 
Stadt gewissermaßen neue Spielregeln gesetzt 
werden, innerhalb derer sich Einwohner*in-
nen, Investor*innen aber auch die Mitarbei-
ter*innen in der Verwaltung bewegen können, 
dann erfordert dies, so formulieren es diver-
se Akteur*innen in unserer Untersuchung, ein 
mutiges Vorgehen und den politischen Willen 
Entscheidungen durchzusetzen. Mut meint in 
diesem Kontext, das Wagnis einzugehen, Rou-
tinen zu verlassen, Neuland zu betreten und 
Konflikte in Kauf zu nehmen. Das umfasst das 
Ausnutzen rechtlicher Spielräume, die Ermög-
lichung alternativer Nutzungen öffentlicher 
Räume oder die Einführung neuer Verfahren 
in der Verwaltung. Als mutig bezeichnen die 
Interviewten, Handeln unter Unsicherheit und 
mit ungewissem Ausgang. Ungewiss insofern, 
als bestimmte Wirkungen zwar erwartet wer-
den können, die jeweiligen Maßnahmen je-
doch noch nicht auf eigenen Erfahrungen vor 
Ort beruhten. Handeln unter Unsicherheit be-
deutet auch, nicht abschließend abschätzen 
zu können, wie sich die jeweilige Maßnahme 
im speziellen lokalen Gefüge auswirken wird, 
noch, welche Langzeitfolgen sie haben könnte. 
Jüngstes Beispiel für ein solches Handeln un-
ter Unsicherheit sind die sogenannten Pop-up 

Bike Lanes. Temporäre Fahrradwege, die wäh-
rend der Corona-Pandemie in diversen Städten 
eingeführt wurden, um eine Alternative zum 
Auto und zum ÖPNV anzubieten. Als die ers-
ten gelben Markierungen auf den Straßen auf-
gebracht wurden, wusste man nicht, wie sich 
das Pandemiegeschehen entwickeln würde, 
unklar war auch, ob die neue Infrastruktur von 
der Bevölkerung angenommen werden würde 
oder es war nicht vollständig absehbar, ob ihre 
Einführung allen drohenden Klagen von Geg-
ner*innen Stand halten würde. Es gab also ei-
ne ganze Reihe von Unwägbarkeiten. Unter 
diesen oder vergleichbaren Bedingungen tä-
tig zu werden, bezeichnen nicht wenige Inter-
viewten als mutig.

Die Städte in unserer Untersuchung brin-
gen ihre suffizienzpolitischen Maßnahmen vo-
ran, indem sie den Dialog mit vielen Stakehol-
dern suchen und auf breite Beteiligungsmög-
lichkeiten setzen. Städtische Verwaltungen 
agieren dabei als Mediatorinnen unterschied-
licher Interessen, die bei ihr zusammenlaufen. 
Ein solches Vorgehen ermöglicht es, die Fäden 
in der Hand zu halten, unterschiedliche Partei-
en miteinander ins Gespräch zu bringen und 
grundsätzlich eine Plattform zu bieten für die 
Wahrnehmung unterschiedlicher Anliegen, 
Bedürfnisse und Interessen am öffentlichen 
Raum. Auch in kooperativen, auf Beteiligung 
und Dialog setzenden Verfahren, bleibt die 
letzte Entscheidung und damit die Verantwor-
tung bei den kommunalpolitischen Gremien. 
Jedoch ist es, gerade wenn es um die Verände-
rung von tief verankerten mentalen Infrastruk-
turen geht, das heißt von etablierten Denk-
mustern und kulturellen Praktiken, hilfreich, 
unterschiedliche Perspektiven zu integrieren. 

Pop-up-Radweg 

statt Parkplatz für den 

privaten PKW in Berlin: 

Suffizienzmaßnahmen 

erfolgreich umzusetzen 

bedeutet auch Konflikte 

aushalten zu können, 

die mit einer Einschrän-

kung gewohnter, nicht-

nachhaltiger Praktiken 

einhergehen. 

Mut meint, das Wagnis 
einzugehen, Routinen 

zu verlassen, Neuland zu 
betreten und Konflikte 

in Kauf zu nehmen.

Flächen sparen durch Suffizienz. Verwaltungsstrategien
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Wo unterschiedliche Pers-
pektiven integriert werden sol-
len, muss viel kommuniziert 
werden. Dabei richtet sich die 
Kommunikation nach außen, 
zur Stadtgesellschaft hin und 
nach innen, in die Verwaltung 
hinein. Nicht nur die Einwoh-
ner*innen einer Stadt müs-
sen für Transformationen ihrer 
Stadt in Richtung Nachhaltigkeit und Suffizi-
enz gewonnen werden, auch in Verwaltungen 
stoßen neue Ideen des Städtischen bisweilen 
auf Skepsis oder Unverständnis. Weil für kom-
plexe Entscheidungen die Expertise aus unter-
schiedlichen Ressorts benötigt wird und weil 
es für Neues in der Regel keine eingeübten 
Verfahren oder erprobte Prozessabläufe gibt, 
können neue Personalkonstellationen und Ar-
beitsvorgänge ausprobiert werden, um res-
sortübergreifend Lösungen für Fragen zu erar-
beiten, die sich bislang so nicht gestellt haben. 

Um neue Rahmenbedingungen zu etablie-
ren, braucht es bisweilen die konsequente Nut-
zung der rechtlichen Spielräume, die oftmals 
größer sind, als eingeübte Alltagspraktiken 
vermuten lassen. Um Rahmenbedingungen zu 
schaffen, die Kommunen die Umsetzung ihrer 
Suffizienzmaßnahmen ermöglichen, legen sie 
die rechtlichen Bestimmungen weit aus, nut-
zen sie kreativ oder anders als bisher ange-
wandt. Dies verweist einerseits darauf, dass 
Suffizienzpolitiken nicht immer die nahelie-
gende Option darstellen und durch den über-
geordneten Rechtsrahmen nicht gerade beför-
dert werden. Andererseits wird auch deutlich, 
dass kommunale Suffizienzpolitik schon heute 
umgesetzt werden kann, es dazu jedoch einer 
gewissen Beharrlichkeit und eines starken Wil-
lens, einer großen Dialogbereitschaft und einer 
gewissen Kreativität bedarf.

Wer das Land hat, 
hat die Macht

Die Verfügbarkeit von materiellen Ressour-
cen ist ein weiterer bedeutender Erfolgsfaktor 
für Suffizienzpolitik. Hier geht es im Wesentli-
chen um die Ressourcen Fläche, Finanzen und 
Personal. Finanziellen und personellen Eng-
pässen kann kurzfristig durch Förderprogram-
me begegnet werden, weshalb diese auch bei 
den von uns untersuchten Städte eine zentra-
le Rolle einnehmen. Langfristig bedarf es aber 
einer besseren finanziellen Grundausstattung 
der Kommunen, damit diese Hemmnisse ge-

mildert werden können. Neue 
Flächen lassen sich hingegen 
vor allem durch aktive Boden-
politik gewinnen. Anders als 
beim Personal oder auch bei 
den finanziellen Mittel wird 
beim Boden offensichtlich, 
dass dieser begrenzt und un-
vermehrbar ist, er kann nur an-
ders verteilt werden. 

Verfügen Kommunen über eigenen Boden, 
ist es deutlich leichter, gemeinwohlorientier-
te Kriterien in eine städtebauliche Entwick-
lung mit einzubeziehen und so eine nachhal-
tige Stadtentwicklung zu fördern. Ohne die 
Verfügungsmacht über den Boden können 
Kommunen nur über die Bauleitplanung und 
städtebauliche Verträge auf eine Gemeinwohl-
orientierung der Bodennutzung einwirken, da-
bei ist sie aber auf die Bereitschaft der Eigen-
tümer*innen, die Flächen zu entwickeln, an-
gewiesen. Besteht auf den privaten Flächen 
bereits ein Baurecht, steht der Stadt nicht ein-
mal dieses Instrumentarium zur Verfügung. Sie 
kann dann nur versuchen, Konflikte auszuba-
lancieren und Lösungen auszuhandeln, die Vie-
len gerecht werden, allerdings fehlt ihr ein ent-
scheidender Teil für die Durch- und Umsetzung 
der Lösungen. Solange sich der Grund und Bo-
den, der für die städtebauliche Entwicklung 
der Gemeinde wesentlich ist, in privaten Hän-
den befindet, wird es für die Stadt schwierig ei-
ne gemeinwohlorientierte Entwicklung zu för-
dern, da die Interessen der Eigentümer*innen 
im Vergleich zu denen der Allgemeinheit über-
proportionalen Einfluss haben. Durch eine akti-
ve Bodenpolitik kann die Kommune gezielt so-
zial-ökologischen Problemlagen entgegenwir-
ken und langfristig auch finanziel-
le Vorteile erwirtschaften. Einige 
Kommunen verfolgen schon lan-
ge eine aktive Bodenpolitik, kau-
fen Boden strategisch an und ver-
geben kommunale Flächen nur in 
Erbbauchrechten. Wichtig ist auch 
bei der Bodenpolitik, dass der An-
kauf nicht (allein) projektbezogen 
erfolgt und der Verkauf von Flä-
chen nicht dem Stopfen von Haus-
haltslöchern dient. Stattdessen 
geht es bei einer aktiven Bodenpolitik darum, 
mittel- und langfristig Gestaltungsmacht für 
die Kommune zurückzugewinnen. Ein Grund-
satzbeschluss, dass es Baurechte für private 
Grundstücke nur unter strengen Auflagen in 
städtebaulichen Verträgen gibt, sorgt für Pla-
nungssicherheit und steigert die Souveränität 
von Kommunen. 

Solange sich der Grund 
und Boden, der für die 
städtebauliche Entwick-
lung der Gemeinde we-
sentlich ist, in privaten 
Händen befindet, wird 
es für die Stadt schwierig 
eine gemeinwohlorien-
tierte Entwicklung 
zu fördern.

Um neue Rahmenbedin-
gungen zu etablieren, 

braucht es bisweilen die 
konsequente Nutzung 
der rechtlichen Spiel-

räume, die oftmals 
größer sind, als einge-
übte Alltagspraktiken 

vermuten lassen.
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Politik und Verwaltung 
gestalten gemeinsam

Insbesondere bei der Umsetzung von poten-
tiell konfliktreichen Maßnahmen – wie solchen 
der Suffizienz – ist eine enge Kooperation zwi-
schen Verwaltung und Politik von Vorteil. Die 
Politik verfügt dadurch, dass der Stadtrat das 
höchste Gremium einer Kommune ist, über die 
größte institutionelle Gestaltungsmacht, wo-
bei die fachliche Expertise in der Verwaltung 
angesiedelt ist. Auf Verwaltungsseite werden 
Entscheidungen vorbereitet und aus profes-
sioneller Perspektive Gestaltungsoptionen der 
Stadtentwicklung diskutiert. Daraus resultiert 
ebenfalls eine Gestaltungsmacht, die jedoch 
nur dann fruchtbar gemacht werden kann, 
wenn es eine enge Zusammenarbeit mit der 
Politik gibt, in der die Vorstellungen der Ver-
waltung und der Politik diskutiert und Lösun-
gen miteinander ausgehandelt 
werden. Die Entscheidungsfä-
higkeit des Stadtrates und die 
Umsetzungswahrscheinlich-
keit von städtebaulichen Maß-
nahmen können auf diese Wei-
se erhöht werden. In einigen 
der untersuchten Städte wur-

den politische Arbeitskreise eingerichtet, in 
denen Vertreter*innen aus Politik, Verwaltung 
und teilweise auch Zivilgesellschaft vertreten 
waren, um Entscheidungen vorzubereiten. Ei-
ne regelmäßige und gelingende Kommunikati-
on auch außerhalb der Entscheidungsgremien 
ist für die Umsetzung von Suffizienzpolitik un-
umgänglich.

Von Vielen 
angeeignete Stadt

Neben den politischen Gremien sind die 
Nutzer*innen und Adressat*innen der Suffizi-
enzmaßnahmen – zumeist die Einwohner*in-
nen – die Personengruppe, welche frühzeitig 
und kontinuierlich in den Planungsprozess ein-
gebunden werden sollte. Stadtentwicklung ist 
ein oftmals konfliktreicher Prozess, insbeson-
dere wenn sie suffizienzorientiert erfolgt. Mit 

Kritik konstruktiv umzugehen, 
ist das Hauptziel gelingender 
Partizipation. Dabei gilt es al-
le unterschiedlichen Interes-
sensgruppen von Beginn an 
in den Gestaltungsprozess zu 
involvieren, um gemeinsam 
ein Verständnis für die unter-

Flächen sparen durch Suffizienz. Verwaltungsstrategien

Wenn Nutzer*innen zur 

Gestaltung suffizienzori-

entierter Quartiere ein-

geladen werden, entste-

hen mehrheitsfähige Lö-

sungen. An den Entwür-

fen des Grasbrookparks 

in der Hamburger Hafen-

city waren beispielsweise 

Kinder aus einer Schule 

und einer KITA sowie in-

teressierte Anwohner*in-

nen beteiligt. Grundsätz-

lich braucht es Verfah-

ren, die Anwohner*in-

nen und Nutzer*innen 

frühzeitig und anhaltend 

in Entwicklungsprozesse 

einbeziehen und projekt-

unabhängig ein gutes 

Vertrauensverhältnis 

zwischen Einwohner*in-

nen, Verwaltung und 

Politik etablieren.

Eine regelmäßige und 
gelingende Kommunika-
tion auch außerhalb der 
Entscheidungsgremien 
ist für die Umsetzung 

von Suffizienzpolitik un-
umgänglich.
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schiedlichen Positionen und mehrheitsfähige 
Lösungen zu entwickeln. Denn ohne oder mit 
nur unzureichender Beteiligung können Kon-
fliktpunkte zu unüberwindbaren Hemmnissen 
werden. Darüber hinaus kann durch die Zu-
sammenarbeit mit den späteren Nutzer*innen 
lokales und Praxiswissen in die Entwicklung 
der Maßnahmen einbezogen werden. Grund-
legend ist eine hohe Transparenz, sodass Ent-
wicklungs- und Entscheidungsprozesse von 
Beginn an leicht und niederschwellig nachvoll-
zogen werden können. Bei Veränderungspro-
zessen sind häufig Liebhaber*innen und An-
hänger*innen des alten Zustandes, die Angst 
vor einem drohenden Verlust haben, beson-
ders präsent. Um nicht nur auf das zu fokus-
sieren, was wegfällt, ist es wichtig, Bilder und 
reale Vorstellungsmöglichkeiten des Neuen, 
des zu Gewinnenden aufzuzeigen. Dafür ma-
chen einige Städte geplante oder mögliche 
Veränderungen erfahrbar, indem sie im Vorhi-
nein getestet werden. Darüber hinaus werden 
weitere Möglichkeiten der Mitgestaltung ge-
nutzt, indem Ideen der Einwohner*innen ein-
bezogen und Freiräume für die Gestaltung der 
Stadt durch die Einwohner*innen selbst gege-
ben werden. Eine enge Zusammenarbeit mit 
den Einwohner*innen kann nicht nur zu lokal 
angepassten Lösungen und einer breiteren Ak-
zeptanz der Veränderungen führen, sondern 
auch ein intensiveres politisches Engagement 
der Einwohner*innen vorantreiben. 

Regionale 
Zusammenarbeit

Als drittes stellen Umlandgemeinden wichti-
ge Akteur*innen in Stadtentwicklungsprozes-
sen dar. Insbesondere zentrale Städte und ihr 
Einzugsbereich sind nicht nur wirtschaftlich, 
sondern auch in Bezug auf Wohnen, Versor-
gung, Schulen, kulturelle und Freizeiteinrich-
tungen in vielfacher Weise miteinander ver-
flochten. Eine suffizienzorientierte Stadtent-
wicklungspolitik geht mit Reduktionen einher. 
Soll verdichteter gewohnt werden, bedeutet 
dies im Umkehrschluss, dass weniger Einfami-
lienhausgebiete ausgewiesen werden. Wenn 
dezentrale, kleinteilige Einkaufsmöglichkeiten 
und damit eine Stadt der kurzen Wege geför-
dert werden sollen, können nicht gleichzeitig 
Einkaufszentren auf der grünen Wiese errich-
tet werden. Eine Kommune kann solche poli-
tischen Entscheidungen treffen, ist aber ver-
gleichsweise machtlos, wenn Nachbarkom-
munen einen gegenteiligen Weg einschlagen 
oder gar versuchen davon zu profitieren. Auch 

potentielle Investor*innen können 
ein distanziertes oder zerstrittenes 
Verhältnis zwischen Kommunen 
ausnutzen und verschiedene Städ-
te bei Investitionsentscheidungen 
gegeneinander ausspielen. Hier 
gilt es die gegenseitige Abhän-
gigkeit anzuerkennen und in ei-
nem intensiven, projektunabhängigen Dialog 
gemeinsame Strategien in Bezug auf Flächen-
nutzungen und Mobilität zu entwickeln. Nur 
auf der Basis eines fairen Ausgleichs in Bezug 
auf Bauland-, Ausgleichs- und Rückbauflächen 
können unangemessener Wettbewerb über-
wunden, Mehrfachstrukturen vermieden, die 
geeignetsten Flächen entwickelt, vorhandene 
Infrastrukturen optimal ausgelastet und unnö-
tige Verkehre vermieden werden. 

Strategien sind keine 
Einzelmaßnahmen

Viele der oben skizzierten Strategien werden 
mancherorts auch als kurzfristige Einzelmaß-
nahmen umgesetzt. So werden für einzelne 
Bauvorhaben gezielt Flächen angekauft, Ein-
wohner*innen werden in einzelnen projektbe-
zogenen Workshops informiert oder beteiligt, 
mit den Umlandgemeinden werden bei einer 
Anfrage großer Gewerbebetriebe Verhandlun-
gen gestartet, die Verwaltung versucht, bei der 
Politik für einzelne Vorhaben zu werben, oder 
die Politik beschließt abstrakte Ziele und Kon-
zepte mit suffizienten Ansätzen, hat aber nicht 
den Mut sie umzusetzen. Allerdings ist der An-
kauf eines einzelnen Grundstücks noch lange 
keine Bodenpolitik. Die Gestaltungsspielräu-
me von Kommunen verändern sich erst durch 
die langanhaltende und konsequente Verfol-
gung der Strategien. Insbesondere bei kon-
troversen Themen wie der Suffi-
zienzpolitik sind die Erfolgschan-
cen deutlich höher, wenn die oben 
skizzierten Strategien unabhängig 
von einem konkreten Projekt ge-
lebt werden. Wenn ein dauerhaft 
guter Draht zwischen Politik, Ver-
waltung, Zivilgesellschaft und Um-
landgemeinden besteht, lassen 
sich dadurch auch kontroversere 
Projekte umsetzen. Auch eine akti-
ve Bodenpolitik erleichtert die Umsetzung erst, 
wenn sie systematisch und langfristig umge-
setzt wird und nicht als kurzfristige Haushalts-
politik verstanden wird. Ein aktives Selbstver-
ständnis der Stadtverwaltung zeigt sich in dem 
Bestreben durchzuhalten und durchgehend zu 

Um nicht nur auf das 
zu fokussieren, was 
wegfällt, ist es wichtig, 
Bilder und reale Vorstel-
lungsmöglichkeiten des 
Neuen, des zu Gewin-
nenden aufzuzeigen.

So verstanden ist Suffi-
zienzpolitik nicht (nur) 
die Verkehrsberuhigung 
einer Straße oder der 
Bau eines neuen Rad-
weges, sondern stellt die 
grundsätzliche Frage 
wer, für wen und mit 
wem die Stadt baut. 
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gestalten anstelle von aussitzen. Die Idee des 
Städtischen ist eine langfristige und belastba-
re Idee, die eine klare Vision skizziert, welche 
sich in verschiedenen Projekten wiederfindet 
und eine breite Unterstützung genießt. So ver-
standen ist Suffizienzpolitik nicht (nur) die Ver-
kehrsberuhigung einer Straße oder der Bau ei-
nes neuen Radweges, sondern stellt die grund-
sätzliche Frage wer, für wen und mit wem die 
Stadt baut. 

Zielorientierte, 
fehlerfreundliche 
und anpassungsfähige 
Verfahren

Bei der Betrachtung der konkreten Umset-
zung einzelner Suffizienzmaßnahmen lassen 
sich Verfahren beobachten, die sich als zielori-
entiert, fehlerfreundlich und anpassungsfähig 
beschreiben lassen. Übergeordnete Konzepte 
dienen der Integration unterschiedlicher Be-
lange, dem ressortübergreifenden Arbeiten 
und geben Antworten auf die übergeordneten 
Fragen: Wo will die Stadt in den nächsten Jah-
ren in der Wohnungs-, Verkehrs oder Boden-
politik hin? Konsequent angewendet können 
rahmende Konzepte dabei helfen eine klare 

Zielorientierung einzuhalten. Darüber hinaus 
schaffen sie Transparenz, indem sie Entwick-
lungsideen öffentlich machen und sie können 
dabei helfen, sich auf Förderprogramme zu be-
werben.

In den untersuchten Städten lässt sich beob-
achten, dass insbesondere in den Städten mit 
Vorreiterinnenrolle, trotz gewisser konzeptu-
eller Vorarbeiten, keine Masterpläne existier-
ten, die eins zu eins umgesetzt werden. Die 
Entwicklung und Etablierung der Maßnah-
men, Verfahren und Rahmenbedingungen ent-
sprang vielmehr einer Art Trial-and-Error-Ver-
fahren. Gemeint ist damit ein Verfahren, das 
noch nicht strukturiert ist und sich vor allem 
durch Ausprobieren, eine gewisse Hemds-
ärmligkeit und eine stetige Kommunikation 
mit den beteiligten Akteur*innen auszeich-
net, bis ein gewisser Grad an Professionalisie-
rung erreicht ist. Ein solches Vorgehen verdeut-
licht, dass das Neue, also suffiziente Praktiken, 
nicht (immer) im Alten entsteht und weiterent-
wickelt wird. So wurde in Templin der ticketlo-
se ÖPNV eingeführt und im Laufe der Zeit im-
mer weiter nachgebessert, indem die Infra-
struktur ausgebaut, ein niedriger Ticketpreis 
wieder eingeführt und zunehmend Beschrän-
kungen für den Autoverkehr in der Innenstadt 
durchgesetzt wurden. Dies alles folgte nicht ei-
nem vorher geplanten Verfahren, sondern ist 

Flächen sparen durch Suffizienz. Verwaltungsstrategien

In Heidelberg wird auf 

dem Gelände eines alten 

Rangierbahnhofs das 

neue urbane Quartier 

„Bahnstadt“ verwirk-

licht. Bei diesem großen 

Stadtentwicklungspro-

jekt zeigt sich die nach-

haltige, suffiziente Aus-

richtung beispielsweise 

in der Nahmobilitätsver-

bindung für Rad- und 

Fußverkehr in Richtung 

Stadtmitte sowie den 

unmittelbaren Zugang 

zu Wasser- und Grün-

flächen. ©
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V. Was zeichnet suffizienzorientiertes Verwaltungshandeln aus? 

das Resultat von ausprobie-
ren, Fehler erkennen, nachjus-
tieren, ausprobieren. Damit ist 
ein solches Vorgehen von ei-
ner hohen Fehlerfreundlich-
keit bei allen Beteiligten ge-
prägt. Umgekehrt bedeutet 
es nicht, dass einfach wahl-
los ausprobiert wird, da die 
oben erwähnte Idee des Städ-
tischen und die rahmenden 
Konzepte Leitlinien der Ent-
wicklung vorgeben. Die kom-
plementäre Anwendung von 
konzeptorientiertem Arbeiten 
und noch nicht strukturierten 
Trial-and-Error-Verfahren kann, 
so zeigen die Beispiele aus ver-
schiedenen Städten, maßgeb-
lich zum Gelingen suffizienz-
orientierter Projekte beitragen.

Für die Entwicklung und ständige Anpas-
sung neuer Verfahren der Suffizienzpolitik nut-
zen die städtischen Akteur*innen verschiede-
ne Wissensressourcen: Sie integrieren exter-
nes Expert*innenwissen aus Wissenschaft, an-
deren Verwaltungen und Wirtschaft genauso 
in die Entwicklung ihrer Verfahren wie das lo-
kale Wissen und die lokalspezifischen infor-
mellen Netzwerke. Vor allem in Konfliktsitua-
tionen und bei offenen Sachfragen wird auf 

Wissensbestände von außer-
halb (aber auch auf interne 
Studien) zurückgegriffen. Ins-
besondere mit externen Stu-
dien und Beratungen wird 
versucht, den Gegner*innen 
und Skeptiker*innen die Argu-
mente zu nehmen und durch 
eine*n „unbeteiligte*n“ drit-
te*n Akteur*in eine emotio-
nale Debatte zu beruhigen. In 
Siegen wurde beispielsweise 
sehr emotional um die Weg-
nahme eines zentralen Park-
platzes gestritten. Externe Gut-
achter*innen konnten in die-
ser Situation nachweisen, dass 
die wegfallenden 150 Parkplät-
ze nicht benötigt würden, und 
sollten die Debatte damit ver-

sachlichen. Lokales Wissen beschreibt demge-
genüber die Kenntnis von lokalen Gepflogen-
heiten, Beziehungen, Historien, Eigentumsver-
hältnissen, Zukunftswünschen und derglei-
chen mehr. Sich lokales Wissen anzueignen, 
dieses zu pflegen und als prozessrelevantes 
Wissen für die Entwicklung neuer Rahmenbe-
dingungen anzuerkennen, wird als wichtiger 
strategischer Baustein beschrieben und setzt 
wiederum eine gelingende und regelmäßi-
ge Kommunikation mit allen beteiligten Ak-
teur*innen voraus.

©
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Suffizienzpolitik bedeutet 

auch Konflikte auszu-

handeln. Auf kommuna-

ler Ebene können emo-

tionale Debatten durch 

externe Wissensbestände 

oder Gutachter*innen 

besänftigt werden.

Für das Gelingen suffizi-
enzorientierter Projekte 
braucht es neben einer 
klaren Idee des Städti-
schen und rahmenden 
Konzepten eine große 

Portion Fehler-
freundlichkeit. 

Die Entwicklung 
suffizienzorientierter 
Projekte muss als an-

haltender Lernprozess 
begriffen werden, in 

dem sich die Beteiligten 
durch Ausprobieren und 

Nachjustieren konti-
nuierlich auf das Ziel 

zubewegen.
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Die Rahmenbedingungen, in denen sich 
Kommunen bei ihren politischen Entscheidun-
gen bewegen, begünstigen eine expansive 
Siedlungsentwicklung. Sie sind geprägt von po-
litischen und ökonomischen Wachstumszwän-
gen und rechtlichen Vorgaben. Um hier grund-
legend Abhilfe zu schaffen, wäre ein Wandel 
der Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung, die 
den Rahmen auch für das Handeln der Kom-
munen bildet, in Richtung einer Wachstumsun-
abhängigkeit notwendig.

Steuerliche Rahmenbedingungen und För-
dermaßnahmen, Gemeindefinanzierung, Städ-
tebau- und Verkehrsrecht: All dies müsste in 
wesentlichen Bereichen umgestaltet werden, 
um eine suffizienzorientierte Siedlungspoli-

tik der Kommunen zur Normalität werden zu 
lassen. Warten müssen Kommunen darauf al-
lerdings nicht. Kommunale Politik kann auch 
jetzt schon von dem üblichen Wachstumskurs 
in Richtung Suffizienz umsteuern. Sie kann be-
reits unter den gegebenen Umständen in vie-
lerlei Hinsicht Rahmenbedingungen schaf-
fen, die eine ressourcenarme Lebensweise der 
Menschen fördern und ressourcenintensive 
Verhaltensweisen erschweren. Für viele lokale 
Maßnahmen bedarf es weder einer Änderung 
wesentlicher Rechtsgrundlagen noch neu-
er Instrumente, sondern einer Änderung des 
Blickwinkels im politischen Handeln und der 
konsequenten Nutzung bereits vorhandener 
Instrumente und Spielräume.

Eine gemischte Nut-

zung erhöht nicht nur 

die Lebensqualität ei-

nes Quartiers, sondern 

kann auch zur Ressour-

censchonung beitra-

gen: Hochbeet-Projekt 

auf dem Hanseaten-

hof in Bremen.
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Was sofort getan 
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VI. Zum Schluss: Was sofort getan werden kann

Kommunales Handeln bewegt sich in einem poli-
tischen, finanziellen und rechtlichen Rahmen. Zur 
Abmilderung der Wachstumszwänge, die aus diesem 
Rahmen folgen, gibt es eine Reihe von Vorschlägen 
für Reformen in der Gesetzgebung auf Bundes- und 
Länderebene. Um ressourcenschonende Lebensstile 
zu fördern, werden neben Forderungen zur Abschaf-
fung von Fehlanreizen wie der Eigenheimförderung, 
der Pendlerpauschale und dem Dienstwagenprivi-
leg insbesondere Möglichkeiten einer Reform der 
Grunderwerbssteuer diskutiert, die den Verbrauch 
unbebauter Flächen im Außenbereich verteuern und 
die Entwicklung von Potentialflächen im Innenbe-
reich erleichtern. Der Bundesgesetzgeber könnte hier 
den Ländern die Möglichkeit einräumen, die Steuer-
sätze räumlich nach Innen- und Außenbereich sowie 
nach Bestandsgebäuden und unbebauten Grund-
stücken zu differenzieren und Zwischenerwerbe der 
Kommunen zum Zwecke einer aktiven Innenent-
wicklung von der Steuerpflicht auszunehmen. Dies 
könnte zusätzlich mit der Einführung einer Neu-
erschließungsabgabe für Bauherr*innen, die auf der 
grünen Wiese bauen, verknüpft werden.1

Für die Gemeindefinanzierung werden Reforman-
sätze diskutiert, die den Wettbewerb der Kommunen 
um Einwohner*innen und Gewerbe durch einen 
Wettbewerb um eine Nachhaltigkeit in der Sied-
lungsentwicklung ersetzen. Statt der Ausweisung von 
Bauland auf der grünen Wiese werden eine kompakte 
Innenentwicklung, der Rückbau von Siedlungs-
flächen und das Vorhalten von Freiflächen belohnt. 
So gibt es in Bezug auf den kommunalen Finanzaus-
gleich den Ansatz, die allgemeinen Zuweisungen des 
Landes an die Kommunen (Schlüsselzuweisungen) 
auch an flächensparende Indikatoren zu knüpfen 
oder zusätzliche Zweckzuweisungen für die Schaf-
fung, Aufwertung und Vorhaltung von Freiräumen, 
den Rückbau von Siedlungsstrukturen und die 
Revitalisierung von Brachflächen vorzusehen. Eine 
solche Zuweisung hat etwa der Fachgutachter für 
die Neugestaltung des Finanzausgleichsgesetzes in 
Schleswig-Holstein empfohlen und einen konkreten 
Vorschlag hierfür vorgelegt. Das Land ist diesem Vor-
schlag allerdings nicht gefolgt. Ferner können 
die Länder bei den Schlüsselzuweisungen generell 

auf Maßstäbe verzichten, bei denen Kommunen Geld 
pro Straßenkilometer erhalten. Besondere Lasten für 
Kommunen mit großer Flächenausdehnung können 
stattdessen über den Einwohner*innenmaßstab mit 
berücksichtigt werden. Finanziert werden könnte 
dieser Umbau des kommunalen Finanzausgleichs 
durch die Einführung einer Bauland-Ausweisungs-
Umlage. Dabei werden die Kommunen bei der Aus-
weisung von zusätzlichem Bauland für die Siedlungs-
entwicklung mit besonderen Kosten belegt, die im 
Rahmen der Zuweisungen aus dem kommunalen 
Finanzausgleich verrechnet werden.2 

In Bezug auf die Gewerbesteuer könnte der Bundes-
gesetzgeber den Kommunen die Möglichkeit einer 
räumlichen Differenzierung der gemeindlichen 
Hebesätze, mit denen sie die Höhe der Steuer fest-
legen, einräumen (zoniertes Satzungsrecht). Auf 
diese Weise könnten Gemeinden Anreize für eine 
kompakte Gewerbeentwicklung im Innenbereich 
schaffen. Die Möglichkeit eines differenzierten, das 
heißt erhöhten Hebesatzes für baureife, aber unge-
nutzte Grundstücke im Innenbereich bestünde auch 
für die Grundsteuer. Am effektivsten wäre hier aber 
die Ausgestaltung dieser Steuer als Bodenwert- oder 
Flächensteuer. Dies bedeutet, dass eine Besteuerung 
nicht wie bisher auf der Grundlage des Verkehrswer-
tes des Grundstücks und seiner Bebauung erfolgt, 
sondern ausschließlich auf der Grundlage des Boden-
wertes beziehungsweise des Verbrauchs von Fläche. 
Dadurch entstünde ein Anreiz für eine effektive 
Nutzung von Grund und Boden.3 

Im Rahmen des Bauplanungsrechts gibt es weitge-
hende Überlegungen, den Flächenverbrauch durch 
die Ausgabe von Flächenzertifikaten zu steuern. 
Dabei wird die Gesamtmenge des zulässigen Flächen-
verbrauchs verbindlich festgelegt und in handelbare 
Zertifikate aufgeteilt, die dann nach einem bestimm-
ten Verteilermaßstab den Kommunen zugewiesen 
werden. Alternative Überlegungen sehen vor, in 
der Raumordnungsgesetzgebung Vorgaben für den 
Flächenverbrauch zu treffen und den Gemeinden 
verbindlich Kontingente für die Ausweisung von 
Wohn- und Gewerbeland zuzuweisen.4

KOMMUNALE SIEDLUNGSENTWICKLUNG BRAUCHT NEUE RAHMENBEDINGUNGEN: 
REFORMANSÄTZE FÜR DIE GESETZGEBUNG VON BUND UND LÄNDERN
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Die Nullvariante als Alternative

Politische Entscheidungen für städtebauli-
che Maßnahmen unterliegen im Wesentlichen 
der Planungshoheit der Gemeinden. Kommu-
nen können die Bereitstellung von Flächen 
für die Wohn- und Gewerbeentwicklung, für 
Einzelhandel und Freizeiteinrichtungen und 
die grundsätzliche Ausrichtung ihrer Mobi-
lität selbst steuern. Verfolgt eine Kommune 
das politische Ziel, den Ressourcenverbrauch 
zu senken, so erfordert dies einen politischen 
Prozess, in dem siedlungspolitische Entschei-
dungen nicht auf der Grundlage einer aktuell 
dringlichen, spezifischen Motivation heraus 
getroffen werden, sondern auf der Basis ei-
ner auf Langfristigkeit angelegten umfassen-
den Analyse. Am Anfang eines solchen Ent-
scheidungsprozesses steht die Frage, ob eine 
geplante siedlungspolitische Entwicklung un-
ter Berücksichtigung aller Aspekte auf lange 
Sicht überhaupt von Vorteil für die Kommune 
ist. Wird dies bejaht, kann im weiteren Verlauf 
des Prozesses analysiert werden, wie die ange-
strebte Maßnahme im Rahmen der vorhande-
nen Ressourcen umgesetzt werden kann. Dazu 
gehört auch die Überlegung, wie eine Entwick-
lung vermieden wird, die ressourcenintensive 
Verhaltensweisen weiter befördert, und wel-
che Maßnahmen statt dessen ergriffen wer-
den können, die den Menschen ressourcen-
schonende Verhaltensweisen als bequemere 
und alltagstauglichere Alternative anbieten. Ei-
ne solche Analyse kann dann ohne weiteres zu 
dem Ergebnis kommen, dass eine siedlungs-
politische Entwicklung gar nicht erfolgt (Null-
variante) oder nur reduziert durchgeführt wird 
oder in anderer Weise als geplant.

 
Bei einer derartigen Vorge-

hensweise würde es zum Bei-
spiel nicht mehr selbstver-
ständlich sein, dass der Zuzug 
von weiteren Einwohner*in-
nen gefördert oder sogar ak-
tiv beworben wird, und dass 
automatisch Bauland ausge-
wiesen wird, weil zuziehende 
Einwohner*innen Wohnun-
gen benötigen, Investor*in-
nen Druck ausüben oder mit 

dem Verkauf von Grundstücken Geld in die Ge-
meindekasse kommen soll. Im Rahmen der be-
schriebenen Analyse würde vielmehr zunächst 
untersucht, ob ein weiteres Wachstum der Ge-
meinde überhaupt langfristig von Vorteil ist. 
Im weiteren Verlauf würde analysiert, welche 
Art von Wohnraum überhaupt benötigt wird 
und wie ein tatsächlicher Bedarf ressourcen-
arm auf Innenbereichspotentialen, beispiels-
weise im Rahmen einer kompakten Bebauung 
mit reduzierten Wohnflächen, befriedigt wer-
den kann. Für eine gewerbliche Entwicklung 
zeigt das Beispiel Ravensburg, wie in einem 
Gewerbegebiet durch die Reduktion von Park-
platzflächen, der Umnutzung von Brach- und 
Abstellflächen und eine enge Zusammenarbeit 
mit den ansässigen Unternehmen vollständig 
auf die Ausweisung eines ursprünglich ange-
dachten neuen Gewerbegebietes verzichtet 
werden konnte. Auch bei großflächigen Ein-
zelhandelsansiedlungen und Freizeiteinrich-
tungen, darauf verweist ebenfalls das Beispiel 
aus Ravensburg, kann ein Verzicht auf die Ge-
nehmigung aus Perspektive der Kommune die 
gewinnbringendere Variante darstellen, wenn 
die Auswirkungen auf die Innenstadt, das Um-
land, die vorhandenen Flächenpotentiale und 
die entstehenden Verkehre mit einbezogen 
werden. 

Die beschriebene Analyse erfordert eine um-
fassende Bewertung der langfristigen ökono-
mischen, sozialen und ökologischen Folgen so-
wie der fiskalischen Auswirkungen von städte-
baulichen Entwicklungen (Nachhaltigkeitsein-
schätzung). Sie setzt das Vorliegen einer Nach-

haltigkeitsstrategie voraus, die 
dem Ressourcenschutz ein an-
gemessenes Gewicht gegen-
über ökonomischen, sozialen 
und fiskalischen Interessen 
einräumt und sich grundsätz-
lich dazu bekennt, mit den vor-
handenen Ressourcen aus-
kommen zu wollen.

Entscheidend für eine solche 
Analyse ist, dass sie ergebnis-
offen gestaltet wird. Sie erfor-

Siedlungspolitische Ent-
scheidungen bedürfen 
einer ergebnisoffenen 

umfassenden Analyse der 
langfristigen Auswirkun-

gen auf die Kommune, 
bei der auch der Ver-

zicht auf eine geplante 
Maßnahme ein politisch 

akzeptables Ergebnis 
sein kann.
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VI. Zum Schluss: Was sofort getan werden kann

dert die grundsätzliche politische Akzeptanz, 
dass der gänzliche Verzicht auf eine geplan-
te Maßnahme in gleicher Weise akzeptabel ist 
wie die Reduzierung ihres Umfangs, eine alter-
native Lösung oder die Einschätzung, dass ei-
ne gemeinsame Maßnahme auf geeigneteren 
Flächen in der Region sinnvoller ist. Reine An-
gebotsplanungen ohne tatsächlichen Bedarf, 

städtebauliche Maßnahmen, die lediglich dem 
Prestige dienen oder nur kurzfristige Vortei-
le bieten, und Mehrfachstrukturen innerhalb 
einer Region können auf diese Weise gänz-
lich vermieden werden, erforderliche Maßnah-
men können so durchgeführt werden, dass sie 
möglichst wenig Ressourcen verbrauchen. 

Selbstverpflichtung 
–Verzicht auf Außenbereichsflächen

Auch ohne bundesweite Regelungen wie 
die Kontingentierung von Flächen können Ge-
meinden ihre Flächeninanspruchnahme im 
Außenbereich reduzieren. Sie sind die Inhabe-
rinnen der Planungshoheit. Da im Außenbe-
reich ohne Bauleitplanung grundsätzlich kein 
Baurecht besteht, können sie den Zugriff auf 
die grüne Wiese unterbinden und die Sied-
lungsentwicklung auf den Innenbereich kon-
zentrieren. 

Ein wirksames Instrument hierfür ist eine 
Selbstverpflichtung der Gemeinde, in der sie 
die Rahmenbedingungen zum künftigen Um-
gang mit Flächen festlegt. Sie kann darin et-
wa reine Angebotsplanungen ausschließen 
und die Ausweisung von Flächen im Außenbe-
reich ausschließlich an Bedarfe 
knüpfen, die nicht andernorts 
bereits erfüllt werden oder für 
die geeignete Flächen im In-
nenbereich nicht nutzbar ge-

macht werden können. Als langfristiges Ziel 
kann die kommunale Selbstverpflichtung auch 
den Übergang zu einer Flächenkreislaufwirt-
schaft formulieren. Dies bedeutet, dass die In-
anspruchnahme von neuen Flächen im Außen-
bereich zusätzlich an die Bedingung geknüpft 
wird, an anderer Stelle bestehende (nicht oder 
untergenutzten) Siedlungs- oder Verkehrsflä-
chen entsprechend zurückzubauen. 

Um den Nachteil im Wettbewerb mit dem 
Umland zu reduzieren, ist es sinnvoll, den 
Übergang zu einer Flächenkreislaufwirtschaft 
im Zusammenwirken mit anderen Kommunen 
der Region zu realisieren. Auf geeigneten Flä-
chen können so gemeinsame Flächenpools für 
die weitere Siedlungsentwicklung und für den 

Rückbau von Siedlungsstruk-
turen gebildet und die Lasten 
und Vorteile untereinander ge-
recht verteilt werden. 

 Kommunen haben 
es selbst in der Hand: 

Mit einer klaren Selbst-
verpflichtung zu dem 

Umgang mit Flächen im 
Außenbereich können sie 

auch ohne bundesweite 
Vorgaben den Flächen-
verbrauch reduzieren.
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Aktive Innenentwicklung

Ein weitgehender Verzicht auf die Inan-
spruchnahme von Flächen im Außenbereich 
bedeutet für Kommunen eine Verknappung 
von Fläche. Die Herausforderung besteht darin, 
auf entsprechende Bedarfe mit dem vorhande-

nen Flächenangebot zu reagieren. 
In wachsenden Gemeinden müs-
sen mehr Einwohner*innen, mehr 
oder wachsendes Gewerbe und 
mehr begleitende Infrastrukturen 
auf gleichbleibender Siedlungs-
fläche untergebracht werden. Zu-
gleich besteht in allen Gemeinden 
Druck auf die Fläche durch steigen-
de Wohnflächen pro Person, stei-
gende Kfz-Mobilität und Bedürfnis-
se nach großflächigem Einzelhan-
del oder anderen Freizeiteinrich-
tungen.

Hebung bestehender 
Flächenpotentiale

Um dieser Herausforderung zu begegnen, 
bedarf es Strategien zur Hebung von Flächen-
potentialen. Nachverdichtung im Innenbe-
reich ist eine mögliche Strategie. Daneben gibt 
es noch zahlreiche weitere Möglichkeiten: Ein-
wohner*innen können logistisch und ökono-
misch unterstützt werden, bestehende (Alt-)
Immobilien zu erwerben und zu nutzen. Auch 
der Wechsel in eine Wohnung, die der jeweili-
gen Lebenslage – Singlewohnen, Familienpha-
se, altersgerechtes Wohnen – entspricht, kann 
durch Wohnungsbörsen und andere Hilfen er-
leichtert werden. 

Kommunen besitzen 
zahlreiche Möglich-

keiten, bestehende 
Flächenpotentiale aus-

zuschöpfen. Nachver-
dichtung im Innenbe-

reich, Unterstützung 
bei dem Erwerb von 

Bestandsimmobilien 
und bei dem Wechsel 
von Wohnungen sind 

einige Beispiele.

Bestandsgebäude in 

innerstädtischen Lagen 

wie hier die historischen 

Schlachthofgebäude 

in Flensburg haben es 

schwer, sich gegen eine 

Neubebauung auf der 

grünen Wiese durch-

zusetzen, insbesondere 

wenn Denkmalschutz 

besteht. Hier sind krea-

tive Lösungen gefragt, 

um Leerstand wieder in 

Nutzung zu bringen.
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VI. Zum Schluss: Was sofort getan werden kann

Für eine Nachverdichtung 
können Kommunen Konzep-
te entwickeln, um den Aus-
bau bestehender Gebäude-
strukturen zu ermöglichen 
und zu fördern, leerstehende 
und ungenutzte Gebäude in 
Nutzung zu bringen, unterge-
nutzte Grundstücke zu verdichten und Baulü-
cken, Brachen und Konversionsflächen zu er-
tüchtigen und einer Nutzung im Sinne eines 
Flächenrecyclings zuzuführen. Dabei sollte das 
Verdichtungspotential vorrangig solche Flä-
chen erfassen, die entweder bereits erschlos-
sen oder an bestehende Erschließungssysteme 
angebunden sind und gut in bestehende städ-
tische Infrastrukturen (Versorgung, Bildung, 
Kultur, Freizeit) integriert werden können.

Zur Hebung der Nachverdichtungspotentia-
le gibt es erprobte und vielfach bewährte Inst-
rumente. Im Rahmen eines systematischen Flä-
chenmanagements können zum Beispiel nicht 
genutzte und untergenutzte Flächen und Ge-
bäude in einem Flächenkataster erfasst und 
ihr Potential bewertet werden. Die Einrichtung 
von revolvierenden Boden- und Infrastruktur-
fonds ermöglicht es den Gemeinden, langfris-
tig kostenneutral Grundstücke zu erwerben, 
baureif zu machen und an Nutzer*innen nach 
Kriterien zu vergeben, die von der Gemeinde 
festgelegt werden. Der revolvierende Boden-
fonds in Bocholt ist ein Beispiel hierfür. 

 

Steuerung der 
Bodennutzung

Gebäude- und Flächenpotentiale im Innen-
bereich sind in der Regel knapp. Gemeinden 
können die vielfältigen Ansprüche von Ein-
wohner*innen, Investor*innen und Nutzer*in-
nen an diese Flächen nur im Sinne des Gemein-
wohls steuern, wenn sie die Art und Weise der 
Bodennutzung selbst in der Hand behalten. 
Am Effektivsten ist die Steuerungsmöglich-
keit, wenn die Gemeinden selbst Eigentüme-
rinnen der für die städtebauliche Entwicklung 
relevanten Flächen sind. Dies zeigt das Beispiel 
aus Ulm, wo bereits seit über 100 Jahren sehr 
erfolgreich eine strategische Bodenbevorra-
tungsstrategie verfolgt und dadurch Bauland 
grundsätzlich nur von der Stadt zur Verfügung 
gestellt wird. Als Eigentümerinnen können die 
Gemeinden die künftige Nutzung der Grund-
stücke wesentlich beeinflussen. Wollen sie die 
Fläche nicht selbst entwickeln, können sie 

die Vergabe an gemeinwohl-
orientierte Kriterien knüp-
fen und die Grundstücke statt 
nach Höchstpreis an die Be-
werber*innen mit den besten 
Konzepten vergeben. Das Bei-
spiel aus Tübingen zeigt, dass 
Konzeptvergaben erfolgrei-
che Instrumente für die Schaf-

fung lebendiger, kleinteiliger, urbaner Quar-
tiere sind. Auch langfristig können Gemein-
den den Zugriff auf die Grundstücke behal-
ten, indem sie diese bei der Vergabe nicht ver-
kaufen, sondern Erbbaurechte vergeben. Dies 
hat den Vorteil, dass Gemeinden den Zugriff 
auf die Grundstücke zurück erhalten können, 
wenn auf Grund struktureller Veränderungs-
prozesse städtebauliche Anpassungsmaß-
nahmen sinnvoll erscheinen, um ein Brachfal-
len der Flächen zu vermeiden und eine weite-
re Nutzung der Fläche im Sinne des Gemein-
wohls zu gewährleisten.

Befindet sich eine Fläche dagegen in priva-
tem Eigentum, können Gemeinden auf die 
Nutzung des Bodens nur über die Bauleitpla-
nung und ergänzende städtebauliche Verträge 
Einfluss nehmen. Diese Form der Steuerung ist 
aber nur bei Flächen möglich, auf denen noch 
kein Baurecht besteht, und sie bedarf stets der 
Mitwirkungsbereitschaft der Eigentümer*in-
nen d.h. der Bereitschaft, die Fläche zu ent-
wickeln. Auf Flächen, die zur Herstellung von 
Baurecht noch einer Bauleitplanung bedürfen, 
ist dieses Instrument allerdings sehr effektiv, 
wie das Beispiel in Bocholt zeigt, wo Flächen 
bevorzugt überplant und erschlossen werden, 
deren Eigentümer*innen eine hohe Mitwir-
kungsbereitschaft zeigen.

Als Eigentümerin behält 
die Kommune langfristig 
den Zugriff auf relevante 
Grundstücke und kann 
die Bodennutzung im 

Sinne des Gemeinwohls 
beeinflussen.
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Wenn sich Städte im 

Besitz von Boden befin-

den, können diese mit-

entscheiden was damit 

geschieht. Dies kann 

auch bedeuten nicht 

genutzte Flächen als 

Gemeingut und zur Er-

holung zu erhalten.
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Lebensqualität trotz höherer Dichte

Nachverdichtung im Innenbereich ermög-
licht es Gemeinden, auch wachsende Entwick-
lungen in Bezug auf Einwohner*innen und Ge-
werbe zu bewältigen, ohne dafür weitere Frei-
flächen im Außenbereich in Anspruch zu neh-
men. Die Entwicklung kompakter, kleinteiliger 
und nutzungsgemischter Quartiere bietet Ge-
meinden dabei die Möglichkeit, Wohn- und 
Gewerbepotentiale im Innenbereich zu schaf-
fen und zugleich den Verbrauch von Fläche, 
Material und Energie sowie die Belastung mit 
Verkehren zu reduzieren. Dichte, Kleinteiligkeit 
und Nutzungsvielfalt sind zudem Merkmale 
urbaner Quartiere, die geeignet sind, lebendi-
ge und lebenswerte Strukturen zu schaffen. 

Dichte kann zum Beispiel durch kompakte 
Bebauung erreicht werden, die flächeninten-
sive Wohnformen wie Eigenheime oder ein-
geschossige gewerbliche Strukturen vermei-
det. Gebäude und Räume können flexibel an 
die verschiedenen Lebensphasen der Bewoh-
ner*innen und sich wandelnde Nutzungsbe-
darfe angepasst und mit logistischer und fi-
nanzieller Unterstützung von Umzügen ver-

knüpft werden. Auf diese Weise kann eine op-
timale Auslastung knapper Wohn- und Ge-
werbeflächen erreicht, die Funktionsfähigkeit 
eines Quartiers langfristig erhalten und struk-
turellen Problemen und Leerständen vorge-
beugt werden. 

Eine höhere Dichte kann in innerstädtischen 
Quartieren auch durch die Reduktion indivi-
duell genutzter Flächen für Wohnen, Arbei-
ten und Gewerbe und von Flächen für moto-
risierte Individualverkehre zugunsten gemein-
schaftlich genutzter Flächen, öffentlicher Räu-
me und alternativer Mobilitätsformen erreicht 
werden. Wohngemeinschaften, Cluster-Woh-
nen oder auch nur die gemeinschaftliche Nut-
zung von Wirtschafts- und Freizeiträumen wie 
Waschkellern, Hobbyräumen oder Dachterras-
sen und das Teilen von Haushalts- oder Garten-
geräten reduzieren den Verbrauch von Fläche, 
Energie und Material und ermöglichen unter-
schiedliche Abstufungen zwischen Individua-
lität und Gemeinschaft. Vergleichbares gilt für 
gewerbliche Nutzungen, die sich Lagerräume 
teilen und ihre Logistik gemeinsam organisie-

Nach langen Ausein-

andersetzungen und 

intensiver Bürgerbe-

teiligung soll die Berg-

mannstraße im Berliner 

Bezirk Friedrichshain-

Kreuzberg umgestaltet 

werden. Links die Stra-

ße im jetzigen Zustand, 

rechts die Planungsva-

riante, die das Straßen- 

und Grünflächenamt 

des Bezirks nach den 

Wünschen der Einwoh-

ner*innen entwor-

fen hat. 
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VI. Zum Schluss: Was sofort getan werden kann

ren. Die Reduktion von Stellplätzen für indivi-
duelle Kfz, ihre Zusammenfassung an weni-
gen Stellen im Bereich größerer Verkehrsach-
sen und die Einrichtung Kfz-freier Bereiche er-
möglichen die Nutzung von Straßen und We-
gen als Orte der Begegnung, zum Spielen und 
für die Freizeitgestaltung. Attraktiv verknüpfte 
und bequem nutzbare Möglichkeiten für eine 
Mobilität zu Fuß, mit dem Fahrrad, dem ÖPNV 
oder mit Sharing-Angeboten ersetzen die Not-
wendigkeit eines eigenen PKW. All dies wirkt 
sich nicht nur positiv auf den Ressourcenver-
brauch aus, sondern fördert auch lebendige 
soziale Gefüge durch gemeinschaftliches Le-
ben und Wirtschaften, stellt mehr Raum für vie-
le Menschen zur Verfügung und mindert die 
Belastung mit Lärm und Schadstoffen.

Nutzungsvielfalt als weiterer wesentlicher 
Baustein für die Einsparung von Ressourcen 
bedeutet eine Orientierung von Quartieren an 
dem Leitbild der Stadt der kurzen Wege. Inner-
städtische Quartiere werden so gestaltet, dass 
eine kleinteilige funktionale Durchmischung 
von Wohnen, Arbeit, Versor-
gung, Bildung, Kultur und Frei-
zeit entsteht und möglichst al-
le täglichen Bedarfe schnell 
und bequem um die Ecke be-
friedigt werden können. Dies 
bietet nicht nur alltagsprak-
tische Vorteile. Funktionsge-
mischte Quartiere tragen zur 
Reduzierung des Flächenver-
brauchs bei, motorisierte Weg-

strecken werden vermieden und vorhande-
ne Infrastrukturen maximal ausgelastet. Wei-
sen die Quartiere nicht nur eine funktionale, 
sondern auch eine soziale Mischung auf, kön-
nen zusätzlich auch stabile und lebendige so-
ziale Gefüge und eine urbane Lebensquali-
tät erreicht werden. Eine kleinteilige Vielfalt 
von Wohnformen und Bauträgerstrukturen 
kann hierzu beitragen und sowohl bezahlba-
ren Wohnraum als auch Alternativen für Adres-
sat*innen von Eigentumswohnungen und Ei-
genheimen bereitstellen.

Öffentliche Flächen: 
Mehr Raum für 

Menschen

Dichte braucht Freiraum, und großzügige 
Freiflächen in innerstädtischen Quartieren kön-
nen zu einer Reduktion des Flächenverbrauchs 
und der Belastung durch Individualverkehre 

beitragen. Was zunächst pa-
radox klingt, erschließt sich 
ganz einfach. Ein qualitäts-
volles Wohnumfeld mit groß-
zügigen gemeinschaftlichen 
Flächen, die hohe Aufent-
haltsqualität besitzen, kann 
wesentlich dazu beitragen, 
Wohnen auf reduzierten indi-
viduellen Flächen als attraktiv 
für Menschen aus ganz unter-

Kompakte, kleinteilige 
und nutzungsgemisch-

te Quartiere ermög-
lichen es Gemeinden, 

die Herausforderung zu 
meistern, vorhandene 

Flächen im Innenbereich 
zwischen den vielfältigen 
Nutzungsansprüchen zu 

verteilen.
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schiedlichen Lebensbereichen er-
scheinen zu lassen. Wenn attraktive 
Freiräume vorhanden sind, die al-
len gemeinschaftlich für Erholung, 
Begegnung, Spiel und Spaß, zum 
Sport, zum Gärtnern oder weiteren 
Tätigkeiten zur Verfügung stehen, 
bedarf es weniger Wohnfläche und 
weniger Aktivitäten außerhalb des 

Quartiers oder Stadtteils, um sich in Alltag und 
Freizeit wohl zu fühlen. Dies gilt umso mehr, 
wenn diese Freiflächen noch weitere Funktio-
nen erfüllen und zum Beispiel zur Begrünung 
des Wohnumfelds beitragen, die Biodiversität 
fördern, das lokale Klima verbessern oder Ex-
tremwettereignisse wie zum Beispiel Hitze ab-
mildern. 

Der Platz hierfür kann durch die konsequen-
te Nutzung der Flächen gewonnen werden, die 
durch kompakte Baustrukturen und die Re-
duktion der Wohn- und Gewerbeflächen ein-
gespart werden. Auch der öffentliche Straßen-
raum kann hierfür nutzbar gemacht und nicht 
nur zugunsten von Fuß-, Fahrrad- und ÖPNV-
Verkehren neu aufgeteilt werden, sondern 
auch zugunsten des Aufenthalts von Men-
schen. Das Bauplanungs- und das Straßen-
recht bieten hierfür vielfältige Spielräume, die 
konsequent genutzt werden können. Die Pla-
nung und Einrichtung Kfz-freier oder Kfz-armer 
Quartiere, verkehrsberuhigter Bereiche oder 
von Fußgänger*innenbereichen sind einige 
Beispiele. Weitere Möglichkeiten, um Raum für 

Aufenthalt oder die Gestaltung des Wohnum-
feldes zu schaffen, bietet der Verzicht auf Park-
plätze oder ihr Rückbau, wie das erfolgreiche 
Beispiel Siegen zeigt, und der weitest mögli-
che Verzicht auf den Nachweis von Stellplätzen. 

Mobilität: Mehr Platz 
zu Fuß, für Fahrrad, Bus 

und Sharing-Dienste

Kfz-Verkehre beanspruchen für den fließen-
den und ruhenden Verkehr einen nicht unwe-
sentlichen Anteil an den knappen Flächen ei-
ner Gemeinde und belasten Städte mit Lärm 
und Schadstoffen. Die Reduzierung von Auto-
verkehren muss aber nicht Verlust von Mobi-
lität bedeuten. Mobilität kann innerhalb von 
Städten auch mit weniger Flächeninanspruch-
nahme und weniger Belastungen organisiert 
werden. 

So haben es Gemeinden grundsätzlich selbst 
in der Hand, Erreichbarkeit, Taktung und Füh-
rung ihres ÖPNV auf den Straßen so auszubau-
en, dass Wege ebenso schnell und bequem 
oder sogar schneller und bequemer zurückge-
legt werden können als mit dem Auto, und sie 
können die Preise so gestalten, dass die Nut-
zung des ÖPNV einen spürbaren finanziellen 
Vorteil gegenüber den Kosten für einen eige-
nen PKW darstellt. Gemeinden können weiter 

Lebensqualität trotz höherer Dichte

 Attraktive Freiräume 
helfen, Flächen zu sparen 
und Verkehre zu reduzie-
ren. Gemeinden besitzen 

genügend Spielräume, 
um auch den öffentlichen 

Straßenraums hierfür 
nutzbar zu machen.

Geschützte eigene 

Fahrspuren und attrak-

tive Abstellräume er-

möglichen eine schnel-

le, bequeme und siche-

re Mobilität mit dem 

Fahrrad.
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breite, attraktive Fuß-und Radwege ausbauen 
und Platz für flächendeckende Sharing-Ange-
bote zur Verfügung stellen, die dann auch ei-
ne individuelle Mobilität mit dem Kfz ermög-
lichen, ohne dass dazu ein eigenes Auto not-
wendig wäre. Wird Mobilität in dieser Weise or-
ganisiert und attraktiv miteinander verknüpft, 
können Gemeinden in ihren Satzungen auch 
die Anforderungen des Bauordnungsrechts an 
den Nachweis von Stellplätzen bei Bauvorha-
ben auf ein Minimum senken. 

Diese Maßnahmen brauchen allerdings Platz, 
für Busspuren, Fußwege, Radwege und Flä-
chen für Sharing-Angebote, damit alternative 
Mobilität tatsächlich schnell und bequem er-
folgen kann. Sie erfordern eine Umverteilung 
des Straßenraums zu Lasten der Flächen, die 
bisher dem Kfz-Verkehr zur Verfügung stehen. 
Fahrbahnen müssten neu aufgeteilt, der Park-
raum auf den Straßen so weit 
wie möglich eingeschränkt 
oder verteuert und die Son-
dernutzungspraxis in Bezug 
auf Sharing-Angebote großzü-
gig gehandhabt werden.

Viele Städte beschreiten der-
zeit diesen Weg und versuchen, 
insbesondere Fußgänger*in-
nen und Fahrradfahrer*innen 

mehr Raum zu geben. Das Beispiel der Ein-
richtung von Bike-Lanes in Berlin (und inzwi-
schen in einer Vielzahl von anderen Städten) 
verdeutlicht diese Anstrengungen. Wie sich 
an diesem Beispiel zeigt, ist die Umverteilung 
von Straßenraum wegen der Orientierung des 
Verkehrsrechts an den Bedarfen des tatsächli-
chen Verkehrs nicht einfach, weil diese Bedarfe 
nach wie vor durch den Kfz-Verkehr dominiert 
werden. Es gibt aber Spielräume. Sie erfordern 
politische Entscheidungen mit einer sorgfälti-
gen Begründung, soweit Straßen für alternati-
ve Mobilitätsarten umgewidmet werden sollen, 
und Entscheidungen der Straßenverkehrsbe-
hörden mit sorgfältigen verkehrlichen Begrün-
dungen, soweit verkehrliche Anordnungen 
wie z.B. die Einrichtung von Fahrradstreifen auf 
der Grundlage der Straßenverkehrsordnung 
(StVO) erfolgen sollen. Die Notwendigkeit ei-
ner stärkeren Entflechtung der Verkehrsarten 

voneinander kann eine solche 
Begründung liefern, insbeson-
dere wenn das Aufkommen an 
Fuß-, Fahrrad- und ÖPNV-Ver-
kehren kontinuierlich ansteigt. 

VI. Zum Schluss: Was sofort getan werden kann

Eine Mobilität zu Fuß, 

mit dem Fahrrad und 

dem ÖPNV braucht 

Platz. In Innenstädten 

mit knappen Räumen 

kann dies nur zulasten 

des Individualverkehrs 

mit dem PKW erfolgen. 

 Eine Verteilung 
des Straßenraums zu-

gunsten von Fußgänger-, 
Fahrrad- und ÖPNV-
Verkehren ermöglicht 

eine schnelle und beque-
me Mobilität ohne die 
Notwendigkeit eines 

eigenen PKW.
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Suffizienzpolitik 
– Mehr als nur weniger 

Die politischen, ökonomischen und rechtli-
chen Rahmenbedingungen einer auf Wachs-
tum ausgerichteten Gesellschaft machen es 
Kommunen schwer, eine Siedlungspolitik zu 
betreiben, die sich konsequent an der Reduk-
tion des Ressourcenverbrauchs orientiert und 
dabei nicht nur technische Lösungen verfolgt, 
sondern durch soziale Innovationen auch auf 
Verhaltensweisen von Menschen einwirken will.

Dennoch können Kommunen sich auch un-
ter den gegebenen Umständen auf den Weg 
zu einer suffizienzorientierten Siedlungspolitik 
begeben. Hierfür braucht es vor allem politi-
schen Willen, Durchhaltevermögen und Kreati-
vität. Denn der Verzicht auf Wachstum ist nicht 
konfliktfrei zu bewältigen, geht es bei Suffizi-
enzpolitik doch im Wesentlichen um die Ver-
teilung knapper Räume zwischen den vielfäl-
tigen Ansprüchen, die an sie gestellt werden. 
Kommunen können jedoch aufzeigen, dass 
suffizienzorientiertes Wohnen und Wirtschaf-
ten, alternative Mobilität und wohnungsnahe 
Freizeitgestaltung ebenfalls attraktiv sein kön-
nen und ein gutes Leben für viele Menschen 

ermöglichen. Dies kann gelingen, wenn die er-
forderlichen städtebaulichen Prozesse mit den 
Einwohner*innen und anderen Akteur*innen 
in transparenten und kooperativen Verfahren 
gemeinsam gestaltet werden.

Es wäre also ein Missverständnis, davon aus-
zugehen, Suffizienz(politik) hieße, einfach al-
les beim Alten zu belassen und auf eine aktive 
Stadtentwicklung zu verzichten. Das Gegen-
teil ist der Fall. Damit „Weniger“ genug werden 
kann, bedarf es einer aktiven Gestaltung durch 
die kommunalen Entscheidungsträger*innen 
aus Politik und Verwaltung – oftmals gegen 
scheinbar übergroße Hürden. Gelingt dies aber 

– wofür diese Veröffentlichung zahlreiche Bei-
spiele und konkrete Wege beschreibt – bedeu-
tet Suffizienz für die Bürger*innen nicht Ver-
zicht, sondern es wird möglich, bei einem sin-
kenden Ressourcenverbrauch eine hohe Le-
bensqualität zur erhalten. In diesem doppelten 
Sinne ist kommunale Suffizienz(politik) mehr 
als nur weniger.

Räume für Begegnung, 

Kommunikation, Spiel 

und Spaß können ent-

stehen, wenn öffentliche 

Straßen für ein gemein-

sames Miteinander zur 

Verfügung gestellt werden 

– wie hier im Quartier Ot-

tensen in Hamburg.
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und die Bedeutung von Stadtutopien. Sie eröffnen eine Debatte darüber, wie sich 
notwendige städtische Wenden durch eine sozialökologische Neuorientierung vor 
Ort verwirklichen lassen.



Weitere Autoren im oekom verlag

Manfred Folkers, Niko Paech

All you need is less
Eine Kultur des Genug aus ökonomischer und buddhistischer Sicht
Erscheinungstermin: 17.03.2020
256 Seiten, Klappenbroschur
Preis: 20 €, ISBN 978-3-96238-058-8

Achtsamkeit und Nachhaltigkeit sind in aller Munde. Sie sind die zentralen Pfeiler 
der modernen Suffizienz-Bewegung, aber auch der Lehre des Buddha. Die Autoren 
loten aus, welche Potenziale diese Konzepte enthalten, um den Wachstumspfad zu 
verlassen und eine Kultur des Genug zu entwickeln.



Viele Städte sind unter Druck: Der Wohnraumbedarf steigt und mit ihm die Kosten für 
das Wohnen. Gewerbe und Handel wünschen sich zusätzlich Raum – vor allem am 
Stadtrand. Jedes Jahr werden mehr und immer größere Autos zugelassen, für die es 
Verkehrs- und Parkflächen braucht. Bislang reagieren Kommunen auf steigende An-
forderungen mit Wachstum, das heißt, Brachen oder Ackerland werden in Siedlungs-
fläche umgewandelt. Dort aber, wo Flächenkonflikte durch Wachstum gelöst werden, 
kollidiert dies mit Nachhaltigkeitszielen; mit der Reduktion von Emissionen oder dem 

schonenden Umgang mit Ressourcen. 

Wie also wird weniger genug? Wie gelingt es, die Stadt für alle Menschen bezahlbar, 
lebenswert und alltagstauglich zu machen, ohne immer mehr Ressourcen zu verbrau-
chen? Die Nachhaltigkeitsstrategie der Suffizienz setzt auf Verhaltensänderung an-
stelle von Wachstum, um diese Ziele zu erreichen. Suffizienz in der Stadtentwicklung 
bedeutet, die städtische Infrastruktur so umzubauen, dass ressourcenarmes Leben 
einfach wird. Suffizienz fördert öffentlichen Wohlstand und schränkt privaten Luxus ein. 
Konkret heißt das, funktionsgemischte Quartiere, die Stadt der kurzen Wege, gemein-

schaftliches Wohnen oder die Innen- vor Außenentwicklung voranzutreiben. 

Entlang zahlreicher Beispiele aus der Praxis zeigt die Publikation, wie suffizienzorien-
tierte Stadtentwicklung gelingen kann, ohne die Grenzen der Suffizienz in einer wachs-

tumsorientierten Gesellschaft zu verschweigen.   

Die Publikation ist ein Ergebnis eines transdisziplinären Forschungs- und Entwick-
lungsvorhabens von Wissenschaftler*innen des Norbert Elias Centers der Europa-Uni-

versität Flensburg und der Verwaltung der Stadt Flensburg.
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